Bezirksamt Neuk®élin von Berlin
Stadtentwicklungsamt
Fachbereich Stadtplanung
Stapl b1 — 6144/XIV-60/1-08

Begrindung
zum Bebauungsplanentwurf
XIV-60

(,Mohriner Allee / Buckower Damm®)

fir das Gelande

zwischen Mohriner Allee, Buckower Damm und Neukollin-Mittenwalder-Eisenbahn, das
Grundstiick Mohriner Allee 25 sowie Abschnitte der Mohriner Allee und
des Buckower Dammes sowie der Neukollin-Mittenwalder-Eisenbahn

im Bezirk Neukdlln, Ortsteil Britz

Festsetzungsbegrindung
gemal § 9 Absatz 8 Baugesetzbuch
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Bebauungsplan XIV-60 Planungsgegenstand und Entwicklung der Planungstiberlegungen

I Planungsgegenstand und Entwicklung der Planungstber-
legungen

1 Veranlassung und Erforderlichkeit

Anlass fur die Aufstellung des Bebauungsplans XIV-60 im Jahr 1963 war der geplante Aus-
bau der Hauptverkehrsstralien Mohriner Allee, Buckower Damm, Britzer Damm und die er-
forderliche Aufhebung der der Planung entgegenstehenden formlich festgestellten Stral3en-
und Baufluchtlinien. Im Zusammenhang mit der Bundesgartenschau 1985 wurden die Pla-
nungsabsichten dahingehend erweitert, dass parallel zur Mohriner Allee und zum Buckower
Damm Grinverbindungen zwischen dem Geldnde der Bundesgartenschau (Britzer Garten)
und dem Gutspark Britz sowie entlang der Neukdlln-Mittenwalder Eisenbahn entwickelt wer-
den sollten. Die bis dahin weitgehend unbebauten Gewerbeflachen sollten fur arbeitsplatz-
schaffende Investitionen planungsrechtlich vorgehalten werden. Gegenstand des Bebau-
ungsplans XIV-60 waren urspringlich auch die Grundstiicke Koppelweg 1 / Britzer Damm
206/210 / Mohriner Allee 2/4 mit dem Ziel der Entwicklung und Neuordnung als Allgemeines
Wohngebiet.

Anderungsbeschliisse zum Bebauungsplanentwurf XI1V-60 erfolgten am 29.03.1965 (Bezirks-
amtsvorlage Nummer 59/65), 23.03.1982 (Bezirksamtsvorlage Nummer 89/82) und
18.01.1988 (Bezirksamtsvorlage Nummer 18/88). In seiner Sitzung am 09.08.2005 (Bezirks-
amtsvorlage Nummer 136/05) hat das Bezirksamt beschlossen, den Geltungsbereich um die
Grundstiicke Koppelweg 1 / Britzer Damm 206/210 / Mohriner Allee 2/4 zu reduzieren. Ziel
fur den gednderten Geltungsbereich bleibt die Festsetzung von Gewerbegebiet, Strallenver-
kehrsflache sowie Grunflache mit der Zweckbestimmung ,Offentliche Parkanlage®.

Die Grundlage fir die Beurteilung von Vorhaben bildet gegenwartig, mit Ausnahme auf einer
Teilflache parallel zur Bahn, der Baunutzungsplan fur Berlin in der Fassung vom 28.12.1960
in Verbindung mit den planungsrechtlichen Vorschriften der Bauordnung Berlin in der Fas-
sung vom 21.11.1958 sowie der Bebauungsplan XIV-A. Im Baunutzungsplan ist das Plange-
biet weitgehend als Beschranktes Arbeitsgebiet ausgewiesen. Im Beschrankten Arbeitsge-
biet sind gewerbliche Betriebe zulassig, wenn sie keine erheblichen Nachteile oder Belasti-
gungen fur die nahere Umgebung verursachen. Damit sind auch grofR¥flachige Einzelhan-
delsbetriebe zunéchst allgemein zuldssig. Einzelhandelsbetriebe (insbesondere grof3flachi-
ge) sollen nach den Steuerungsgrundsatzen des Stadtentwicklungsplans Zentren 3, den
Ausfuihrungsvorschriften zum Flachennutzungsplan und den Ausfuhrungsvorschriften tber
grof¥flachige Einzelhandelseinrichtungen in die zentralen Versorgungsbereiche gelenkt wer-
den. Die Festsetzungen des Baunutzungsplans fur diesen Bereich stehen damit im Wider-
spruch zu den drtlich anzustrebenden stadtebaulichen Zielen der genannten Planwerke und
waren heute nicht mehr aus dem Flachennutzungsplan entwickelbar. Auch das bezirkliche
Einzelhandels- und Zentrenkonzept schliel3t grof3flachige Einzelhandelsbetriebe im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplans XIV-60 aus.

Nach § 1 Absatz 6 Nummer 4 und 11 Baugesetzbuch sind bei der Aufstellung der Bauleit-
plane insbesondere die Erhaltung, Fortentwicklung zentraler Versorgungsbereiche sowie die
Ergebnisse eines von der Gemeinde beschlossenen stadtebaulichen Entwicklungskonzeptes
zu bertcksichtigen. Damit ergibt sich ein Planungserfordernis gemaR § 1 Absatz 3 Bauge-
setzbuch. Auch die Entstehung der aus stadtebaulichen Griinden unerwiinschten Agglome-
ration mehrerer kleinflachiger und eines grofflachigen Einzelhandelsbetriebes aulRerhalb
zentraler Versorgungsbereiche sowie die Erweiterungsabsicht eines Betriebes begriindet
hier ein Planerfordernis nach § 1 Absatz 3 Baugesetzbuch.
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2 Beschreibung des Plangebiets

2.1 Stadtraumliche Einbindung / Gebietsentwicklung

Stadtraumliche Einbindung

Das Plangebiet des Bebauungsplans XIV-60 befindet sich im Bezirk Neuk®élin, Ortsteil Britz.

Es liegt

- am Buckower Damm, sid- / sudostlich der Autobahnanschlussstellen Gradestral3e
(BAB A 102), Britzer Damm und Buschkrugallee (BAB A 100; Entfernung jeweils circa
2,2 Kilometer) und sudwestlich der Autobahnanschlussstelle Spathstral’e (BAB A 113;
circa 2,7 Kilometer),

- an der Trasse der Neukdlin-Mittenwalder Eisenbahn mit verkehrlicher Anbindung der
Gewerbe-/ Industriegebiete Teltowkanal (Tempelhof / Britz) und Kanalstraf3e (Rudow),

- nahe des Britzer Gartens mit Hauptzugang von der Mohriner Allee und Nebeneingang
vom Massiner Weg (westlich des Plangebiets),

- circa 2,7 Kilometer nordwestlich des Stadtteilzentrums Johannisthaler Chaussee, circa
3,0 Kilometer westlich des Ortsteilzentrums Mariendorfer Damm, circa 4,0 km stdlich
des Ortsteilzentrums Hermannstrae und in circa 5,0 Kilometer Entfernung zum
Hauptzentrum Karl-Marx-Straf3e in Neukdlln.

Gebietsentwicklung

Das Plangebiet wird im Westen durch die Trasse der Neukdlln-Mittenwalder Eisenbahn, die
bereits seit 1900 in Betrieb ist, begrenzt. Die rund 27 Kilometer lange Strecke verlief ur-
spriunglich von Mittenwalde Nord zum Bahnhof Hermannstra3e. Der Bahnhof Britz, der sich
im Nordwesten des Plangebiets befand, wurde zum Hauptbetriebshof ausgebaut. Im Jahr
1955 erfolgte die Einstellung des Personenverkehrs zwischen Hermannstra3e und Rudow.
Damit wurde der Bahnhof Britz nicht mehr gebraucht, das Bahnhofsgebaude wurde spater
abgerissen. Teilflachen der planfestgestellten Eisenbahnflache wurden zwischenzeitlich ent-
widmet und teilweise durch das Land Berlin erworben.

Noch Mitte der 60er Jahre waren die Flachen im Geltungsbereich weitestgehend unbebaut.
Sudlich der Mohriner Allee befanden sich die Gewachshéauser einer Gartnerei. Die Mohriner
Allee (vormals Mariendorfer Allee) war fur ihre zahlreichen Gartnereibetriebe bekannt.

1968 wurde als erstes grof3es Bauvorhaben innerhalb des Plangebiets das Umspannwerk,
Buckower Damm 38, realisiert.

1985, im Zusammenhang mit der Bundesgartenschau, wurden die Flachen im Plangebiet fiir
die Unterbringung der erforderlichen Parkplatze genutzt. Als flankierende MalRnahmen zur
Bundesgartenschau wurden ab 1983 die Randbereiche des Gewerbegebiets entlang der
Mohriner Allee und dem Buckower Damm in einer Breite von 10 bis 25 m begrint.

Im Rahmen eines Kunstwettbewerbs zur Bundesgartenschau entstand die Eselskulptur im
Kreuzungsbereich Mohriner Allee / Buckower Damm (Kiinstler Eckhart Haisch). Einst befand
sich an dieser Stelle die Gaststatte ,Zum goldenen Esel, die im Zusammenhang mit den
notwendigen Verbreiterungen der Verkehrsflachen abgerissen werden musste.

In den nachsten Jahrzehnten erfolgte sukzessive eine Bebauung der tbrigen Grundstiicke.

2.2 Geltungsbereich und Eigentumsverhaltnisse

Geltungsbereich

Der rund 9,7 Hektar groRe Geltungsbereich umfasst das Gewerbegebiet zwischen Mohriner
Allee, Buckower Damm und Neukdlin-Mittenwalder Eisenbahn, das Grundstick Mohriner
Allee 25 sowie angrenzende Verkehrs- und Bahnflachen.
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Eigentumsverhéltnisse

Die im Plangebiet befindlichen StrafRen, die Platzflache im Kreuzungsbereich Mohriner Allee
/ Buckower Damm sowie die Grundsticke Buckower Damm 20 / Mohriner Allee 7 und
Mohriner Allee 25 befinden sich im Eigentum des Landes Berlin.

Die Bahnflachen sowie die Flachen des ehemaligen Bahnhofs Britz (Mohriner Allee 23) sind
im Eigentum der Neukdlln-Mittenwalder Eisenbahn. Das Grundstiick Buckower Damm 38
befindet sich im Eigentum eines Energieversorgungsunternehmens.

Die Grundstiicke Mohriner Allee 21/21B sowie Buckower Damm 30/34 und 50 sind in Privat-
eigentum oder durch Erbbaupachtvertrage an Private vertraglich gebunden.

2.3 Stadtebauliche Situation und Bestand

Die am Buckower Damm gelegenen Grundstiicke sind mit ein- bis dreigeschossigen Biro-,
Einzelhandels-, Versorgungs- und sonstigen Gewerbegebauden bebaut.

Auf dem Grundstiick Buckower Damm 50 befinden sich, neben zwei Lebensmittel-
Einzelhandelsbetrieben, eine Tanzschule und eine Sportschule fur Kampfsportarten. Ein
weiterer Lebensmittel-Einzelhandelsbetrieb, ein Getrankemarkt, jeweils unterhalb der
Schwelle zur Grol3flachigkeit, sowie ein Kraftfahrzeug-Freihandel und Kraftfahrzeug-
Reparaturbetrieb sind in der Mohriner Allee 21 bis 21B ansassig. Auf dem Grundstiick
Buckower Damm 34 existiert ein Lebensmittel-GroR3handelsbetrieb.

Im Jahr 2014 wurde hinter dem alten Umspannwerk, Buckower Damm 38, eine neue, kom-
plett ferngesteuerte Anlage in Betrieb genommen. Etwa 26.000 Haushalts- und Gewerbe-
kunden werden von hier mit Strom versorgt.

Auf dem Grundstlick Mohriner Allee 7 / Buckower Damm 20 befindet sich der Wirtschaftshof
des Stral’en- und Grinflachenamtes Neukdlin. Auf dem Gelande befinden sich Werkstatten,
Lagerflachen, eine Tankstelle fir kommunale Fahrzeuge sowie eine Betriebsleiterwohnung
im Gebaude Mohriner Allee 7.

In den Gebauden, Buckower Damm 30, sind verschiedenste Dienstleistungs-, Handels- und
Produktionsbetriebe untergebracht.

Das Grundstiick Mohriner Allee 23 wird bis in Hohe der siudlichen Grenze des Grundstucks
Buckower Damm 34 als Lager- und Abstellfliche durch verschiedene Firmen genutzt. Fir
die Betriebe liegen keine Genehmigungen vor.

Die ehemals gewerbliche Nutzung auf dem Grundstiick Mohriner Allee 25 wurde abgerdumt,
die Flache ist durch Geholzaufwuchs gekennzeichnet.

Die Freiflachen der Gewerbegrundstiicke sind grofdtenteils versiegelt und dienen als Er-
schlieBungs-, Stellplatz- und Lagerflachen. Das Grundstick Mohriner Allee 23 sowie die
ehemaligen Bahnflachen stdlich des Grundstiicks sind unversiegelt mit alterem Baumbe-
stand, jedoch durch die Lagernutzung stark beeintrachtigt.

Vegetationsflachen befinden sich parallel zur Mohriner Allee, zum Buckower Damm und ent-
lang der internen Grundstlicksgrenzen. Das Gebaude Mohriner Allee 7 / Buckower Damm 20
wird durch einen begriinten Wall, der entlang des Buckower Damms in Richtung Siden aus-
lauft, von den noérdlich und 6stlich angrenzenden Verkehrsflachen abgegrenzt.

Innerhalb des Plangebiets verlauft die Trasse der Neukdlin-Mittenwalder Eisenbahn.

Abschnitte der ausgebauten HauptverkehrsstraRen Mohriner Allee, zwischen Neukdlln-
Mittenwalder Eisenbahn und Buckower Damm, und Buckower Damm, vor den Grundstiicken
Mohriner Allee 20/30, liegen vollstdndig im Plangebiet; weitere Teilflachen des Buckower
Damms, der Mohriner Allee sowie der angrenzenden StralRe Neumarkplan sind bis zur Stra-
Renmitte in den Geltungsbereich einbezogen.

Das Plangebiet grenzt im Norden und Westen sowie stddstlich an Wohngebiete (mehrge-
schossige Zeilenbebauung der funfziger Jahre, niedrige Einzelhausbebauung mit Hausgar-
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ten, Seniorenwohnheime) sowie erganzende Gemeinbedarfseinrichtungen (Anlagen fur
kirchliche und soziale Zwecke). Ostlich befinden sich ungedeckte Sportanlagen sowie vor-
wiegend gewerbliche Nutzungen. Weiter nordlich befindet sich mehrgeschossiger Woh-
nungsneubau (Alt-Britz, Ecke Buckower Damm; Britzer Damm, Ecke Koppelweg). Daran
anschlie3end Uberwiegt die dorflich-gemischte Bebauung (Alt-Britz), teilweise mit gewerbli-
cher Pragung (Britzer Damm).

2.4 Geltendes Planungsrecht

2.4.1 Baunutzungsplan und Bebauungsplan XIV-A

Baunutzungsplan

Nach dem Baunutzungsplan fir Berlin in der Fassung vom 28.12.1960 (Amtsblatt flr Berlin
1961, Seite 742), der zusammen mit den planungsrechtlichen Vorschriften der Bauordnung
fur Berlin in der Fassung vom 21.11.1958 (Gesetz- und Verordnungsblatt, Seite 1104) und in
Verbindung mit den formlich festgesetzten Fluchtlinien als Ubergeleiteter qualifizierter Be-
bauungsplan im Sinne des 8 30 Absatz 1 Baugesetzbuch weiter gilt, liegen

- das Gelande zwischen Mohriner Allee, Buckower Damm und Neukolin-Mittenwalder
Eisenbahn, mit Ausnahme des Grundstiicks Mohriner Allee 23, im Beschrankten Ar-
beitsgebiet mit der Baustufe 11/3 (zweigeschossig, Grundflachenzahl 0,4, Baumassen-
zahl 2,4), das Mal3 der baulichen Nutzung in Beschrankten Arbeitsgebieten bestimmt
sich nach der Baumassenzahl,

- das Grundstiick Mohriner Allee 25 im Allgemeinen Wohngebiet mit der Baustufe 11/2
(zweigeschossig, Grundflachenzahl 0,2, Geschossflachenzahl 0,4).

In der Baustufe 11/3 gilt die geschlossene Bauweise.

Die Trasse der Neukoélin-Mittenwalder Eisenbahn, einschlie3lich des Grundstiicks Mohriner
Allee 23 (ehemaliger Bahnhof Britz), ist als Bahnflache dargestellt. Nach Entwidmung der
Bahnflachen im Bereich des Grundstiicks Mohriner Allee 23 richtet sich die Zulassigkeit von
Bauvorhaben nach § 34 Baugesetzbuch.

GemalR der Bauordnung fir Berlin 1958 sind im Beschrénkten Arbeitsgebiet folgende Nut-
zungen zulassig:

a) Gewerbliche Betriebe, wenn sie keine erheblichen Nachteile oder Belastigungen fur die
nahere Umgebung verursachen kdnnen;

b) Gebaude fur Verwaltung, Geschafts- und Blrohauser;
c)  Wohnungen flir Aufsichts- und Bereitschaftspersonal.

Bebauungsplan XIV-A

Mit dem Bebauungsplan XIV-A vom 28.10.1970 wurde auf die Regelungen der Baunut-
zungsverordnung vom 26.11.1968 umgestellt. Dies betrifft unter anderem die Berechnung
des Mal3es der baulichen Nutzung, die Ermittlung der Geschossflache, der Baumasse, die
Zulassigkeit von einzelnen baulichen Anlagen auf den nicht als Uberbaubar festgesetzten
Grundstucksflachen und die Zulassigkeit von Stellplatzen in festgesetzten Baugebieten.

24.2 Formlich festgestellte StraRen- und Baufluchtlinien

Im Plangebiet befinden sich formlich festgestellte Stral3en- und Baufluchtlinien in der Mohri-
ner Allee vom 22.9.1899, im Buckower Damm vom 22.9.1899 und 12.5.1908, im Neumark-
plan vom 8.6.1957 sowie innerhalb des Baugebiets vom 22.9.1899. Daruiber hinaus befinden
sich formlich festgesetzte Freiflachengrenzen in der Mohriner Allee sowie angrenzend auf
Teilflachen der Grundsticke Mohriner Allee 23 und 21/21B.
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24.3 Veranderungssperre

Am 24.02.2015 wurde ein Bauantrag zur Erweiterung eines Lebensmittel-Discountbetriebes
auf dem Grundstiick Buckower Damm 50 und einer angrenzenden Teilflache der Neukdlln-
Mittenwalder Eisenbahn, die zu diesem Zweck bereits von der Eisenbahngesellschaft erwor-
ben wurde, eingereicht. Durch die geplante Erweiterung wirde eine Gesamtverkaufsflache
von mindestens 1.004 Quadratmeter entstehen und der mal3gebliche Schwellenwert zur
GroR¥flachigkeit von 800 Quadratmeter deutlich Uberschritten werden. Auf Grund der pla-
nungsrechtlichen Einstufung als grof3flachiger Einzelhandel widerspricht die beantragte Nut-
zung den Festsetzungen des Bebauungsplanentwurfs XIV-60 zur zuldssigen Art der bauli-
chen Nutzung. Darliber hinaus stehen auch die weiteren Festsetzungen zu den tberbauba-
ren Grundstuicksflachen und zu den Pflanzflachen dem Vorhaben entgegen.

Nach Beschlussfassung der Bezirksverordnetenversammliung vom 15.07.2015 (Drucksache
Nummer 1334/X1X) wurde seitens des Bezirksamts mit Rechtsverordnung vom 20. Juli 2015
fur das Grundstiuck Buckower Damm 50 die Veranderungssperre XIV-60/29 gemal § 14
Baugesetzbuch erlassen (Gesetz- und Verordnungsblatt, Seite 342).

Die Veranderungssperre wurde mit Beschluss der Bezirksverordnetenversammiung vom
19.07.2017 (Drucksache Nummer 0251/XX) mit Rechtsverordnung vom 19.07.2017 verlan-
gert. Die Verlangerung wurde im Gesetz- und Verordnungsblatt am 05.08.2017, Seite 410,
bekannt gemacht.

Die erneute Verlangerung der Veréanderungssperre wurde am 27.06.2018 durch die Bezirks-
verordnetenversammlung beschlossen (Drucksache Nummer 0761/XX) und durch das Be-
zirksamt am 27.06.2018 als Rechtsverordnung erlassen. Die Verordnung wurde am
27.07.2018 im Gesetz- und Verordnungsblatt fur Berlin, Seite 483, bekannt gemacht.

2.5 Verkehrserschliel3ung

Das Plangebiet liegt in verkehrlich pradestinierter Lage zwischen dem Buckower Damm und
der Mohriner Allee. Uber den StraRenzug Buckower Damm / Britzer Damm besteht eine
Verbindung zur Bundesautobahn A 100, die an der nordlichen Ortsteilgrenze zu Neuko6lin
verlauft, wobei die Anschlussstellen 23 (Britzer Damm) und 24 (Buschkrugallee) im Ortstell
Britz liegen. Uber den StraBenzug GradestralRe / Blaschkoallee / SpathstraRe sind das Teil-
stuck der A 102 und die A 113, jenseits des Teltowkanals, Uber die Neue Spathbricke die
Anschlussstelle 2 (SpathstralRe) und uber die Ernst-Keller-Bricke die Anschlussstelle 3 (Jo-
hannisthaler Chaussee) unmittelbar zu erreichen. Uber den Buckower Damm besteht eine
Verbindung mit dem stidlichen Berliner Umland.

2.6 Technische Infrastruktur

Innerhalb des Geltungsbereichs befindet sich ein Umspannwerk der Stromnetz Berlin GmbH,
welches 1968 errichtet und 2014 durch einen auf dem gleichen Grundstiick errichteten Neu-
bau ersetzt wurde. Etwa 25.000 Haushalte und 1.400 Gewerbekunden kdnnen mit Strom
versorgt werden. Im Plangebiet befinden sich neben den erforderlichen Kabelanlagen im
offentlichen StraRenland drei Netzstationen (Mohriner Allee 21, Buckower Damm 20 und 38)
sowie zwei Ubergabestationen (Buckower Damm 34 und 50).

In der Mohriner Allee, im Buckower Damm sowie der StraBe Neumarkplan befinden sich
Wasserversorgungs- und Entsorgungsanlagen der Berliner Wasserbetriebe. In der Mohriner
Allee sowie im Buckower Damm liegen innerhalb der offentlichen Verkehrsflache zwei Ab-
wasserdruckleitungen DN 600 und DN 1000. Die vorhandenen Leitungen stehen im Rahmen
ihrer Leistungsfahigkeit zur Verfigung. Loschwasser kann nur im Rahmen der Leistungsfa-
higkeit des Trinkwasserversorgungsnetzes bereitgestellt werden. Die vorhandenen Regen-
wasserkanéle dienen vorrangig der Entwasserung der offentlichen StraRen und Platze. Mit
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Einschrankungen der abzunehmenden Regenabflussmengen von neu zu erschlieRenden
Grundstucksflachen in die Kanalisation ist zu rechnen.

In der Mohriner Allee und dem Buckower Damm sowie auf der Platzflache im Kreuzungsbe-
reich Mohriner Allee / Buckower Damm liegen auf3erdem Niederdruck-Gasleitungen DN 300.

2.7 Altlastenverdachtsflachen

Siehe hierzu Kapitel 11 2.1.3.1 im Umweltbericht.

2.8 Denkmalschutz

Die nordlichen Teilflachen des Geltungsbereichs (Mohriner Allee 21, 21B teilweise, Mohriner
Allee 7 / Buckower Damm 20 teilweise, Abschnitte der Mohriner Allee und des Buckower
Damms), in etwa bis zur sidlichen Geb&udekante des bezirklichen Wirtschaftsgebaudes,
sind Teil eines archdologischen Verdachtsgebiets mit Funden. Es gehdrt zum ehemaligen
mittelalterlichen Dorf Britz.

Alle Bodeneingriffe sind im Vorfeld mit der Fachabteilung der archéologischen Bodendenk-
malpflege im Landesdenkmalamt abzustimmen und das betroffene Gebiet durch Ausgrabun-
gen zu dokumentieren. Das Landesdenkmalamt fuhrt in solchen Féllen archéologische Ret-
tungsmafhahmen durch, deren Bedingungen in offentlich-rechtlichen Vertrdgen vereinbart
werden. Beim Auftreten zufélliger Bodenfunde gilt die Auskunfts- und Meldepflicht nach § 3
Absatz 1 Denkmalschutzgesetz Berlin. Dem Eigentimer beziehungsweise Verfligungsbe-
rechtigten obliegt die Schutz-, Erhaltens- sowie die Dokumentationspflicht von Denkméalern
auf seinem Grundstiick nach den 88 8 und 11 Absatz 4.

Nach 8§ 3, 10, 11, 12 Denkmalschutzgesetz Berlin bedarf jegliche MalBhahme, die diese
Denkmale berihrt, der vorherigen Genehmigung durch die Denkmalfachbehoérden, im kon-
kreten Falle durch die Bodendenkmalpflege im Landesdenkmalamt Berlin. Das heil3t alle
Eingriffe, die Auswirkungen auf diese Denkmale haben, bedirfen der vorherigen Abstim-
mung und denkmalrechtlichen Erlaubnis.

Im Plangebiet befinden sich keine Baudenkmale und Denkmalbereiche. In der Nahe des
Plangebiets befindet sich das Baudenkmal 09060068, Britzer Damm 207, ein Wohnhaus aus
dem Jahr 1846.

3 Planerische Ausgangssituation

3.1 Ziele und Grundséatze der Raumordnung

Landesentwicklungsprogramm 2007 und Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg

Mit der vorgelegten Planung wird dem Grundsatz aus 8 5 Absatz 2 des Landesentwicklungs-
programms 2007 (LEPro 2007, Gesetz- und Verordnungsblatt, Seite 629) - Vorrang der In-
nen- vor Auf3enentwicklung - entsprochen. In der Festlegungskarte 1 des Landesentwick-
lungsplans Berlin-Brandenburg (LEP B-B) wird der Geltungsbereich als Gestaltungsraum
Siedlung dargestellt. Die Entwicklung gewerblicher Bauflachen ist hier nicht begrenzt.

Das Ziel der Raumordnung Z 1.2 Flachennutzungsplan Berlin - Erhalt und Ausbau der Netz-
struktur und der Flachen Ubergeordneter Hauptverkehrsstral3en - wird beachtet.

Gemal} den Schreiben der Gemeinsamen Landesplanungsabteilung Berlin-Brandenburg, GL
8.2, vom 06.10.2008 und GL 5.21 vom 04.06.2009 ist die Planung an die Ziele der Raum-
ordnung angepasst.
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Gemall dem Grundsatz 4.8 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 3 Landesentwicklungsplan
Berlin-Brandenburg sollen grof3flachige Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten Sorti-
menten nur in Stadtischen Kernbereichen gemal Festlegungskarte 2 des Landesentwick-
lungsplans Berlin-Brandenburg angesiedelt werden. Auf3erhalb der Stadtischen Kernberei-
che ist die Ansiedlung oder Erweiterung grof3flachiger zentrenrelevanter Einzelhandelsbe-
triebe nur zuldssig, wenn das Vorhaben ganz Gberwiegend der Nahversorgung dient und der
Standort in einem wohngebietsbezogenen Versorgungsbereich liegt (Grundsatz 4.8 Absatz 5
Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg). Grol3flachige, nicht zentrenrelevante Einzel-
handelsbetriebe, die auRerhalb der Stadtischen Kernbereiche liegen, dirfen auf héchstens
10 Prozent ihrer Verkaufsflache zentrenrelevante Sortimente anbieten (Grundsatz 4.9 Lan-
desentwicklungsplan Berlin-Brandenburg).

3.2 Flachennutzungsplan

Der Flachennutzungsplan Berlin in der Fassung der Neubekanntmachung vom 05.01.2015
(Amtsblatt fur Berlin, Seite 31), zuletzt geandert am 11.12.2018 (Amtsblatt fur Berlin 2019,
Seite 8), stellt im Plangebiet gewerbliche Bauflache, Grinflache, Ubergeordnete Hauptver-
kehrsstraRen (Mohriner Allee, Buckower Damm) und Kleinbahn (Neukdlin-Mittenwalder Ei-
senbahn) dar.

g

S

Ausschnitt FNP Berlin, 0. M.

Gemall dem Grundsatz 8 zur Entwicklung von Bebauungspléanen aus dem Flachennut-
zungsplan sind aus gewerblichen Bauflachen grundsatzlich nur Gewerbe- oder Industriege-
biete zu entwickeln (davon ausgenommen sind untergeordnete Grenzkorrekturen). In beson-
ders begrundeten Einzelfallen kénnen auch Mischnutzungen, Flachen fur Ver- und Entsor-
gungsanlagen oder Sondergebiete fir grof3flachige Einzelhandelseinrichtungen - auch gro-
Rer als 3 Hektar - entsprechend ihrem Stoérgrad entwickelt werden, wenn negative stadtstruk-
turelle Auswirkungen insbesondere hinsichtlich der Zentrenstruktur nicht zu erwarten sind.

Zur Entwickelbarkeit des Bebauungsplans XIV-60 aus den Darstellungen des Flachennut-
zungsplans siehe Kapitel Il 2.

3.3 Landschaftsprogramm

Die Aussagen des Landschafts- / Artenschutzprogramms Berlin sind dem Umweltbericht zu
entnehmen, siehe Kapitel Il 1.2.2.
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3.4 Stadtentwicklungsplanungen

Stadtentwicklungspléane sind Instrumente der informellen stadtebaulichen Planung. In Stadt-
entwicklungspléanen werden fir die Gesamtstadt Leitlinien und Zielsetzungen fiir unterschied-
liche Themenfelder erarbeitet. Sie sind Grundlagen fur weitere Planungen, konkretisieren
den Flachennutzungsplan und zeigen erforderliche Ma3nahmen auf.

Stadtentwicklungsplan Verkehr

Im Stadtentwicklungsplan Verkehr, der am 29.03.2011 durch den Berliner Senat beschlos-
sen wurde, sind die StraBenzilige Britzer Damm / Buckower Damm und Mohriner Allee als
Ubergeordnete StraRenverbindungen, Stufe I, und der Straenzug GutschmidtstralRe / Fritz-
Erler-Allee als ortliche StraRenverbindung, Stufe lll, dargestellt. Das Zielkonzept fir das Jahr
2025 sieht eine Beibehaltung dieser Verkehrsfunktionen vor (letzter Stand der Karten zum
ubergeordneten Strafl3ennetz 2016).

Stadtentwicklungsplan Industrie und Gewerbe

Der Senat von Berlin hat am 25.01.2011 den Stadtentwicklungsplan Industrie und Gewerbe -
Entwicklungskonzept fir den produktionsgeprégten Bereich in Berlin (StEP Industrie und
Gewerbe) beschlossen.

Das Plangebiet befindet sich angrenzend an die Vorteilslage im Bundesautobahn-Korridor
(Karte: Modell der rAumlichen Entwicklung des gewerblichen Bereichs). Im Konzeptplan des
Stadtentwicklungsplans ist der Gewerbestandort als gewerbliche Bauflache aus dem Fla-
chennutzungsplan tbernommen. Im Hinblick auf das Bodenpreisgeflige und die Charakteris-
tik der Gebiete sind Einzelhandel und Vergnligungsstatten auf gewerblichen Bauflachen wei-
testgehend auszuschlieBen. Die Flachen sind vorrangig fur gewerbeflachenaffine Nutzungen
zu sichern. Dieser Ausschluss erzeugt zugleich positive Effekte im Sinne der Sicherung der
Zentrenstruktur des Stadtentwicklungsplans Zentren.

Stadtentwicklungsplan Zentren 3

Am 12.04.2011 hat der Berliner Senat den Stadtentwicklungsplan Zentren 3 (StEP Zentren
3) beschlossen.

Grol¥flachige Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten Kernsortimenten sind nur inner-
halb der stadtischen Zentren bis zur Ebene der Ortsteilzentren mdglich (Steuerungsgrund-
satz 1).

Gemal dem Steuerungsgrundsatz 2 sind auch nicht-grof3flachige Einzelhandelsbetriebe mit
zentrenrelevanten Kernsortimenten (aul3er gegebenenfalls nahversorgungsrelevante Sorti-
mente) unabhangig von der GroRe mit den Mitteln der Bauleitplanung in die zentralen Ver-
sorgungsbereiche Berlins zu lenken. Durch Nahversorgungsangebote an stadtebaulich nicht
geeigneten, nicht integrierten Standorten oder gar in Gewerbegebieten kénnen sich Gefahr-
dungen fur bestehende Zentren und Nahversorgungsstandorte ergeben.

Grol¥flachige Einzelhandelsbetriebe mit nahversorgungsrelevanten Kernsortimenten sind
ebenfalls nur innerhalb der zentralen Versorgungsbereiche zuzulassen. AuRerhalb der zent-
ralen Versorgungsbereiche kénnen Einzelhandelsbetriebe nur zugelassen werden, wenn sie
fur die wohnungsnahe Grundversorgung erforderlich sind und keine negativen Auswirkungen
auf bestehende oder zu entwickelnde zentrale Versorgungsbereiche zu erwarten sind (Steu-
erungsgrundsatz 3).

Verkaufsstéatten von Betrieben des produzierenden, reparierenden und verarbeitenden Ge-
werbes sind auch in Gewerbe- und Industriegebieten mdéglich, wenn sie dem Hauptbetrieb
flachen- und umsatzmaRig deutlich untergeordnet sind und eine Verkaufsflache von maximal
800 Quadratmeter nicht tGberschreiten (Steuerungsgrundsatz 5).
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Die Ziele und Leitlinien des Stadtentwicklungsplans sind durch eine konsequente Anwen-
dung des bauplanungsrechtlichen Instrumentariums der verbindlichen Bauleitplanung umzu-
setzen. Dazu gehdren unter anderem die Prifung des Ausschlusses von nahversorgungs-
und zentrenrelevantem Einzelhandel in Baugebieten aufRerhalb der Zentren und der Aus-
schluss von Einzelhandel in Gewerbegebieten (Leitlinie 8).

Die Steuerungsgrundsétze konnen durch ortliche Grundsatze erganzt und prazisiert werden,
die sich auf die Problemlage in den Bezirken beziehen (siehe hierzu Kapitel | 3.6.1).

Der Stadtentwicklungsplan Zentren 3 aus dem Jahr 2011 wird derzeit aktualisiert; dessen
grundsatzliche Zielrichtungen mit Bedeutung fur die vorliegende Planung bleiben jedoch un-
veréandert.

Stadtentwicklungsplan Klima und Stadtentwicklungsplan Klima KONKRET

Der Stadtentwicklungsplan Klima, der am 31.05.2011 durch den Senat von Berlin beschlos-
sen wurde, liefert einen rdumlichen Orientierungsrahmen fiir die gesamtstadtischen Planun-
gen, um die Anpassung an den Klimawandel zu bewaltigen.

In der Analysekarte 04 Griin- und Freiflachen sind die Grunflachen parallel zur Mohriner Al-
lee potentiell empfindlich gegentiber Niederschlagsrickgang im Sommer. Sie besitzen eine
mittel bis sehr hohe stadtklimatische Bedeutung. Laut Karte 06 MalRhahmenplan Bioklima
sollten die Potenziale zur Entsiegelung unbebauter Flachen ausgeschopft werden. Prioritarer
Handlungsbedarf besteht nach Aussage des Aktionsplans (Karte 12) bei den Grin- und Frei-
flachen.

Der Stadtentwicklungsplan Klima KONKRET aus dem Jahr 2016 enthélt konkrete Hinweise,
welche MaRRnahmen in welcher Umgebung am sinnvollsten sind. Die Grof3flachigkeit und die
relativ geringen Gebaudehdhen der Gewerbegebiete schaffen erhebliche Potenziale fir eine
Quialifizierung. Um in Hitzeperioden bioklimatische Belastungssituationen zu vermeiden, soll-
ten Parkplatze, Gebaude, Aufenthalts- und Lagerflachen mdglichst verschattet werden. An
Fassaden lasst sich auch im Bestand leicht die Rickstrahlung erhéhen. Auf Verkehrs- und
Lagerflachen sollte bei Umbaumaflnahmen heller Asphalt mit hellen Splittbeigaben oder
noch besser Ortbeton zum Einsatz kommen. Die Déacher niedriger Bauten (bis 10 Meter) zu
begriinen, ist besonders wirkungsvoll. Die Wirkung reicht 30 bis 50 Meter weit. Unbelastetes
Regenwasser (zum Beispiel von Gebauden) sollte mdglichst versickert werden.

Weitere Stadtentwicklungsplane

Die Ubrigen, bislang vom Senat beschlossenen Stadtentwicklungspléne enthalten mit Bezug
auf den Geltungsbereich keine Festlegungen oder Konzepte.

3.5 Sonstige vom Senat beschlossene stadtebauliche Planungen

351 Ausfuhrungsvorschriften tber grof3flachige Einzelhandelseinrichtungen fur
das Land Berlin

Am 23.06.2014 hat die Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung und Umwelt die Ausfiihrungs-
vorschriften Gber gro3flachige Einzelhandelseinrichtungen fir das Land Berlin (Ausfiihrungs-
vorschriften Einzelhandel) erlassen. Die Ausfiihrungsvorschriften enthalten Vorgaben zur
Bauleitplanung fiir groRflachige Einzelhandelseinrichtungen sowie zur Beurteilung von Ein-
zelvorhaben. Sie sollen als Planungs- und Entscheidungshilfen bei der Ansiedlung, Erweite-
rung und Umnutzung dienen und berticksichtigen die hierzu ergangene Rechtsprechung. Sie
sind ausschlieflich auf stadtebauliche und landesplanerische Aspekte, insbesondere auf die
Erhaltung und Entwicklung der stadtischen Zentren (8 1 Absatz 6 Nummer 4 Baugesetz-
buch) sowie die Sicherung einer wohnortnahen Versorgung (8 1 Absatz 6 Nummer 8 a Bau-
gesetzbuch) ausgerichtet.
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Die Ausfuihrungsvorschriften Einzelhandel 2014 basieren auf den Zielen und Inhalten des
Stadtentwicklungsplans Zentren 3 und des Fachmarktkonzeptes Berlin.

In den Ausfuhrungsvorschriften Einzelhandel hei3t es zum Thema Ausschluss und Be-
schrankung des Einzelhandels in festgesetzten Baugebieten (Kapitel 3.9.2):

»(2) In weiteren Baugebieten, insbesondere Mischgebieten und Gewerbegebieten, kann Ein-
zelhandel aufgrund des § 1 Absatz 5 Baunutzungsverordnung generell ausgeschlossen wer-
den, wenn besondere stadtebauliche Grunde dies rechtfertigen. MalRgebliche Griinde kén-
nen der Schutz und die Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche und der verbraucherna-
hen Versorgung sowie die Freihaltung von Flachen fir das produzierende Gewerbe sein.
Sofern eine Einzelhandelssteuerung ausschlief3lich dem Ziel dienen soll, zentrale Versor-
gungsbereiche zu erhalten und zu entwickeln, ist ein Ausschluss des nicht-zentrenrelevanten
Einzelhandels in der Regel nicht erforderlich. Es gentgt in solchen Fallen, den Einzelhandel
mit zentrenrelevanten Hauptsortimenten auszuschlieBen beziehungsweise nur ausnahms-
weise zuzulassen (gestitzt auf 8§ 1 Absatz 9 Baunutzungsverordnung). Die Ausschlussfest-
setzungen nach 8 1 Absatz 5 und 9 Baunutzungsverordnung missen das Ergebnis einer
sachgerechten Abwégung zwischen den 6éffentlichen Steuerungsbelangen der Zentrensiche-
rung und -starkung einerseits und den privaten Interessen der Grundstiicksnutzung anderer-
seits sein. Auch sollten im Einzelfall sinnvolle und dem Ziel der Zentrensicherung und —
starkung nicht widersprechende Ausnahmemdglichkeiten zugunsten von Werkverkaufsladen
(Annexhandel), integrierten Nahversorgern, Tankstellenshops, Kiosken und gegebenenfalls
anderen kleinen Laden abgewogen werden.*

Auch die zu erwartende Entstehung einer aus stadtebaulichen Griinden unerwiinschten Ag-
glomeration mehrerer — auch kleinflachiger — Einzelhandelsbetriebe aul3erhalb zentraler Ver-
sorgungsbereiche sowie eine Erweiterungsabsicht einer solchen Agglomeration kann das
Planerfordernis nach 8 1 Absatz 3 Baugesetzbuch begriunden (Ausfihrungsvorschriften, Zif-
fer 3.8 Absatz 3).

Ob ein Sortiment als zentrenrelevant einzustufen ist, richtet sich in Berlin nach der Sorti-
mentsliste (Ausfihrungsvorschriften, Anhang I).

3.5.2 Larmminderungsplan

Larmminderungsplanung ist ein mehrstufiger Planungsprozess, um die Larmbelastung eines
Gebiets zu erfassen und vermindern zu kénnen. Der Larmminderungsplan soll hierbei kon-
krete, umsetzbare Mal3nahmen aufzeigen.

Die Beurteilung der Betroffenheit erfolgt anhand gesundheitsrelevanter Schwellenwerte, die
aus der Larmwirkungsforschung resultieren. Demnach steigt ab einer Dauerbelastung von 55
Dezibel (A) nachts und 65 Dezibel (A) tags das Risiko von Herz-Kreislauferkrankungen durch
chronischen Larmstress. Deshalb wird die Einhaltung dieser Werte mittelfristig als Ziel ver-
folgt.

Da in Berlin sehr viele Stral3en diese Pegel Giberschreiten, ist zundchst eine Konzentration
auf die sehr hohen Larmbelastungen erforderlich. Als Schwellenwerte fur die Dringlichkeit
von MalRnahmeprufungen im Larmaktionsplan Berlin werden zwei Stufen definiert:

- Stufe: 70 Dezibel (A) tags und 60 Dezibel (A) nachts — bei Uberschreitung dieser Werte
sollen prioritar und mdglichst kurzfristig MaBnahmen zur Verringerung der Gesund-
heitsgefahrdung ergriffen werden,

- Stufe: 65 Dezibel (A) tags und 55 Dezibel (A) nachts — diese Werte wurden von der
Larmwirkungsforschung als gesundheitsrelevante Schwellenwerte ermittelt und dienen
im Rahmen der Vorsorge als Zielwerte der Larmminderungsplanung.

Das Plangebiet ist nicht Bestandteil von Konzeptgebieten und Konzeptstrecken, flr welche
konkrete Malinahmen im Larmminderungsplan angeben sind.
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3.5.3 Larmaktionsplan 2013-2018

Der Larmaktionsplan 2013-2018, der am 06.01.2015 durch den Berliner Senat beschlossen
wurde, enthdlt fur die den Geltungsbereich tangierenden Verkehrstrassen keine Mafinah-
men.

354 Luftreinhalteplan Berlin 2011-2017

Der Senat hat den Luftreinhalteplan 2011-2017 am 18.06.2013 beschlossen.

Da in Berlin Uberschreitungen von Luftqualitatsgrenzwerten fiir Feinstaub (PMio) und Stick-
stoffdioxid und des Zielwertes fir Benzo(a)pyren weiterhin auftreten, musste der bisherige
Luftreinhalte- und Aktionsplan 2005-2010 fortgeschrieben werden. Aufbauend auf umfang-
reichen Analysen der Ursachen der hohen Luftbelastungen enthalt der Luftreinhalteplan
2011-2017 zusatzliche Mal3Bnahmen, um die Luftqualitat weiter zu verbessern und den Zeit-
raum und das AusmaR der Uberschreitung der Grenzwerte so weit wie mdglich zu reduzie-
ren.

Das Plangebiet liegt auRerhalb der Umweltzone Berlin. Fir die das Plangebiet begrenzen-
den StralRen Mohriner Allee und Buckower Damm wurden keine verkehrsbedingten Uber-
schreitungen der Grenzwerte fur die Luftqualitdt sowohl im Bestand als auch prognostisch
(Jahresmittelwert) fur die Jahre 2015 und 2020 ermittelt.

3.55 Berliner Modell der kooperativen Baulandentwicklung

Das seit 28.08.2014 geltende ,Berliner Modell der kooperativen Baulandentwicklung* ist hier
nicht anzuwenden, da der Bebauungsplan XIV-60 nicht die Schaffung von Wohnungsbau
zum Ziel hat.

3.6 Sonstige vom Bezirk beschlossene stadtebauliche Planungen

3.6.1 Einzelhandels- und Zentrenkonzept fur den Bezirk Berlin-Neuk®dlIn

Das Bezirksamt Neukdlin hat in seiner Sitzung am 20.04.2010 das Einzelhandels- und Zen-
trenkonzept fiir den Bezirk Neukolin als stéadtebauliches Entwicklungskonzept im Sinne des
8 1 Absatz 6 Nummer 11 Baugesetzbuch beschlossen (Junker und Kruse; Einzelhandels-
und Zentrenkonzept fur den Bezirk Berlin-Neukdllin; Dortmund, April 2009). Am 13.07.2016
wurde das fortgeschriebene Einzelhandels- und Zentrenkonzept fur den Bezirk Neukoélin,
Fortschreibung April 2016 (Junker und Kruse; Einzelhandels- und Zentrenkonzept fur den
Bezirk Neukolln von Berlin; Dortmund, April 2016) beschlossen (Amtsblatt fir Berlin, Seite
3791).

Ziel des Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes ist es, eine fundierte Abwagungsgrundlage fiir
stadtentwicklungsplanerische Entscheidungen im Rahmen der Ansiedlung, Verlagerung oder
Verédnderung von Einzelhandelsbetrieben zu schaffen. Die zentralen Versorgungsbereiche
(festgelegt im Konzept von 2009) sollen entsprechend ihrer Versorgungsaufgabe gesichert
und gestarkt, eine flachendeckende und wohnungsnahe Grundversorgung gewahrleistet und
der grof3flachige Einzelhandel zentrenvertraglich entwickelt werden. Vor dem Hintergrund
des Strukturwandels im Einzelhandel sowie veranderter Rahmenbedingungen, unter ande-
rem aufgrund der Rechtsprechung zu Anforderungen an zentrale Versorgungsbereiche so-
wie auch der Fortschreibung des Stadtentwicklungsplans Zentren mit dem Fachmarktkon-
zept ergab sich ein Bedarf zur Uberprifung und Aktualisierung der bestehenden Ziele und
Grundsatze aus dem Einzelhandels- und Zentrenkonzept 2009.
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Im Einzelhandels- und Zentrenkonzept legt der Bezirk in Abstimmung mit den betroffenen
Senatsverwaltungen und auf Basis des Stadtentwicklungsplans Zentren 3 seine Entwick-
lungsziele fur den Einzelhandel fest.

Im Einzelhandels- und Zentrenkonzept wird auch auf die zunehmende Inanspruchnahme des
knappen Angebotes an attraktiven Gewerbe- und Industriegebieten durch Einzelhandel und
auf die hierdurch auftretenden Bodenpreisspannungen hingewiesen, die zunehmend eine
Weiter- oder Nachfolgenutzung durch Gewerbe- oder Industriebetriebe verhindern. Es ist Ziel
des Bezirks, Gewerbegebiete flir Handwerk und produzierendes Gewerbe zu sichern.

Gemald dem Grundsatz 2 zur Standortfindung des Einzelhandels und Entwicklung der Zen-
tren im Bezirk Neukdlln sollen Einzelhandelsbetriebe mit nahversorgungsrelevanten Kernsor-
timenten regelmaRig in den zentralen Versorgungsbereichen (Haupt-, Stadtteil-, Ortsteil- und
Nahversorgungszentrum) angesiedelt werden. Ausnahmsweise kénnen Einzelhandelsbetrie-
be mit nahversorgungsrelevanten Kernsortimenten unterhalb 800 Quadratmeter Verkaufsfla-
che auch auBerhalb der raumlich definierten Versorgungsbereiche angesiedelt werden, je-
doch nicht innerhalb von Gewerbe- / Industriegebieten.

Gemall dem Grundsatz 5 sind Einzelhandelsagglomerationen mit zentrenrelevanten Kern-
sortimenten auch nicht groR3flachiger Einzelhandelsbetriebe aul3erhalb der zentralen Versor-
gungsbereiche zu vermeiden.

Zentrenrelevante Randsortimente von nicht grof3flachigen Betrieben mit nicht zentren-
relevantem Kernsortiment (Fachgeschéfte) auRerhalb eines zentralen Versorgungsbereiches
durfen maximal bis zu 10 Prozent der Gesamtverkaufsflache einnehmen (Grundsatz 6).

Verkaufsstatten von produzierenden, weiterverarbeitenden oder Handwerksbetrieben in Ge-
werbe- und / oder Industriegebieten kénnen ausnahmsweise zugelassen werden, wenn die
Verkaufsflache dem Hauptbetrieb rdaumlich zugeordnet und in betrieblichem Zusammenhang
errichtet ist. Verkaufsflache und Umsatz missen dem Hauptbetrieb deutlich untergeordnet
sein (Grundsatz 8 ,Handwerkerprivileg®).

Rechtm&Rig bestehende Betriebe haben Bestandsschutz. Genehmigungspflichtige Er-
weiterungen und Nutzungsanderungen (auch Anderungen der zuldssigen Sortimente), so-
weit sie wesentliche Auswirkungen erwarten lassen und nicht durch den Bestandsschutz er-
fasst werden, sind nach den gleichen Regeln zu beurteilen wie Neuansiedlungen (Grundsatz
9).

3.7 Angrenzende festgesetzte und im Verfahren befindliche Bebauungsplane

3.7.1 Festgesetze Bebauungsplane

Westlich grenzen die festgesetzten Bebauungsplane XIV-47a (festgesetzt 30.08.1983) und
XIV-12 (festgesetzt 08.06.1957) an den Geltungsbereich, siddstlich befinden sich die Gel-
tungsbereiche der festgesetzten Bebauungsplane XIV-7/5 (festgesetzt 06.07.1965), XIV-7/14
(festgesetzt 22.03.1975) und XIV-137a (festgesetzt 18.09.1990).

Der Bebauungsplan XIV-47a zwischen Mohriner Allee und Massiner Weg war zur Sicherung
von Teilflachen fur die Bundesgartenschau, aber auch im Hinblick auf eine Nachnutzung des
Bundesgartenschaugeldndes als Freizeit- und Erholungspark notwendig. Er beinhaltet im
Wesentlichen einen Eingangsbereich, einschlieZlich der Flachen um den Roetepfuhl.

Der Bebauungsplan XIV-12 diente der planungsrechtlichen Sicherung der bereits realisierten
Zeilenbebauung um die Stral3e Neumarkplan.

Mit den Bebauungsplanen XIV-7/5 und XIV-7/14 wurden die Standorte der Altersheime
nordodstlich und sudostlich des Kreuzungsbereichs Buckower Damm / GutschmidtstralBe so-
wie eine Flache fiir Laden gesichert.

Der Bebauungsplan XIV-137a sichert die Flachen fiir den erfolgten Ausbau des Buckower
Damms, die Flachen der evangelischen Kirche im Kreuzungsbereich Buckower Damm /

16



Bebauungsplan XIV-60 Planungsgegenstand und Entwicklung der Planungstiberlegungen

Schlosserweg sowie Teile der gewerblichen Bauflachen zwischen Buckower Damm und
Hufnerweg.

Zu den Festsetzungen im Baunutzungsplan und des Bebauungsplans XIV-A siehe Kapitel |
2.4.1.

3.7.2 Im Verfahren befindliche Bebauungsplane
Nordwestlich grenzen der Geltungsbereich des Bebauungsplanentwurfs XIV-71a, norddstlich
der Geltungsbereich des Bebauungsplanentwurfs XIV-266 an.

Der Bebauungsplan XIV-71a soll die Flachen zwischen Mohriner Allee 26/36 und Koppelweg
31/37 als Gewerbegebiet sichern. Aktuell wird eine Planinhaltsdnderung in Verbindung mit
der vorrangigen Entwicklung eines Wohngebietes gepruift.

Der Bebauungsplan XIV-266 soll angrenzend zur Strafe Alt-Britz die Entwicklung eines
Wohngebiets ermoglichen.

3.8 Planfeststellungen

Neukdlin-Mittenwalder Eisenbahn

Innerhalb des Plangebiets befinden sich planfestgestellte Flachen der Neukdllin-Mittenwalder
Eisenbahn, die nachrichtlich in den Bebauungsplan XIV-60 tlbernommen werden.

3.9 Baulasten

Uber das Grundstiick Mohriner Allee 21, 21B wurde eine Baulast zur Sicherung der Er-
schlieBung zugunsten des Grundstiicks Mohriner Allee 21A eingetragen.

4 Entwicklung der Planungstberlegungen

Die ausreichende Flachenbereitstellung fur Gewerbe und Industrie in Berlin wird als eine
notwendige Voraussetzung fur arbeitsschaffende Investitionen gesehen. Unter diesem As-
pekt sollen ausgewiesene Gewerbe- und Industrieflachen ihrem Umfang nach erhalten blei-
ben.

Vor einer gewerblichen Inanspruchnahme wurde der Grof3teil der Flachen aber zunachst fur
Nutzungen im Zusammenhang mit der Bundesgartenschau 1985 bendtigt. Da der Hauptbe-
sucherstrom aus dem Norden Uber den Britzer Damm kam, wurde das Gelande als Ein-
gangs- und Ausgangsbereich fur die Besucher hergerichtet. Die Flachen wurden fir die
Dauer der Bundesgartenschau als Parkplatz genutzt. Im Rahmen weiterer flankierender
MalRnahmen zur Bundesgartenschau wurden die Randbereiche des damals zuklnftigen
Gewerbegebiets parallel zur Mohriner Allee und zum Buckower Damm in einer Breite von 10
bis 25 Meter begriint.

Der Flachennutzungsplan aus dem Jahr 1965 — Arbeitsplan 1986 sah parallel zur Mohriner
Allee, auf den Grundsticken Mohriner Allee 23 und 25 sowie entlang des Buckower Damms
Grinverbindungen vor, welche durch Festsetzungen im Bebauungsplan XIV-60 gesichert
werden sollten. Uber die Flachen des ehemaligen Bahnhofs Britz (Mohriner Allee 23) und
dem Grundstick Buckower Damm 50 war eine Offentliche Wegeverbindung vorgesehen.
Nach Entwidmung der Bahnflachen wurden die Grundstiicke Mohriner Allee 23 und 25 mit
dem Ziel der Neuanlage von o6ffentlichen Griinflachen durch das Land Berlin erworben.

Zur Pflege des Erholungsparks Britz und vor dem Hintergrund des vergréRerten Maschinen-
parks wurden Folgeeinrichtungen wie die Neuanlage eines Wirtschaftshofes im Bezirk Neu-
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kolin erforderlich. Erste Uberlegungen zur Errichtung eines Wirtschaftshofes wurden bereits
im Frahjahr 1976 angestellt. Nachdem der Bau eines gemeinsamen Wirtschaftshofes fir die
Bezirke Neukdlin und Tempelhof an der Standortfrage gescheitert war, wurde entschieden,
eine Teilflache im Gewerbegebiet zur Verfugung zu stellen. Der Wirtschaftshof mit seinen
Baulichkeiten sollte landschaftsgestalterisch in die geplante Begriinung an der Kreuzung
Mohriner Allee / Buckower Damm eingebunden werden. Zur Bebauung des Grundstiicks
wurde ein Architektenwettbewerb durchgefihrt.

Fiur die Gebaude des Werkhofs (Mohriner Allee 7 / Buckower Damm 20) wurde auf der
Grundlage des Bebauungsplans XIV-60 eine Genehmigung gemaf § 33 Absatz 1 Bauge-
setzbuch (,Planreife”) erteilt. Die diesbezlgliche Zustimmung der Senatsverwaltung fir Bau-
und Wohnungswesen, Il B, erfolgte mit der Stellungnahme vom 07.10.1988.

Anlass fir eine Uberpriifung der Planungsziele des Bebauungsplanentwurfs XIV-60 war die
Entwidmung weiterer Teilflachen der Neukdélin-Mittenwalder Eisenbahn (ehemaliger Bahnhof
Britz, sudlich des Grundstiicks Mohriner Allee 23) im Jahr 2001 sowie das Interesse der
Bahngesellschaft am Rickerwerb ehemals bahneigener Flachen (Mohriner Allee 23). Neben
den Grundstucken Mohriner Allee 21 (seinerzeit Brachflache) und Buckower Damm 34 (Ei-
gentimerwechsel stand bevor) stellten die entwidmeten Teilflachen der Neukélin-
Mittenwalder Eisenbahn ein wichtiges Entwicklungspotenzial zur Arrondierung der Gewerbe-
grundstticke dar. Auf die Schaffung einer tUbergeordneten offentlich zuganglichen Grinver-
bindung dstlich der Bahn wurde im Weiteren zugunsten einer gewerblichen Entwicklung ver-
zichtet (siehe hierzu Kapitel 11l 2). Alternativ sollte das seinerzeit noch gewerblich genutzte
Grundstiick Mohriner Allee 25, westlich der Bahntrasse, planungsrechtlich als 6ffentliche
Grunflache gesichert werden.

Nach der friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung im Jahr 2008 wurde deutlich, dass die ge-
planten Festsetzungen die gewerblichen Entwicklungsmdglichkeiten moglicherweise zu sehr
einschranken konnten. Der geplante Ausschluss von Anlagen fur kirchliche, kulturelle, sozia-
le und gesundheitliche Zwecke sowie fur sportliche Zwecke wurde daher so geéndert, dass
diese Nutzungen auf der Grundlage eines grundstiicksbezogenen Gesamtkonzepts aus-
nahmsweise zugelassen werden kdnnen, sofern sie sowohl flachenmafig als auch in ihren
Auswirkungen von untergeordneter Bedeutung sind. Da Anlagen fur kirchliche, kulturelle,
soziale und gesundheitliche Zwecke ohnehin zu den gemar § 8 Absatz 3 der Baunutzungs-
verordnung nur ausnahmsweise zuldssigen Nutzungen im Gewerbegebiet gehoren, bedarf
es fur diese Nutzungsarten nunmehr keiner ergdnzenden textlichen Festsetzung. Rege-
lungsbedarf besteht noch fir die Anlagen fiir sportliche Zwecke.

Ungefahr seit 2007 zeichnet sich ein verstarktes Interesse an der Errichtung von Einzelhan-
delsbetrieben (auch unterhalb der Schwelle zur Grof3flachigkeit) und / oder der Erweiterung
bestehender Handelseinrichtungen sowie nach Standorten fir Vergnigungsstatten ab. In der
Vergangenheit mussten diesbezlglich bereits drei Veranderungssperren erlassen werden.
Bei Umsetzung der beantragten Nutzungen hétte die Gefahr einer allmahlichen stadtebauli-
chen Umstrukturierung des Gebiets von einem Gewerbestandort hin zu einem Einzelhandel-
/ Vergnigungsstatten-Standort bestanden.

Seit 2010 liegt fiur den Bezirk Neukolin ein Einzelhandels- und Zentrenkonzept mit verbindli-
chen Aussagen zur rdumlichen, quantitativen und qualitativen Steuerung der Einzelhandels-
entwicklung vor (Amtsblatt Berlin, Seite 1051), welches im Jahr 2016 aktualisiert wurde
(Amtsblatt fur Berlin, Seite 3791). Ziel des Konzeptes ist es, einer weitergehenden Schwa-
chung der zentralen Versorgungsbereiche und einem weiteren Bedeutungsverlust des
Hauptzentrums als Einzelhandelsstandort entgegen zu wirken. Entsprechend der Grundsat-
ze des Zentren- und Einzelhandelskonzepts sollen Einzelhandelsbetriebe mit nahversor-
gungsrelevanten Kernsortimenten nur noch in den zentralen Versorgungsbereichen (Haupt-,
Stadstteil-, Ortsteil- und Nahversorgungszentrum) zugelassen werden; aul3erhalb der Zentren
kénnen diese unter bestimmten Voraussetzungen bis zu einer GréRenordnung von 800
Quadratmeter auch an solitdren Standorten zugelassen werden.
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Daraus ergibt sich ein weitergehendes Handlungserfordernis zur Sicherung der Gewerbefla-
chen im Plangebiet fur sonstige Gewerbebetriebe und die Notwendigkeit, die Einzelhandels-
entwicklung im Plangebiet durch eine bestandsbezogene Beschrankung der Verkaufsflachen
einzugrenzen. Die Festsetzungen im Bebauungsplan XIV-60 wurden, insbesondere auch vor
dem Hintergrund der Nachfragen, im Verfahren entsprechend konkretisiert.

Im Zuge des 1. Anzeigeverfahrens wurde durch die Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung
und Wohnen, Il C, unter anderem beanstandet (Schreiben vom 02.02.2018, siehe Kapitel 111
4.7), dass, unabhangig von den Aussagen des Bahnbetreibers zum aktuellen Betriebszu-
stand sowie den aktuellen und vorhersehbaren Umstanden der Nutzung, bei der Auseinan-
dersetzung mit den mdoglichen Schallemissionen, nicht nur auf die aktuelle Frequentierung
abgestellt werden kann, sondern auf die gemaf Planfeststellung rechtlich mégliche.

Die Neukolin-Mittenwalder-Eisenbahn diente urspriinglich dem Personen- und Guterverkehr.
Fur die prognostische Betrachtung des Personenverkehrs wurde durch die Senatsverwaltung
fur Umwelt, Verkehr und Klimaschutz, IV E, empfohlen, die Anzahl der Fahrten aus den
1930er Jahren in Ansatz zu bringen. Damals wurde das hdchste Fahrgastautfkommen auf
der Strecke verzeichnet. Grundlage fir die erneuten Berechnungen?! bildete daher der Fahr-
plan aus dem Jahr 1931 mit 10 Zigen pro Tag, davon zwei Fahrten nach 22:00 Uhr. Zwi-
schen den Personenfahrten wurden zuséatzlich 4 Giterziige am Tag zwischen 6:00 und
20:00 Uhr angenommen. Die Annahme berucksichtigt, dass heute nur noch der Streckenab-
schnitt von HermannstraBe bis Rudow Stadtgrenze vorhanden ist, der Streckenabschnitt
sudlich der Gradestral3e eingleisig ist und die Streckengeschwindigkeit maximal 30 Kilometer
/ Stunde betragen darf. Damit sind vor dem Hintergrund des Personenverkehrs die Kapazita-
ten der Befahrbarkeit fir den Guterverkehr begrenzt. Hinzu kommt, dass das Tanklager Ru-
dow der einzig verbliebene Kunde sidlich des Bahnibergangs Koppelweg ist und Flachen
fur die Neuansiedlung von Gewerbe- und Industriebetrieben parallel zur Trasse realistisch
nicht zur Verfigung stehen. Die Annahmen gewabhrleisten eine Vollauslastung der Trasse
zwischen 6:00 und 22:00 Uhr. Dieser Ansatz stellt einen plausiblen Mittelweg zwischen dem
nach der Betriebserlaubnis planungsrechtlich uneingeschrankt moglichen Verkehrsaufkom-
men und dem sehr geringen Verkehrsaufkommen in der Realitdt (1,5 Ziige pro Tag) dar.
Diesem Ansatz wurde durch die Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung und Wohnen, Il C
17, mit Schreiben vom 12.06.2018 zugestimmt.

! Eine Neuberechnung der Larmemissionen von der Bahntrasse erfolgte durch das Biiro Hoffmann-
Leichter fir den Bebauungsplans XIV-155a ,Johannisthaler Chaussee / Wildmeisterdamm®, dessen
Geltungsbereich ebenfalls an die Bahntrasse grenzt. Die Ergebnisse der Berechnungen lassen sich,
aufgrund identischer Rahmenbedingungen (Streckenverlauf, Anzahl Gleise, zuldssige Geschwindig-
keit, Untergrund) auch auf den Bebauungsplan XIV-60 anwenden.
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1 Umweltbericht
1 Einleitung

11 Kurzdarstellung der Inhalte und Ziele des Bebauungsplans

Das Bebauungsplangebiet liegt im Ortsteil Britz im Bezirk Neukdlln, westlich der Hauptver-
kehrsstrafle des Buckower Dammes, und ist gréf3tenteils von Wohnbebauung umgeben.

Das Ziel des Bebauungsplans XIV-60 ist die Festsetzung von Gewerbegebieten, von Grin-
flachen mit der Zweckbestimmung ,Offentliche Parkanlage* sowie von StraRenverkehrsfla-
chen. Die vorhandene Bahntrasse der Neukolin-Mittenwalder Eisenbahn wird nachrichtlich
als planfestgestellte Bahnanlage tibernommen.

Die im Plangebiet gelegenen Baugrundstiicke sollen planungsrechtlich vorwiegend als Ge-
werbegebiet gesichert werden. Das bestehende Planungsrecht fiir diese Grundstiicke ist der
Baunutzungsplan fur Berlin in der Fassung vom 28.12.1960 in Verbindung mit den planungs-
rechtlichen Vorschriften der Bauordnung Berlin in der Fassung vom 21.11.1958. Danach ist
das Plangebiet als Beschréanktes Arbeitsgebiet mit der Baustufe 11/3 (2 Vollgeschosse,
Grundflachenzahl 0,4, Baumassenzahl 2,4) ausgewiesen, was im Wesentlichen einem Ge-
werbegebiet gemal § 8 der Baunutzungsverordnung entspricht. Davon ausgenommen ist
die bereits entwidmete Bahnflache parallel zur Bahntrasse. Hier richtet sich die Zulassigkeit
von Bauvorhaben nach 8§ 34 Baugesetzbuch. Die Berechnung erfolgt des Mal3es der bauli-
chen Nutzung erfolgt geméafR der Baunutzungsverordnung von 1968.

Wohnnutzung ist im Plangebiet, mit Ausnahme einer Betriebswohnung auf dem Gelande des
bezirklichen Werkhofs, nicht vorhanden.

Innerhalb des Plangebiets ist derzeit eine weitgehende Versiegelung durch Stellplatze und
ErschlieBungsflachen moglich. Durch die Festsetzungen des Bebauungsplans XIV-60 und
die damit verbundene Umstellung auf die Baunutzungsverordnung erfolgt eine Einschran-
kung der Uberschreitungsmoglichkeit der zulassigen Grundflachenzahl durch Stellplatze,
Garagen, Zufahrten, Nebenanlagen sowie unterirdische bauliche Anlagen (8 19 Absatz 4
Baunutzungsverordnung). Darlber hinaus erfolgt eine Einschrankung der Versiegelungs-
moglichkeit durch die Festsetzung von Pflanzbindungen innerhalb der Gewerbegebiete.
Maogliche Eingriffe durch die Umwidmung und Einbeziehung ehemaliger Bahnflachen in das
Gewerbegebiet sowie durch die Festsetzung einer hoheren Ausnutzbarkeit der Grundstiicke
(maximal 3 Vollgeschosse, Geschossflachenzahl 0,8 bis 1,0) werden hierdurch weitgehend
vermieden beziehungsweise ausgeglichen.

Darstellung der Festsetzungen

Grundlage fur die Beschreibung und Bewertung der zu erwartenden Umweltauswirkungen im
Umweltbericht sind die Festsetzungen des Bebauungsplans:

- Art der baulichen Nutzung: Gewerbegebiet gemaR § 8 Baunutzungsverordnung,

- Mal3 der baulichen Nutzung: Gewebegebiete (Il / Ill, Grundflachenzahl 0,4, Geschoss-
flachenzahl 0,8 / 1,0),

- Bauweise: abweichende Bauweise,

- Bauflachenausweisung mittels Baugrenzen,

- Grunflache mit der Zweckbestimmung ,Offentliche Parkanlage* entlang der StraRe
Neumarkplan,

- Verkehrsflachen: StraRenverkehrsflachen mit Strallenbegrenzungslinien fir die Mohri-
ner Allee, den Buckower Damm und die StralBe Neumarkplan; Verkehrsflache beson-
derer Zweckbestimmung fir eine Teilflache sidlich des Kreuzungsbereichs Mohriner
Allee / Buckower Damm,
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- Flachen zum Erhalt der Bepflanzung / zum Anpflanzen entlang der Verkehrsflachen
sowie der Bahnanlage.

1.2 Darstellung der in einschlagigen Fachgesetzen und Fachpléanen festgeleg-
ten Ziele des Umweltschutzes

1.2.1 Fachgesetze

Baugesetzbuch (BauGB) vom 23.09.2004 (Bundesgesetzblatt | Seite 2414), zuletzt gean-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 04.05.2017 (Bundesgesetzblatt | Seite 1057) (zur
geltenden Rechtsvorschrift siehe Kapitel VI)

GemalR 8§ 1 Absatz 5 Baugesetzbuch sollen Bauleitplane eine nachhaltige stadtebauliche
Entwicklung, die die sozialen, wirtschaftlichen und umweltschiitzenden Anforderungen mitei-
nander in Einklang bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozial gerechte
Bodennutzung gewahrleisten. Fur das Bebauungsplanverfahren sind die Belange des Um-
weltschutzes, einschliellich des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu berlcksichti-
gen. Die zu betrachtenden Schutzguter sind in § 1 Absatz 6 Nummer 7 Baugesetzbuch auf-
gefuhrt. Mit Grund und Boden ist sparsam und schonend umzugehen. Bodenversiegelung
sind auf das notwendige Maf3 zu reduzieren, die Mdglichkeiten zur Wiedernutzbarmachung,
Nachverdichtung und andere Malinahmen zur Innenentwicklung sind zu nutzen (8§ 1a Bau-
gesetzbuch).

Nach § 1a Absatz 3 Baugesetzbuch ist die Eingriffsregelung nach Bundesnaturschutzgesetz
in der Abwagung nach § 1 Absatz 7 Baugesetzbuch zu berlcksichtigen. Ein Ausgleich ist
gemalR § la Absatz 3 Satz 6 Baugesetzbuch nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits
vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulassig waren.

Werden die Erhaltungsziele oder Schutzziele des Umweltschutzes, des Naturschutzes und
der Landschaftspflege in ihren maRgeblichen Bestandteilen erheblich beeintrachtigt, sind die
Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes Uber die Zulassigkeit von derartigen Eingriffen
anzuwenden (8 1a Absatz 4 Baugesetzbuch).

=  Mit der Aufstellung des Bebauungsplans wurden mégliche Eingriffe in Natur und Land-
schaft und in die Schutzgiter nach den Vorschriften des Baugesetzbuchs abgeprift. Im
Umweltbericht werden MalRnahmen zur Vermeidung, Minimierung und Kompensation
der durch die Planung verursachten Umweltauswirkungen aufgezeigt.

Gesetz Uber Naturschutz und Landschaftspflege (BNatSchG) vom 29.07.2009 (Bundes-
gesetzblatt | Seite 2542), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15.09.2017
(Bundesgesetzblatt | Seite 3434)

Natur und Landschaft sind aufgrund ihres Wertes und als Grundlage fur Leben und Gesund-
heit des Menschen so zu schitzen, dass die biologische Vielfalt, die Leistungs- und Funkti-
onsfahigkeit des Naturhaushaltes, die Vielfalt, Eigenart und Schénheit sowie der Erholungs-
wert auf Dauer gesichert sind (8 1 Bundesnaturschutzgesetz). Eingriffe in Natur und Land-
schaft im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes sind nach der Legaldefinition in § 14 Absatz
1 ,Veranderungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflachen oder Veranderungen des mit
der belebten Bodenschicht in Verbindung stehenden Grundwasserspiegels, die die Leis-
tungs- und Funktionsfahigkeit des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich beein-
trachtigen konnen.“ Die Prifung des Eingriffs in Natur und Landschaft erfolgt nach den
Grundsétzen des § 1a Absatz 3 Baugesetzbuch.

Der allgemeine Schutz wild lebender Tiere und Pflanzen ist in § 39 Bundesnaturschutzge-
setz, der besondere Artenschutz aus nationalen und europaischen Verordnungen und Richt-
linien in 8 44 Bundesnaturschutzgesetz geregelt. Im Rahmen dieses Verfahrens ist zu pru-
fen, inwieweit durch die Festsetzungen die Belange des Artenschutzes betroffen sind.
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Berliner Naturschutzgesetz (NatSchGBIn) in der Fassung der Bekanntmachung vom
29.05.2013 (Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 140)

Das Naturschutzgesetz Berlin trifft zusatzliche Regelungen zum Allgemeinen Schutz von
Natur und Landschaft (Kapitel 3) und zum Schutz bestimmter Teile von Natur und Land-
schaft (Kapitel 4), die im Rahmen der Bauleitplanung zu bericksichtigen sind.

= Im Rahmen dieses Verfahrens wurde geprift, inwieweit durch die Festsetzungen die
Belange des Arten- und Biotopschutzes betroffen sind. Fir die Belange des besonde-
ren Artenschutzes erfolgte dies durch ein Faunistisches Gutachten. Die Ergebnisse
des Gutachtens wurden in den Umweltbericht integriert. Der Bebauungsplan gibt Hin-
weise zur Vermeidung oder Abwendung der genannten Verbotstatbestande.

Gesetz zum Schutz vor schadlichen Bodenverdnderungen und zur Sanierung von Alt-
lasten (BBodSchG) vom 17.03.1998 (Bundesgesetzblatt | Seite 502) zuletzt geandert durch
Artikel 3 Absatz 3 der Verordnung vom 27.09.2017 (Bundesgesetzblatt | Seite 3465)

Ziel dieses Gesetzes ist es, nachhaltig die Funktionen des Bodens zu sichern oder wieder-
herzustellen. Hierzu sind schéadliche Bodenveranderungen abzuwehren, der Boden und Alt-
lasten sowie hierdurch verursachte Gewasserverunreinigungen zu sanieren und Vorsorge
gegen nachteilige Einwirkungen auf den Boden zu treffen. Bei Einwirkungen auf den Boden
sollen Beeintrachtigungen seiner natirlichen Funktionen sowie seiner Funktion als Archiv der
Natur- und Kulturgeschichte so weit wie moglich vermieden werden.

Berliner Gesetz zur Ausfuhrung des Bundes-Bodenschutzgesetzes (Berliner Boden-
schutzgesetz — Bln BodSchG) in der Fassung vom 24.06.2004 (Gesetz- und Verordnungs-
blatt Seite 250), zuletzt geédndert durch Artikel | des Gesetzes vom 20.05.2011 (Gesetz- und
Verordnungsblatt Seite 209)

Das BIn BodSchG erganzt das BBodSchG und schafft die Voraussetzungen zur Ausfiihrung
im Land Berlin durch Regelungen zu Auskunfts- und Duldungspflichten, Ordnungswidrigkei-
ten und Bodeninformationssystemen.

=  Mit den Festsetzungen zu den Uberbaubaren Grundstiicksflachen soll eine vollstandige
Versiegelung der Grundsticksflachen zukunftig verhindert werden. Die bislang unver-
siegelten Randbereiche um die Gewerbeflachen sollen durch zeichnerische und textli-
che Festsetzungen auch zuklnftig von einer Bebauung freigehalten werden. Zudem
soll die Festsetzung einer dauerhaften Griunflache erfolgen.

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde eine Altlastenuntersuchung fur das
Grundsttick Mohriner Allee 25 durchgefiihrt und zu ergreifende MalRnahmen im Zu-
sammenhang mit der Herrichtung der offentlichen Grinflache abgeklart.

Insgesamt bewirkt die Planung keine weitergehende Beeintrachtigung des Schutzgutes
Boden. Die Belange des Bodenschutzes finden somit Bertiicksichtigung.

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (WHG) vom 31.07.2009 (Bundesgesetzblatt |
Seite 2585), zuletzt geéndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18.07.2017 (Bundesgesetz-
blatt | Seite 2771)

Das Wasserhaushaltsgesetz enthalt Bestimmungen tber den Schutz und die Nutzung von
Oberflachengewassern und des Grundwassers, durch eine nachhaltige Gewasserbewirt-
schaftung. Gewasser sind Bestandteil des Naturhaushaltes, als Lebensgrundlage des Men-
schen, als Lebensraum fur Tiere und Pflanzen sowie als nutzbares Gut zu schitzen.
Berliner Wassergesetz (BWG) in der Fassung vom 17.06.2005 (Gesetz- und Verordnungs-
blatt Seite 357), zuletzt geandert durch Artikel 27 des Gesetzes vom 02.02.2018 (Gesetz-
und Verordnungsblatt Seite 160)

Im Berliner Wassergesetz sind Regelungen zur Bewirtschaftung der Gewasser (einschlief3-
lich des Grundwassers), insbesondere ihre nachhaltige Entwicklung und sparsame Verwen-
dung, enthalten. Fir die Bauleitplanung sind insbesondere § 29d und e Berliner Wasserge-
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setz (Abwasserbeseitigung) sowie 8§ 36a Berliner Wassergesetz (Niederschlagswasserbe-
wirtschaftung) von Bedeutung (8 1 Wasserhaushaltsgesetz / § 2 Berliner Wassergesetz).

=  Durch die Festsetzungen des Bebauungsplans verbleiben nicht Gberbaubare Grund-
sticksflachen, die fur die Niederschlagsversickerung genutzt werden kénnen. Der Be-
bauungsplan tragt diesen Belangen weiter durch die Festsetzung von vegetationsge-
pragten Griunflachen Rechnung.

Bei ordnungsgemaflem Betrieb der gewerblichen Anlagen sind keine Verschmutzun-
gen des Grundwassers zu erwarten.

Gesetz zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigun-
gen, Gerausche, Erschitterungen und ahnliche Vorgange (Bundes-Immissionsschutz-
gesetz - BImSchG) in der Fassung vom 17.05.2013 (Bundesgesetzblatt | Seite 1274), zu-
letzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18.07.2017 (Bundesgesetzblatt | Seite
2771)

Zweck des Gesetzes ist es, Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, das Wasser, die
Atmosphéare sowie Kultur- und sonstige Sachguter vor schadlichen Umwelteinwirkungen zu
schitzen und dem Entstehen schadlicher Umwelteinwirkungen vorzubeugen (8§ 1 Absatz 1).

Fur die Bauleitplanung legt 8 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz den Planungsgrundsatz
fest, wonach die von schadlichen Immissionen hervorgerufenen Auswirkungen auf schutz-
wilrdige Gebiete — insbesondere auf Wohnbebauung — so weit wie mdglich vermieden wer-
den sollen (sog. ,Trennungsrundsatz").

Zur Bestimmung und Einhaltung bestimmter Grenz- und Richtwerte fir Luft- und Larmimmis-
sionen wurden verschiedene Rechtsverordnungen und technische Regelwerke erlassen. Im
Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans XIV-60 sind zusétzlich zu den Vorgaben des
BImSchG folgende Regelungen relevant:

- DIN 18005 Teil 1 — Schallschutz im Stadtebau, Teil 1 Grundlagen und Hinweise fir
die Planung

Das Beiblatt 1 zur DIN 18005 enthélt Orientierungswerte fur die stadtebauliche Pla-
nung / Bauleitplanung.

- Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz
(Technische Anleitung zum Schutz gegen Larm - TA-L&rm) vom 26.08.1998 (Ge-
meinsames Ministerialblatt Nummer 26/1998 Seite 503), zuletzt geandert durch Ver-
waltungsvorschrift vom 01.06.2017 (Bundesanzeiger AT 08.06.2017 B5)

Die Technische Anleitung zum Schutz gegen Larm weist Immissionsrichtwerte fiir Im-
missionsorte aufRerhalb von Gebauden aus. Sie hat Bedeutung fiir Genehmigungsver-
fahren von Gewerbe- und Industrieanlagen.

- DIN 45691 Gerauschkontingentierung, Ausgabe Dezember 2016
Die DIN beschreibt das Verfahren der Gerauschkontingentierung.

Landes-Immissionsschutzgesetz Berlin (LImSchG BIn) vom 05.12.2005 (Gesetz- und
Verordnungsblatt Seite 735), berichtigt am 13.01.2006 (Gesetz- und Verordnungsblatt Seite
42), zuletzt gedndert durch Artikel | des Gesetzes vom 03.02.2010 (Gesetz- und Verord-
nungsblatt Seite 38)

Das Gesetz gilt fur die Errichtung, den Betrieb, die Anderung, die Stilllegung und die Beseiti-
gung von nicht genehmigungsbedirftigen Anlagen im Sinne des 8§22 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes.

=  Dem Schutzanspruch des benachbarten Wohngebiets soll dahingehend entsprochen
werden, dass fur die Teilflachen Emissionskontingente festgesetzt werden.
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Um gesunde Arbeits- (und Wohn-)verhaltnisse angrenzend an die Hauptverkehrsstra-
Ben sicher zu stellen, werden Regelungen zum Schallddmmmal der AuRRenbauteile
getroffen.

Durch die Festsetzungen sollen insbesondere auch stark verkehrsanziehende Nutzun-
gen, wie Einzelhandel und Vergniigungsstatten, eingeschrankt beziehungsweise aus-
geschlossen werden.

Berliner Energiewendegesetz (EWG Bln) vom 22. Marz 2016 (Gesetz- und Verordnungs-
blatt Seite 122), zuletzt geandert durch Gesetz vom 26. Oktober 2017 (Gesetz- und Verord-
nungsblatt Seite 548)

Zweck des Gesetzes ist die Festlegung von Klimaschutzzielen fiir das Land Berlin sowie die
Schaffung von Instrumenten zu deren Erreichung.

=  Der Bebauungsplan trifft keine Festsetzungen, die den Belangen des Energiewende-
gesetzes entgegenstehen. Die grol3en Hallendacher sind fir die Anordnung von Anla-
gen zur Erzeugung von Strom oder Warme aus solarer Strahlungsenergie prédesti-
niert.

Verordnung zur Durchfihrung der Energieeinsparverordnung in Berlin (EnEV-
Durchfiihrungsverordnung Berlin — EnEV-DV Bln) vom 18.12.2009 (Gesetz- und Verord-
nungsblatt Seite 889), zuletzt geandert durch Artikel 1 Zweite Anderungsverordnung vom 09.
Januar 2018 (Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 144)

Mit der Verordnung werden die Prifung von Nachweisen nach Energieeinsparverordnung
und die Uberwachung der Ausfiihrung geregelt.

=  Der Bebauungsplan trifft keine Festsetzungen, die den Belangen des Berliner Energie-
spargesetzes und der Energieeinsparverordnung entgegenstehen. Die grof3en Hallen-
dacher sind fur die Anordnung von Anlagen zur Erzeugung von Strom oder Warme aus
solarer Strahlungsenergie pradestiniert.

Verordnung zum Schutz des Baumbestandes in Berlin (BaumSchVO) vom 11.01.1982
(Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 250), zuletzt geandert durch Artikel 4 des Gesetzes
vom 04.02.2016 (Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 26, 55)

Wegen der Bedeutung fur die Sicherstellung der Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes wird
der Baumbestand in Berlin als geschiitzter Landschaftsbestandteil nach MalRRgabe dieser
Verordnung geschiitzt. Die Baumschutzverordnung schiitzt alle Laubbdume, die Nadelge-
hélzart Waldkiefer sowie die Obstbaumarten Walnuss und Turkischer Baumhasel, jeweils mit
einem Stammumfang ab 80 Zentimeter, gemessen in einer Hohe von 1,30 Meter Uiber dem
Erdboden. Fir solche Baume werden bei Fallung Ersatzpflanzungen (nach Anlage 1 und 2
der Baumschutzverordnung) oder eine Ausgleichsabgabe féllig. GemaR § 4 Baumschutzver-
ordnung ist es verboten, geschitzte Baume ohne erforderliche Genehmigung zu beseitigen,
zu beschadigen oder auf sonstige Weise in ihrem Bestand zu beeintrachtigen.

=  Mogliche Ersatzpflanzungen fur Eingriffe in den Baumbestand kénnten gegebenenfalls
durch Neupflanzungen innerhalb der Pflanzflachen sowie auf den sonstigen unversie-
gelten Grundstucksflachen ausgeglichen werden.

Gesetz zum Schutz von Denkmalen in Berlin (Denkmalschutzgesetz Berlin - DSchG
Bln) vom 24.04.1995, zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 04.02.2016 (Ge-
setz- und Verordnungsblatt Seite 26, 55)

Denkmale sind nach MalRRgabe dieses Gesetzes zu schitzen, zu erhalten, zu pflegen und
wissenschaftlich zu erforschen.

= Im Bebauungsplan wird auf die Belange der Bodendenkmalpflege und Baudenkmal-
pflege hingewiesen.
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1.2.2 Fachplane

Flachennutzungsplan

Der Flachennutzungsplan Berlin in der Fassung der Neubekanntmachung vom 05.01.2015
(Amtsblatt Seite 31), zuletzt geandert am 11.12.2018 (Amtsblatt Seite 8), stellt das Plange-
biet als gewerbliche Bauflache, Grinflache, Ubergeordnete HauptverkehrsstralBen (Mohriner
Allee, Buckower Damm) und Kleinbahn (Neukdlln-Mittenwalder Eisenbahn) dar.

Die Festsetzungen des Bebauungsplans XIV-60 sind in Zusammenhang mit der angestreb-
ten Festsetzung eines Gewerbegebiets mit einer Pflanzbindung angrenzend zur Neukdlln-
Mittenwalder Eisenbahn-Trasse sowie der Festsetzung einer Grinflache mit der Zweckbe-
stimmung Offentliche Parkanlage fur das Grundsttick Mohriner Allee 25 aus den Darstellun-
gen des Flachennutzungsplans entwickelbar.

=  Durch die im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen kann den Darstellungen des
Flachennutzungsplans entsprochen werden.

Landschafts- und Artenschutzprogramm

Das Landschafts- / Artenschutzprogramm Berlin in der Fassung der Bekanntmachung vom
8. Juni 2016 (Amtsblatt fur Berlin, Seite 1314) stellt die Ziele und Grundsétze des Natur-
schutzes, der Landschaftspflege sowie die darauf aufbauenden Mal3hahmen in Grundziigen
dar.

Aus den Entwicklungszielen und MalRnahmen der vier Teilplane Naturhaushalt / Umwelt-
schutz, Erholung und Freiraumnutzung, Landschaftsbild sowie Biotop- und Artenschutz las-
sen sich fir den Geltungsbereich folgende relevante Forderungen entnehmen:

Naturhaushalt / Umweltschutz
Die Flachen sind als Siedlungsgebiet dargestellt, in welchem

- der Anteil naturhaushaltswirksamer Flachen (Entsiegelung, Dach-, Hof- und Wandbe-
grinung) zu erhéhen ist,

- StraRenbaumbestande und klimawirksame Grin- und Freiflachen zu erhalten und zu
vernetzen sind,

- die bioklimatische Situation und Durchliftung zu verbessern und

- die Ruckstrahlung zu erhéhen ist (Albedo).

Biotop / Artenschutz

Die Flachen sind dem Obstbaumsiedlungsbereich zugeordnet, in welchem

- gebietstypische Vegetationsbesténde, artenschutzrelevante Strukturelemente zu erhal-
ten und die Versiegelung bei Verdichtung zu begrenzen sind.

Landschaftsbild

Die Flachen sind Teil des siedlungsgepragten Raumes und dem Obstbaumsiedlungsbereich
zugeordnet, in welchem

- ein hoher Griinanteil im Ubergangsbereich zum Landschaftsraum zu erhalten ist,

- pragende StralRenbaumbestdnde und unbefestigte Stral3enrandstreifen zu erhalten und
zu entwickeln sind.

Erholung und Freiraumnutzung

Die Flachen sind als sonstige Flachen auf3erhalb von Wohnquartieren dargestellt, in welchen
- Schutzpflanzungen bei angrenzender Wohn- und Erholungsnutzung vorzusehen,

- Déacher und Fassaden zu begrinen und

- Freiflachen und Erholungspotenziale zu erschlieen sind.
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Parallel zur Bahntrasse, Mohriner Allee und Buckower Damm teilweise sind Griinziige anzu-
legen, aufzuwerten beziehungsweise die Barrierewirkung von Strafen und Bahnflachen zu
mindern.

Das Plangebiet wird durch die Darstellungen des Landschaftsprogramms in Hinblick auf die
Gesamtstadtische Ausgleichskonzeption sowie durch die Darstellung und Signatur ,Flora-
Fauna-Habitat-Gebiet" und ,Naturpark” nicht berihrt.

=  Durch die Festsetzungen im Bebauungsplan werden die linearen Griinstrukturen paral-
lel zur Bahn und dem Buckower Damm gesichert. Mit der Festsetzung der Pflanzfla-
chen parallel zur Mohriner Allee erfolgt eine Vernetzung dieser linearen Strukturen mit
der westlich gelegenen Grunflache um den Roetepfuhl. Da zwischen Bahntrasse und
Gewerbegebiet auf eine offentliche Durchwegung verzichtet wurde (siehe Kapitel 11l 2),
erfolgt durch die Festsetzung einer offentlichen Parkanlage auf der Westseite der
Bahntrasse eine Aufwertung der ful3laufigen Verbindung und eine Verbesserung der
Erholungsnutzung. Die Grinstrukturen Ubernehmen mit der historischen, vegetations-
gepragten Bahntrasse wichtige Funktionen fir die Biotopvernetzung und das Stadtkli-
ma. Durch die Regelungen im Bebauungsplan wird die zulassige Uberbauung von ak-
tuell 100 Prozent auf zukinftig maximal 80 Prozent der Grundstiicksflache reduziert.
Der Bebauungsplan enthélt keine Regelungen, die einer Dach-, Hof-, Wandbegriinung
oder der Herstellung heller Oberflachen entgegenstehen.

Durch die im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen werden die Darstellungen des
Landschafts- und Artenschutzprogrammes unterstitzt und die beabsichtigte Entwick-
lung des Plangebiets gefdrdert.

Schutzgebiete

Im Bundesanzeiger gemafl 8 10 Absatz 1 Nummer 5 und Nummer 6 des Bundesnatur-
schutzgesetzes bekannt gemachte Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung oder européi-
sche Vogelschutzgebiete:

O betroffen X nicht betroffen

Naturschutzgebiete gemanR § 23 des Bundesnaturschutzgesetzes:
O betroffen X nicht betroffen

Nationalparke gemalR § 24 des Bundesnaturschutzgesetzes:

O betroffen X nicht betroffen

Biospharenreservate und Landschaftsschutzgebiete gemaR den 8825 und 26 des Bun-
desnaturschutzgesetzes:

O betroffen X nicht betroffen
Gesetzlich geschiitzte Biotope gemal? § 30 des Bundesnaturschutzgesetzes:
O betroffen X nicht betroffen

Wasserschutzgebiete gemal § 19 des Wasserhaushaltsgesetzes oder nach Landeswasser-
recht festgesetzte Heilquellenschutzgebiete sowie Uberschwemmungsgebiete gemalR § 32
des Wasserhaushaltsgesetzes:

(I betroffen X nicht betroffen

Gebiete, in denen die in den Gemeinschaftsvorschriften festgelegten Umweltqualitditsnormen
bereits tberschritten sind:

O betroffen X nicht betroffen

In amtlichen Listen oder Karten verzeichnete Denkmale, Denkmalensembles, Bodendenk-

male oder Gebiete, die von der durch die Lander bestimmten Denkmalschutzbehorde als
archaologisch bedeutende Landschaften eingestuft worden sind:

X betroffen O nicht betroffen
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= Im Geltungsbereich liegen keine naturschutzfachlichen Schutzgebiete. Bodeneingriffe
im Bereich des archaologischen Verdachtsgebiets sind mit der archéologischen Bo-
dendenkmalpflege abzustimmen. Das Vorgehen ist im Denkmalschutzgesetz Berlin ge-
regelt. Bereits mit dem bestehenden Planungsrecht sind die Grundstiicke grundsétzlich
bebaubar. Mit den Festsetzungen des Bebauungsplans erfolgt daher keine zuséatzliche
Beeintrachtigung der Situation.

Luftreinhalteplan Berlin 2011-2017
Der Senat hat den vorliegenden Luftreinhalteplan 2011-2017 am 18.06.2013 beschlossen.

Der Luftreinhalteplan enthalt eine Vielzahl von Maflinahmen zur weiteren Reduzierung der
Luftbelastung. Schwerpunkt zur Reduzierung der verkehrsbedingten Luftschadstoffe ist da-
bei weiterhin die Modernisierung der Fahrzeugflotte. Raum-, Stadt- und Landschaftsplanung
sollen unter Beriicksichtigung der Stadtklimatologie und des Luftaustausches erfolgen.

Im Rahmen des Klimamodells Berlin wurden mit Stand 2009 Bewertungskarten erstellt, die
einerseits Grin- und Freiflachen mit hoher stadtklimatischer Bedeutung sowie Gebiete mit
Bedeutung fir den Luftaustausch darstellen und andererseits Siedlungsraume hinsichtlich
ihrer bioklimatischen Situation bewerten und Belastungsbereiche identifizieren.

Gemal} der Bioklimatische Belastung der Siedlungsraume nach VDI 3785 (Stand 2009) wird
der Geltungsbereich als Siedlungsraum mit geringer, in Einzelfallen maRiger bioklimatischer
Bedeutung sowie als klimatisch weniger gilnstiger Siedlungsraum eingestuft. Es besteht kei-
ne potenzielle Belastung durch Verkehrsimmissionen. Der Geltungsbereich ist nicht Bestand-
teil einer klimaokologisch relevanten Grinflacheneinheit, von ihm gehen keine Funktionen
als Kaltluftleitbahn aus.

=  Durch den Bebauungsplan wird ein nur unwesentlicher Verkehrszuwachs erwartet. Fir
das Ziel, die Immissionsgrenzwerte fir Feinstaub einzuhalten, ist die Bedeutung der
Planung und der durch sie ausgeltsten Verkehre als unmal3geblich einzustufen.

Larmminderungsplanung Berlin

Die Beurteilung der Betroffenheit erfolgt in der Larmminderungsplanung fir Berlin anhand
gesundheitsrelevanter Schwellenwerte, die aus der Larmwirkungsforschung resultieren.
Demnach steigt ab einer Dauerbelastung von 55 Dezibel (A) nachts und 65 Dezibel (A) tags
das Risiko von Herz-Kreislauferkrankungen durch chronischen Larmstress. Deshalb wird die
Einhaltung dieser Werte mittelfristig als Ziel verfolgt.

Das Plangebiet ist nicht Bestandteil von Konzeptgebieten und Konzeptstrecken, fir welche
konkrete MaRnahmen im Larmminderungsplan angeben sind.

=  Durch die verkehrsgunstige Lage ist der Geltungsbereich fiir gewerbliche Nutzungen
pradestiniert, zusatzlicher ErschlieBungsverkehr auf untergeordneten Straf3en wird
verhindert. Durch die in Gewerbegebieten typische Bebauung kann eine Abschirmung
der dahinterliegenden Wohnbebauung erfolgen.

2 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen
2.1 Bestandsaufnahme der einschlagigen Aspekte des derzeitigen Umweltzu-
stands

Die Bestandserfassung basiert im Wesentlichen auf den Angaben des Umweltatlas Berlin,
Bestandsaufnahmen und Untersuchungen vor Ort.
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211 Schutzgut Mensch

Bestand und Bewertung

Beziglich des Schutzgutes Mensch stehen Fragen der Gesundheit und des Wohlbefindens
im Vordergrund.

Verkehrslarm

Die gewerblichen Bauflachen im Plangebiet werden im Osten und Norden durch den
Buckower Damm und die Mohriner Allee, beides Ubergeordnete Verbindungsstralen, be-
grenzt. Bei der Angabe der Verkehrsstarke auf den Hauptverkehrsstral3en wird zwischen der
durchschnittlichen werktaglichen Verkehrsstéarke sowie der durchschnittlichen taglichen Ver-
kehrsstarke unterschieden.

Laut der Verkehrsstarkenkarte der Verkehrslenkung Berlin betrug im Jahr 2014 die durch-
schnittliche werktagliche Verkehrsstarke auf der Mohriner Allee rund 13.800 Fahrzeuge
(durchschnittliche tagliche Verkehrsstarke rund 12.600 Fahrzeuge), auf dem Buckower
Damm bis zur Einmundung Gutschmidtstraf’e 35.500 Fahrzeuge (durchschnittliche tagliche
Verkehrsstarke rund 32.300 Fahrzeuge). Sudlich der Einmindung Gutschmidtstral3e redu-
Ziert sich die werktégliche Verkehrsstarke auf rund 25.700 Fahrzeuge (durchschnittliche tag-
liche Verkehrsstarke rund 23.400 Fahrzeuge).

Gemall den Strategischen Larmkarten Lpen (Tag-Abend-Nacht-Larmindex) und Ly (Tag-
Abend-Nacht-Larmindex) Gesamtlarm Summe Verkehr (Umweltatlas, Karten 07.05.14 und
07.05.15, Ausgabe 20132) werden tags an der Gewerbegebietsgrenze und Baugrenze paral-
lel zum Buckower Damm Werte von >70-75 Dezibel(A) ausgewiesen. An den stral3enbeglei-
tenden Gebaudefassaden betragen die Werte zwischen >65-70 Dezibel(A), auf den riickwar-
tigen Grundstucksflachen >55-60 Dezibel(A). Entlang der Mohriner Allee werden an der Ge-
werbegebietsgrenze >65-70 Dezibel(A) und an der zuriickgezogenen Baugrenze >60-65
Dezibel(A) erreicht.

Der Nacht-Larmindex Ln betr&gt am Rand des Gewerbegebiets parallel zum Buckower
Damm >65-70 Dezibel(A), an der Baugrenze >60-65 Dezibel(A) und an den Gebaudefassa-
den zwischen >55-65 Dezibel(A). Entlang der Mohriner Allee werden am Rand des Gewer-
begebiets Werte von >60-65, an der Baugrenze / den Gebaudefassaden >55-60 Dezibel(A)
und auf den ruckwartigen Grundstucksflachen tberwiegend >50-55 Dezibel(A) erreicht.

Das Beiblatt 1 zur DIN 18005-1 enthalt die schalltechnischen Orientierungswerte fir die stad-
tebauliche Planung. Es handelt sich dabei nicht um Grenzwerte, sondern um Orientierungs-
werte. Die Orientierungswerte in Gewerbegebieten betragen am Tag 65 Dezibel(A) und in
der Nacht 55 Dezibel(A). Fur die Beurteilung ist tags der Zeitraum von 6:00 Uhr bis 22:00
Uhr und nachts von 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr zugrunde zu legen.

Damit kénnen entlang des Buckower Damms die Orientierungswerte am Tag nur teilweise
und in der Nacht nicht eingehalten werden. Entlang der Mohriner Allee ist die Einhaltung der
Orientierungswerte und Unterschreitung an der zurlickgesetzten Baugrenze am Tag gewahr-
leistet. In der Nacht kénnen die Werte mit Ausnahme im Kreuzungsbereich eingehalten wer-
den.

2 Fur die Larmkartierung im Umweltatlas wurden das lagekorrigierte Stadtstraen- und Autobahnnetz

sowie die Verkehrsstarken aus der Verkehrszahlung 2009 Gilbernommen. Die zugrunde gelegten Ver-

kehrsstarken aus dem Jahr 2009 liegen in diesem Bereich noch deutlich hdher als die Verkehrszahlen

aus dem Jahr 2014:

— Mohriner Allee rund 15.100 Kfz/24 h,

— Buckower Damm bis Einmundung Gutschmidtstrae rund 36.100 Kfz/24 h, sidlich Einmindung
GutschmidtstralRe rund 26.900 Kfz/24 h

(Umweltatlas, Karte 07.01 ,Durchschnittliche tagliche Verkehrsstarke (DTV)", Ausgabe 2011).
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Im Plangebiet liegt die Trasse der Neukdlin-Mittenwalder Eisenbahn. Derzeit wird die Trasse
von zwei bis drei Zigen pro Woche zum Tanklager Rudow genutzt. Die Zige werden in
zweimal elf Wagen (je 20 Meter Lange) zuzlglich Triebfahrzeug aufgeteilt. Je Anlieferung
entsteht eine Fahrt beim Hin- und Rickweg. Damit errechnen sich acht bis zwolf Fahrten je
Woche, das heildt circa 1,5 Fahrten pro Tag. Es handelt sich um ein Schotterbett mit Holz-
schwellen, auf dem die zuléassige Streckengeschwindigkeit 30 Kilometer pro Stunde betragt.
Die Emissionspegel der Gleisanlage im Bestand lauten wie folgt:

- 0 Meter-Emissionslinie: 68 Dezibel(A) tags
- 4 Meter-Emissionslinie: 55 Dezibel(A) tags
- 5 Meter-Emissionslinie: -.

Nachts ergeben sich keine Schallemissionen. Damit kann eine Beeintrachtigung der Nutzun-
gen im Plangebiet durch die Bahntrasse im Bestand ausgeschlossen werden (aus Hoffmann-
Leichter Ingenieurgesellschaft, Schallschutzgutachten zum B-Plan XIV-155, 06/2015).

Gewerbeldrm

Dem Geltungsbereich liegen an drei Seiten Wohngebiete beziehungsweise einzelne Wohn-
hauser gegenuber, wobei das Gewerbegebiet von den Wohnnutzungen im Norden und Os-
ten durch die Ubergeordneten Hauptverkehrsstraen Mohriner Allee und Buckower Damm
getrennt wird. Das Wohngebiet Neumarkplan im Westen wird durch einen Grlnstreifen
(enemaliges Bahngelande), die Bahntrasse und eine Anliegerstrale vom Gewerbegebiet
getrennt. Es handelt sich um eine typische Gemengelage, wie sie vielfach in Randlagen zur
Innenstadt anzutreffen ist. Die Nutzungen existieren bereits seit Jahrzehnten nebeneinander.
Mit Ausnahme des Umspannwerks und des Lebensmittel-Vollsortimenters, Buckower Damm
50, der Montag bis Freitag bis 24:00 Uhr, Samstag bis 23:30 Uhr gedffnet hat, findet derzeit
keine Nachtarbeit (22:00 bis 6:00 Uhr) im Plangebiet statt.

Grundlage fir die Beurteilung von Gewerbelarm bildet die Technische Anleitung zum Schutz
gegen Larm. Der Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen durch Gerausche ist fur ge-
nehmigungsbediirftige Anlagen und nicht genehmigungsbedirftige Anlagen sichergestellt,
wenn die gebietsbezogenen Immissionsrichtwerte in Allgemeinen Wohngebieten von tags 55
Dezibel(A) und nachts 40 Dezibel(A) eingehalten werden. Die malRgeblichen Immissionsorte
liegen bei bebauten Flachen 0,5 Meter vor der Mitte des gedffneten Fensters.

Fur den schalltechnischen Nachweis der Gerduschkontingente wurde durch das Biiro Kotter
Consulting Engineers Berlin GmbH der tagliche Betrieb auf den einzelnen Gewerbeflachen
ermittelt (BERICHT NR. 416047-01.03 Uber die Gerduschkontingentierung flr den Bebau-
ungsplan XIV-60 in 12347 Berlin — Britz unter Berlicksichtigung der Genehmigungssituation
der vorhandenen Betriebe, Berlin, 15.05.2017). Anhand zugrunde gelegter Betriebsszenarien
wurde fur die Gewerbegebiete GE1, GE2, GE5 und die Flache fir Versorgungsanlagen eine
Unterschreitung der Zielwerte (Immissionskontingente) an den jeweils nachstgelegenen
Wohngebauden festgestellt. Damit ist auch die Einhaltung der Richtwerte nach der Techni-
schen Anleitung zum Schutz gegen Larm an den mafR3geblichen Immissionsorten auf3erhalb
des Plangebiets sicher gestellt.

Durch die Betriebsablaufe im Gewerbegebiet GE3 kdnnen die Zielwerte im Tageszeitraum
eingehalten werden. Wahrend der Nachtzeit errechnete sich zum Zeitpunkt der Erstellung
des Gutachtens noch eine Uberschreitung des Zielwertes aufgrund der damals noch stattfin-
denden Nachtanlieferung vor 6:00 Uhr sowie durch die Nutzung des Parkplatzes nach 22
Uhr. Beschwerden Uber Larmbelastigungen aus dem benachbarten Wohngebiet liegen nicht
vor. Mit Schreiben vom 02.08.2017 wurde durch REWE mitgeteilt, dass sich mit der Uber-
nahme des Kaiser's-Marktes auch die Anlieferzeiten gedndert haben. Eine Anlieferung findet
jetzt nachmittags, zwischen 17:00 und 18:00 Uhr, statt. Bezogen auf die ebenfalls ermittelte
Uberschreitung durch die néachtliche Parkplatznutzung am Immissionsort 1009 (Buckower
Damm 55) ist erganzend anzumerken, dass es sich hierbei um eine Predigtstatte der evan-
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gelischen Johann-Christoph-Blumhardt-Kirchengemeinde handelt. Damit ist die Uberschrei-
tung der nachtlichen Immissionsrichtwerte nicht relevant.

Die nachstgelegenen Wohngeb&ude in der Siedlung Neumarkplan wurden vor einigen Jah-
ren saniert. Zur Verbesserung der Grundrisse wurden die Dreispanner in Zweispanner
umgebaut, so dass die Wohnungen grundséatzlich auch tber von der StraRe und dem Ge-
werbegebiet abgewandte Raume verflgen.

Gegenstand der Baugenehmigung fur den Umbau und den Neubau der Verkaufsstatten auf
dem Grundsttick Buckower Damm 50 im Jahr 1999 waren umfangreiche Auflagen des Um-
weltamtes zum Immissionsschutz. Die Immissionsrichtwerte an Immissionsorten auf3erhalb
von Gebauden in den angrenzenden Wohngebieten (Neumarkplan, Gutschmidtstraf3e) von
tags 55 Dezibel(A) und nachts 40 Dezibel(A) sowie in den benachbarten Gewerbegebieten
von tags 65 Dezibel(A) und nachts 50 Dezibel(A) sind einzuhalten. Darlber hinaus erfolgten
Aussagen zu den Beurteilungszeiten sowie den anzusetzenden Zuschlagen. Mit der Bauge-
nehmigung ergingen gleichfalls Auflagen zur Luftreinhaltung und zu den Lichtimmissionen.
Die im Gutachten noch ermittelte Uberschreitung der Nachtwerte durch die nachtliche Anlie-
ferung vor 6:00 Uhr an den maf3geblichen Immissionsorten stellte eine Verletzung der Aufla-
gen aus der Baugenehmigung dar. Durch die Verschiebung der Anlieferzeiten kdnnen die
Auflagen und damit die nachtlichen Richtwerte wieder eingehalten werden.

In Gewerbegebieten sind Wohnungen gemald § 8 Baunutzungsverordnung nur ausnahms-
weise und auch nur fir Aufsichts- und Bereitschaftspersonen, Betriebsinhaber und Betriebs-
leiter zuldssig. Innerhalb des Geltungsbereichs existiert eine Wohnung auf dem Gelande des
Werkhofes, Mohriner Allee 7.

Grin- und Freiflachen

Im Plangebiet liegen bisher keine offentlich nutzbaren Grin- oder Erholungsflachen. Die Fla-
che Mohriner Allee 25 ist zurzeit noch eingezaunt und nicht zuganglich. In der ndheren Um-
gebung befinden sich die Grin- und Erholungsflachen des Gutsparks Britz und des Britzer
Gartens. Eine private Grunflache befindet sich im Studen des Plangebiets.

Zu Altlasten siehe Kapitel 1. 2.1.3.

2.1.2 Schutzgut Tiere und Pflanzen

Schutzgebiete nach Naturschutzrecht einschlie3lich Natura 2000-Gebiete sind von der Pla-
nung nicht betroffen.

2.1.2.1 Tiere

Brutvogel
Gemal der Bewertung der Lebensrdume aus vogelkundlicher Sicht im Umweltatlas Berlin
wird das Plangebiet der Klasse V zugeordnet, das heif3t die Planflache ist ein Vogellebens-
raum, der in Berlin haufig ist oder nur wenige oder gar keine ricklaufigen Arten hat (Karte
05.05.1).

Von Mai bis August 2015 wurden Untersuchungen zum Brutvogelbestand und den Vogelar-
ten im Plangebiet durchgefiihrt. Auerdem wurde das mogliche Vorkommen von Zaun-
eidechsen auf der Grundlage von geeigneten Lebensraumen bewertet und bei geeigneten
Habitaten gezielt auf Zauneidechsen untersucht (Dr. Susanne Salinger, Peter Jahn; Faunis-
tisches Gutachten; Berlin, 15.09.2015).

Auf dem Gelande konnten 16 Brutvogelarten (im Untersuchungsgebiet: 23 Vogelarten)
nachgewiesen werden. Zusatzlich wurden vier Arten als potenzielle Brutvogel oder nur als
Nahrungsgaste eingestuft, da keine Nester oder Einfliige beobachtet werden konnten.
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Im Plangebiet nachgewiesene Vogelarten

Umweltbericht

Art wissenschaftlicher Rote Liste Anzahl Reviere Nistokologie
Name Berlin D
Amsel Turdus merula - - 4 Buschbriter
Bachstelze Motacilla alba V - 1 Nischenbruter
Blaumeise Parus caeruleus - - 3 Hoéhlenbriter
Gartenrotschwanz | Phoenicurus phoenicu- - - 1 Baumbriter
rus
Girlitz Serimus serinus Y - 1 Baum- und
Buschbriter
Grunfink Carduelis chloris - - 3 Buschbriter
Hausrotschwanz Phoenicurus ochruros - - 1-2 Nischenbruter
Haussperling Passer domesticus - V 32 Gebaudebriter
Klappergrasmiicke | Sylvia curruca - - 1 Buschbriter
Kohlmeise Parus major - - 2 Hoéhlenbriter
Mauersegler Apus apus - - (potenziell) Gebaudebriter
Nahrungsgast
Mehlschwalbe Delichon urbica - - (potenziell) Gebaudebriter
Nahrungsgast
Mdénchsgrasmiicke | Sylvia communis - - 2 Buschbriter
Nachtigall Luscinia megarhynchos - - 3 Bodenbriter
Nebelkréhe Corvus cornix - - 1 Baumbriter
Rauchschwalbe Hirundo rustica Y Vv (potenziell) Gebaudebriter
Nahrungsgast
Ringeltaube Columba palumba - - 4 Baumbriter
Rotkehlchen Erithacus rubecula - - 2 Bodenbriter
Star Sturnus vulgaris - - (potenziell) Hoéhlenbriter
Nahrungsgast
Stieglitz Carduelis carduelis - - 1 Buschbriter

Status Rote Liste Berlin (RB): - = keine Art der Roten Liste; V = Vorwarnliste
Status Rote Liste Deutschland (RD): - = keine Gefahrdung, V = Vorwarnliste

Bei den nachgewiesenen Arten handelt es sich Uberwiegend um verbreitete und ungeféhrde-
te Arten im Land Berlin. Von den beobachteten Brutvogelarten sind die Bachstelze und der
Girlitz in der Roten Liste Berlins mit Status V = zuriickgehend (Vorwarnliste) genannt. Der
Haussperling ist in der Roten Liste der Bundesrepublik Deutschland mit Status V = zurlck-
gehend (Vorwarnliste) verzeichnet. In Berlin ist er noch zahlreich vorhanden. Die Rauch-
schwalbe, die sowohl in der Roten Liste Berlins als auch Deutschlands gefuhrt wird, konnte
nur als potenzieller Brutvogel nachgewiesen werden.

Alle européischen Vogelarten sind zugleich besonders geschiitzte Arten im Sinne des Natur-
schutzrechts. Rote-Liste-Arten stehen unter besonderem Artenschutz, denn das Aussterben
jeder Art ist unumkehrbar. Sie dirfen in ihrem Bestand nicht verschlechtert werden und sind
deshalb in Verbindung mit Bauvorhaben in die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung einzu-
stellen.

Ein Vergleich mit Siedlungsdichten der Brutviogel (Reviere / 10 ha) in anderen Gebieten
zeigt, dass das Gebiet nur wenig geeignete Lebensraume hat. Die Siedlungsdichte der Brut-
vogel im Untersuchungsgebiet liegt deutlich unter der vergleichbarer Gebiete in Berlin. Nur
die Ringeltaube und der Haussperling weisen &hnliche Werte auf.

Zauneidechsen

Die Untersuchung des Gebiets ergab keinen Hinweis auf das Vorkommen von Zauneidech-
sen. Der Zugang fir Zauneidechsen ist durch die breiten Verkehrstrassen deutlich erschwert.
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Die Bahnstrecke selbst ist durch die begleitenden Baume zu stark verschattet. Potentielle
Freiflachen im Plangebiet, die mdglicherweise als Biotop geeignet waren, werden als Lager-
flachen fur Bau- und andere Materialien genutzt. Sie sind stark befahren, die Materialien
werden haufig umgelagert und damit zu unruhig als Standort fir Zauneidechsen.

Sonstige
Die Staudenfluren und extensiv genutzten Grinflachen bieten Lebensrdume fur viele Insek-
ten- und Spinnenarten.

Nachweise beziehungsweise Hinweise flr ein Vorkommen weiterer streng geschitzter Arten
im Plangebiet liegen nicht vor.

21.2.2 Pflanzen und biologische Vielfalt

Bei den Flachen im Plangebiet handelt es sich Uberwiegend um Gewerbe- und Dienstleis-
tungsflachen sowie Verkehrsflachen. Die Flachen entlang der Bahn sind als Ruderalflachen
(06) sowie Flachen mit Gebilischen, Baumreihen und Baumgruppen (15) ausgewiesen (Um-
weltatlas, Karte Biotoptypen 05.08.1, Ausgabe 2012).

Die Flachen im Plangebiet werden Uberwiegend gewerblich genutzt. Im Plangebiet sind Ge-
werbe-, Handels-, Dienstleistungsbetriebe sowie Betriebe der Energiewirtschaft ansassig
(Katierschlissel: 12500, 12312). Die Grundsticksflachen sind, mit Ausnahme an den Ran-
dern, nahezu vollstandig versiegelt. Dementsprechend sind der Biotopwert bzw. das Kon-
fliktpotenzial klein (Biotopwert-Klasse 1). Der Biotopwert betrégt O.

Die Ausweisung der Grundstucke Mohriner Allee 21 bis 21B und Mohriner Allee 23 (nordli-
cher Grundsticksteil) als Baumschule, Gartenbau (Kartiereinheit: 11250) bzw. Park- und
Grunanlage (Kartiereinheit: 10101) ist tGberholt. Beide Grundstticke werden im Bestand ge-
werblich genutzt und weisen damit die gleiche geringe Biotopwertigkeit wie die benachbarten
Bauflachen auf.

Die sudliche Teilflache des Grundsticks Mohriner Allee 23 zwischen Bahntrasse und den
westlichen Grenzen der Gewerbegrundstiicke ist durch ruderale Stauden und Gehdlzauf-
wuchs gekennzeichnet (Kartiereinheit: 032402). Kennzeichnende Pflanzenarten dieser Ge-
holzaufwuchsflachen sind Gemeiner Beiful? (Artemisia vulgaris), Gewodhnliche Kratzdistel
(Cirsium vulgare), Wegdistel (Carduus acanthoides), Weil3e Lichtnelke (Silene pratensis),
Echtes Leinkraut (Linaria vulgaris), Filzklette (Arctium tomentosum), Kleine Klette (Arctium
minus), Grol3e Klette (Arctium lappa). Der Biotopwert bzw. das Konfliktpotenzial wird mit mit-
tel angegeben, entsprechende Flachen werden der Biotopwert-Klasse 4 zugeordnet. Der
Biotopwert betragt 12.

Auf den Flachen beiderseits unmittelbar angrenzend an die Bahntrasse befinden sich altere
Baumgruppen oder Baumbestande mit Uberwiegend spontan entstandener Kraut-, Strauch-
oder Baumschicht (Katierungseinheit: 07321). Der Biotopwert bzw. das Konfliktpotenzial ge-
genluber Nutzungsintensivierungen ist mittelhoch. Die Biotopwertklasse ist mit 5 angegeben,
der Biotopwert betragt 20. (Umweltatlas, Karte Biotopwerte 05.08.5, Ausgabe 2012).

Pflanzenarten, die unter den besonderen Artenschutz gemafl § 44 BNatSchG fallen, sind im
Plangebiet nicht vorhanden. Insgesamt besitzt die Plangebietsflache eine geringe Biotopbe-
wertung.

Unabhéangig vom Schutzstatus ist vor allem der Griinstreifen zwischen dem Betriebshof und
dem Buckower Damm schitzenswert. Die Flache zeichnet sich durch dichtes Unterholz und
eine Reihe von Eichen, die auch fur die Insektenfauna wertvoll sind, aus. Die Struktur der
Vegetation ist gerade in Gebieten mit einem relativ geringen Griinanteil besonders wichtig,
da sie als Trittsteinbiotope dienen. So kommen den Vegetationsflachen an der Mohriner Al-
lee, dem Baumbestand um die Platzflache im Kreuzungsbereich Buckower Damm und den
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Vorgarten am Buckower Damm sowie dem Griin entlang der Grundstlicksgrenzen eine be-
sondere Bedeutung zu.

Einem gesetzlichen Schutz nach § 30 Bundesnaturschutzgesetz unterliegende Biotope wur-
den nicht vorgefunden.

Nach Baumschutzverordnung geschiitzter Baumbestand befindet sich an den Randern des
Gewerbegebiets sowie auf den Grundstiicken Mohriner Allee 23 und 25 und im 6ffentlichen
StralRenraum.

2.1.3 Schutzgut Boden

Bestand und Bewertung

Das Plangebiet liegt — geologisch betrachtet — auf der diluvialen Hochflache des Teltow,
dessen Schichten aus Sanden verschiedener Korngréf3e und Geschiebelehm bzw. —mergel
bestehen (Umweltatlas, Karte 01.17, Ausgabe 2013).

Gemal Karte 01.13 ,Planungshinweise zum Bodenschutz* (Ausgabe 2015) weisen die B6-
den im Geltungsbereich Uberwiegend eine geringe Schutzwirdigkeit auf. Das bislang unbe-
baute Grundstiick Mohriner Allee 23 weist eine mittlere Schutzwuirdigkeit auf. Lediglich fur
die Griunflachen parallel zur Mohriner Allee ist eine sehr hohe Schutzwirdigkeit ausgewie-
sen. Eingriffe sind hier prioritar zu vermeiden.

Die Leistungsfahigkeit der Boden (Umweltatlas, Karte 01.12.6, Ausgabe 2013) im Plangebiet
wird insgesamt mit gering angegeben. Grundlage flr die zusammenfassende Einschatzung
bilden die Einzelbewertungen der folgenden fuinf Bodenfunktionen: Lebensraum fir naturna-
he und seltene Pflanzengesellschaften, Karte 01.12.1, 2, Ertragsfunktion fir Kulturpflanzen,
Karte 01.12.2, Puffer- und Filterfunktion, Karte 01.12.3, Regelungsfunktion fiir den Wasser-
haushalt, Karte 01.12.4, Archivfunktion fur die Naturgeschichte, Karte 01.12.5.

Rund 30 Prozent der Flachen im Plangebiet (ohne offentliche Verkehrsflachen) sind bisher
unversiegelt. Den gro3ten Anteil nehmen hierbei die Griin- und Freiflachen parallel zu den
VerkehrsstralRen und die bislang unbebauten Grundstticksflachen parallel zur Bahn ein. Be-
zogen auf die unbebauten Grundstiicksflachen parallel zur Bahn ist einschrankend anzumer-
ken, dass der Boden durch die gegenwartige Lagernutzung, die Befahrung mit Lastkraftwa-
gen, das Abstellen von Personenkraftwagen stark verdichtet ist und seine Funktionen nur
noch eingeschrankt erfillen kann. Ohne Bertcksichtigung dieser Flachen betragt der Anteil
der unversiegelten Flachen nur noch rund 18 Prozent.

2.1.3.1 Altlastenverdachtsflachen

Buckower Damm 20 / Mohriner Allee 7

Das Grundstick Buckower Damm 20 / Mohriner Allee 7 ist im Bodenbelastungskataster un-
ter der Nummer 15133 aufgefuhrt. Auf dem Grundstiick befindet sich der Werkhof Neukdlln
mit Werkstatten, einer Betriebstankstelle mit Lagerbehaltern fir Diesel und Altdl sowie einer
Lagerung von Heizol. Erkenntnisse zu friheren industriellen oder gewerblichen Nutzungen
sowie Beprobungen liegen nicht vor.

Auf dem Grundstick sind anthropogene Aufflllungsbereiche bekannt, welche bei friiheren
geologischen Erkundungen erbohrt wurden. Die Auffillungen haben Machtigkeiten von 0,5
bis zu circa 4 Meter. Weiterhin existiert im Siden des Grundstiicks ein Sandpfuhl. Bei Ein-
griffen in den Boden kdonnten daher Mehrkosten fur die Entsorgung des Bodenaushubs ent-
stehen. Eine unmittelbare Gefahr geht von den Bodenbelastungen nicht aus (siehe Kapitel Il
2.2.3.1).
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Mohriner Allee 25

Fur das Grundstick Morhriner Allee 25, welches zukinftig als offentliche Grinflache festge-
setzt werden soll, wurde eine Altlastenuntersuchung durchgefiihrt (GuD GEOTECHNIK und
DYNAMIK CONSULT GmbH, Bericht zur Altlastenuntersuchung, BV: Bebauungsplan XIV-60
Mohriner Allee 25 in Berlin Neuk®élin; Berlin, den 05.10.2015). Auf dem nérdlichen Teil des
Grundstiicks befand sich in der Vergangenheit ein Brennstoffhandel. Der stdliche Teil des
Grundstucks war ehemals Teil des Bahnhofs Britz.

Bei der Planung fur die Umgestaltung dieser Flache zu einer Parkanlage war daher das Vor-
handensein von branchentypischen Anlagen und gegebenenfalls Bodenverunreinigungen
entsprechend zu bertcksichtigen.

Die Bodenuntersuchungen erfolgten durch das Abteufen von 7 Rammkernsondierungen bis
2 Meter Tiefe bei Enthahme und Analyse von Proben aus der Auffillung und dem darunter
liegenden gewachsenen Boden. Drei Bohrungen erfolgten im Bereich ehemaliger Gebaude,
die zum Teil zur Lagerung von Brennstoffen (unter anderem Heizo6l) genutzt wurden, eine
Bohrung erfolgte im Bereich der ehemaligen Lastkraftwagen-Stellflache sowie drei Bohrun-
gen auf ehemaligen Bahnflachen. Die Proben wurden auf Schwermetalle, Mineral6lkohlen-
wasserstoffe (MKW), Polycyclische Aromatische Kohlenwasserstoffe (PAK) und Aromatische
Kohlenwasserstoffe (BTEX) analysiert. Nach Maldgabe der Nutzung — 6ffentliche Grinflache
— erfolgte die Bewertung der Untersuchungsergebnisse nach der Bundesbodenschutzver-
ordnung fur den Wirkungspfad Boden-Mensch entsprechend der Prifwerte fur Park- und
Freizeitanlagen.

Die Ergebnisse zeigten, dass die relevanten Prifwerte der Bundesbodenschutzverordnung
fur Park- und Freizeitanlagen in keiner Probe tberschritten wurden.

In den Beurteilungswerten der Berliner Liste 2005 wurde fir Mineraldlkohlenwasserstoffe
eine Uberschreitung in einer Bohrung im Bereich des ehemaligen Bahngelandes, im ersten
Bodenmeter, gemessen. Diese Verunreinigung ist, ausgehend von den Ubrigen Untersu-
chungsergebnissen in der Bohrung, als punktuelle Bodenbelastung einzuschétzen, welche
im Zuge einer spateren Flaichenumgestaltung in Abstimmung mit dem Umweltamt entfernt
werden kann. Eine Gefahrdung fir den Menschen Uber den Wirkungspfad Boden-Mensch
geht hiervon nicht aus.

Auch eine Grundwassergefahrdung kann durch den vorhandenen Geschiebemergel ausge-
schlossen werden.

Bei eventuellen BaumaRRnahmen auf dem Grundstiick ist mit erhéhten Aufwendungen fur die
Entsorgung zu rechnen. Die abfalltechnische Bewertung der Analyseergebnisse lasst mit
hoher Wahrscheinlichkeit auf Abfalle der Zuordnung Z 1.1 beziehungsweise Z 2 sowie gege-
benenfalls >Z 2 gemald der Landerarbeitsgemeinschaft Abfall, Technische Regeln fur die
Verwertung von Bodenmaterial schlief3en.

2.1.4 Schutzgut Wasser

Bestand und Bewertung
Oberflachengewésser sind im Plangebiet nicht vorhanden.

Das Grundwasser steht im Geltungsbereich 15-20 Meter unter der Gelandeoberkante an.
Der Hauptgrundwasserleiter ist gespannt (Umweltatlas, Karte 02.07, Ausgabe 2010). Ent-
sprechend der im Plangebiet vorhandenen Grundwasseriberdeckung wird die Verschmut-
zungsempfindlichkeit des Grundwassers als sehr gering eingestuft (Umweltatlas, Karte
02.16, Ausgabe 2004).

Welche Anteile des Niederschlages zur Versickerung gelangen, ist vor allem abhangig von
der Vegetation, dem Boden, dem Flurabstand des Grundwassers, der Versiegelung und dem
Anschlussgrad an die Kanalisation. Da das Plangebiet in erheblichem Mal3e versiegelt ist, ist
von einem gestdrten Wasserhaushalt auszugehen.
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Die Grundwasserneubildung im Plangebiet wird im Umweltatlas als vergleichsweise gering
>50-150 Millimeter / Jahr angegeben (Umweltatlas, Karte 02.17, Ausgabe 2013). Auf den
Hochflachen, die zum groRen Teil an der Oberflache mit bindigen Sedimenten (Geschiebe-
mergel / -lehmen) bedeckt sind, gelangt ein Teil des Sickerwassers wieder in die Gewasser
und wird so als Oberflachenwasser abgefiihrt. Nur der verbleibende Teil des Sickerwassers
verbleibt zur Grundwasserbildung.

Das auf Dachflachen und sonstigen versiegelten Flachen anfallende Regenwasser wird Ubli-
cherweise in die Regenwasserkanalisation abgeleitet (Umweltatlas, Karte 02.09.1, Ausgabe
2012). Auf den Grundsticken Mohriner Allee 21A, 21, 21B wird das gesamte Oberflachen-
wasser vor Ort versickert. Die Entwasserung der befestigten Flachen und der Dachflachen
erfolgt Uber Sickerschachte, Mulden und Rigolen.

2.1.5 Schutzgut Luft / Klima
2.15.1 Luft

Bestand und Bewertung

In der Karte 03.11.2 Verkehrsbedingte Umweltbelastung (Umweltatlas, Ausgabe 2009) wird
fur die beiden problematischsten Schadstoffe Feinstaub (PM10) und Stickstoffdioxid NO2
uberwiegend ein Index der Luftbelastung von <1,23, gering belastet, angegeben. In den
Kreuzungsbereichen mit der Mohriner Allee und der Gutschmidtstrale wird auf dem
Buckower Damm ein Indexwert von 1,21-1,50, maRig belastet, angegeben. Alle Abschnitte,
die einen Indexwert grof3er 1,8 (Uber 90 Prozent Ausschopfung des Grenzwertes) aufweisen,
erfordern zukunftig ein besonderes Augenmerk. Das ist hier nicht der Fall.

In den Karten 03.11.3 des Luftreinhalteplans 2011-2017 (Ausgabe 2012) wurden Szenarien-
Berechnungen zur Wirkungsbeurteilung ausgewahlter MalRnahmen auf die Luftqualitat im
StraBenraum durchgefuhrt. Fir beide Schadstoffe, Feinstaub (PM10) und Stickstoffdioxid
NO2, wurde weiterhin eine geringe Belastung berechnet.

2.1.5.2 Klima

Bestand und Bewertung

Die Siedlungsraume sind den weniger gunstigen Siedlungsstrukturen zugeordnet. Die unbe-
bauten Flachen parallel zur Mohriner Allee und das unbebaute Grundstiick Mohriner Allee 23
sind als Grunflache mit geringer bis mittlerer stadtklimatischer Bedeutung beztglich der Kalt-
luftlieferfunktion dargestellt. Entlang der Mohriner Allee kann eine Stickstoffdioxid-
Konzentration von >80 Mikrogramm pro Kubikmeter Luft (ug/m3) wahrend austauscharmer
Wetterlagen uberschritten werden (Umweltatlas, Karte 04.11.1, Ausgabe 2009).

Die GriUnflachen parallel zur Mohriner Allee und parallel zur Bahn haben eine sehr hohe
stadtklimatische Bedeutung und sind als Grin- und Freiflachen mit hochster Schutzwirdig-
keit dargestellt. Es handelt sich um Kaltluftentstehungsgebiete mit Zuordnung zu belasteten
Siedlungsraumen. Es besteht hochste Empfindlichkeit gegentber Nutzungsintensivierung.
Die Ubrigen Flachen im Geltungsbereich sind dem weniger gunstigen Belastungsbereich mit
geringer, in Einzelfallen méaRiger bioklimatischer Belastung zugeordnet. Es besteht eine hohe
Empfindlichkeit gegentiber Nutzungsintensivierung, die Durchliftung ist durch die Erhéhung
des Vegetationsanteils zu verbessern und bestehende Freiflachen zu erhalten. (Umweltatlas,
Karten 04.11. Ausgabe 2016). Die thermische Belastung in den StraRenabschnitten Mohriner
Allee und Buckower Damm ist am Tag als ,weniger ginstig’ angegeben. Mit Blick auf den
Klimawandel (haufigere und intensivere Hitzeperioden) sollte unter anderem diesen Stral3en,
Wegen und Platzen besondere Beachtung geschenkt werden. Die gezielte Verschattung

3 Ein Index von 1,00 ergibt sich zum Beispiel dann, wenn beide Komponenten 50 Prozent des Grenz-
wertes erreichen.
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stellt in diesem Zusammenhang eine zentrale MaRnahme (M01) fir eine nicht gesundheitlich
belastende thermische Situation entlang der betroffenen Stralienabschnitte dar.

Neben der Verbesserung der Aufenthaltsqualitat im Stral3enraum stehen bei der Verschat-
tung insbesondere die Wege der gezielt zur Erholung aufgesuchten Griin- und Freiflachen im
Fokus. Uber die Mohriner Allee ist der Eingang zum Britzer Garten erreichbar. Hieraus resul-
tieren besondere Anforderungen, die auch im Stadtbild erkennbar sein sollen. Um die Grin-
verbindung neben der Wegeflache auch wahrnehmbar zu gestalten, soll eine Einzaunung
der Grin- und Freiflache ausgeschlossen werden.

2.1.6 Schutzgut Landschafts- und Ortsbild

Die Flachen im Geltungsbereich haben sich zu einem Gewerbegebiet entwickelt, was sich
auch im Landschafts- und Ortsbild niederschlagt. Die Bebauung weist keine einheitlichen
oder regelmaRigen Strukturen auf. Pragend sind der 20 bis 30 Meter breite Grinstreifen siid-
lich der Mohriner Allee, der im Kreuzungsbereich Mohriner Allee / Buckower Damm in eine
Platzflache Ubergeht und parallel zum Buckower Damm, nérdlicher Abschnitt, als Griinstrei-
fen fortgefuhrt wird. Ebenfalls pragend ist die dreieckige Griinflache im Suden des Plange-
biets. Dichtere Vegetationsbestande mit Baumaufwuchs sind in den letzten Jahren auf den
entwidmeten Bahnflachen entstanden.

2.1.7 Schutzgut Kultur- und Sachgiter

Teilflachen des Plangebiets gehodren zu einem archéologischen Verdachtsgebiet (ehemali-
ges mittelalterliches Dorf Britz), welches nach § 2 Absatz 1, 5 und § 3 Denkmalschutzgesetz
Berlin geschiitzt ist. Weiter befindet sich in der Nahe des Plangebiets ein Baudenkmal (Brit-
zer Damm 207), welches in der Denkmalliste Berlin, Stand 14.10.2015, verzeichnet ist.

2.2 Prognose tber die Entwicklung des Umweltzustands

2.2.1 Schutzgut Mensch

Prognose des Umweltzustandes mit Durchfihrung der MaRnahme

Gegenstand der Prognose sind mogliche Beeintrachtigungen des Wohnumfeldes sowie der
Beschaftigten im Plangebiet durch schéadliche Immissionen (vor allem Larm- oder Luftbelas-
tung) durch die Festsetzungen im Bebauungsplan.

Verkehrslarm

Laut Angaben der Verkehrslenkung Berlin betragt die durchschnittliche tagliche Verkehrs-
starke werktags auf der Mohriner Allee im Jahr 2025 (die Zahlen fur das Prognosejahr 2030
lagen noch nicht vor) rund 18.000 Fahrzeuge (durchschnittliche tagliche Verkehrsstarke rund
16.400 Fahrzeuge), auf dem Buckower Damm bis zur Einmundung Gutschmidtstraf3e 38.000
Fahrzeuge (durchschnittliche tagliche Verkehrsstarke rund 34.600 Fahrzeuge). Sudlich der
Einmindung GutschmidtstralRe reduziert sich die Verkehrsstarke werktags auf rund 28.000
Fahrzeuge (durchschnittliche tagliche Verkehrsstarke rund 25.500 Fahrzeuge).

Die durchschnittliche tagliche Verkehrsbelegung wurde auf Grundlage der bisherigen Um-
rechnungsfaktoren ermittelt (Ubermittelt durch E-Mail vom 29.07.2016 durch Senatsverwal-
tung fir Umwelt, Verkehr und Klimaschutz, IVA). Bei Anwendung der aktualisierten Faktoren
zur Umrechnung der Verkehrsmengen (Stand: Marz 2017) reduziert sich das tagliche Fahr-
zeugaufkommen auf den relevanten StralRenabschnitten Buckower Damm um rund 400
Fahrzeuge und Mohriner Allee um rund 200 Fahrzeuge. Der Anteil der Fahrzeuge >2,8 Ton-
nen bleibt nach Rundung gleich. Mit den geénderten Umrechnungsfaktoren werden ein ho-
herer Nachtanteil und ein reduzierter Taganteil in Ansatz gebracht. Bezogen auf die Stral3en
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im Plangebiet resultiert hieraus im Nachtzeitraum auf dem Buckower Damm eine Zunahme
von rund 300 Fahrzeugen, davon 14 Fahrzeuge >2,8 Tonnen (rund 37 Fahrzeuge pro Stun-
de, davon 2 Fahrzeuge >2,8 Tonnen) und auf der Mohriner Allee von rund 140 Fahrzeugen,
davon 7 Fahrzeuge >2,8 Tonnen, (rund 18 Fahrzeuge pro Stunde, davon 1 Fahrzeug >2,8
Tonnen). Tagsuber reduziert sich die Anzahl entsprechend. Aufgrund der geringen Abwei-
chungen im Verhéltnis zur AusgangsgroéfR3e ergeben sich durch die geédnderten Umrech-
nungsfaktoren keine relevanten Einflisse auf die Ergebnisse des Gutachtens zur Gerdusch-
kontingentierung, in welchem auch die Verkehrsgerausche beurteilt werden. Das Gutachten
lag bereits vor Anderung der Umrechnungsfaktoren zur internen Abstimmung vor und wurde
nicht erneut angepasst.

Da es sich um ein Bestandsgebiet handelt, ist davon auszugehen, dass das Verkehrsauf-
kommen aus dem Plangebiet in den Prognosezahlen berticksichtigt ist. Es ist auch nicht da-
von auszugehen, dass der Anliegerverkehr zukinftig ein Ausmafd annehmen wird, welches
die Situation messbar verandert. Bereits jetzt sind im Plangebiet als verkehrsanziehende
Nutzungen drei Einzelhandelsbetriebe und ein Getrdnkemarkt ansassig. Ansiedlungen von
Betrieben mit hohem Verkehrsaufkommen auf der mdglichen Erweiterungsflache Gewerbe-
gebiet GE4 konnen aufgrund des Grundstiickszuschnitts ausgeschlossen werden. Einer
mdglichen Ansiedlung im Gewerbegebiet GE4 steht aber auch der beabsichtigte Ausschluss
von Lebensmittel-Einzelhandelsbetrieben sowie Vergnugungsstatten, als verkehrsanziehen-
de Nutzungen, gegenuber.

Die Zunahme der Verkehrsbelastung in der Verkehrsprognose 2025 des Landes Berlin ist
der Entwicklung der Gesamtstadt und nicht dem Bebauungsplan zuzuschreiben. Uber den
Buckower Damm ist eine direkte Verbindung nach Schénefeld / Land Brandenburg gegeben.

Gemal den Abbildungen im Larmgutachten fur den Prognosehorizont 2025 wurden am Tag
an der Baugrenze parallel zum Buckower Damms 67 bis 72 Dezibel(A) und an den 6stlichen
Gebaudefassaden 64 bis 70 Dezibel(A) errechnet. In der Nacht betragen die Werte entlang
der Baugrenze 62 bis 66 Dezibel(A) und an den dstlichen Gebaudefassaden 58 bis 63 Dezi-
bel(A). Die Orientierungswerte der DIN 18005 werden damit an der Baugrenze am Tag um
maximal 7 Dezibel(A) und in der Nacht um maximal 11 Dezibel(A) Gberschritten. Bis zu den
Gebaudefassaden im Bestand reduziert sich der Wert der Uberschreitung um 2 bis 4 Dezi-
bel(A).

Entlang der Mohriner Allee wurden an der Baugrenze und den néchstgelegenen Gebaude-
fassaden im Norden Larmbelastungen von 61 bis 65 Dezibel(A) am Tag und 55 bis 60 Dezi-
bel(A) in der Nacht ermittelt. Damit kbnnen die Orientierungswerte am Tag eingehalten wer-
den. Uberschreitungen bis zu maximal 5 Dezibel(A) kénnen sich in der Nacht, im Kreu-
zungsbereich, ergeben.

Die Abbildungen im Gutachten zeigen auch, dass aufgrund der abschirmenden Wirkung der
Gebaude auf den riickwartigen Grundstiicksflachen die Tag- und Nacht-Orientierungswerte
der DIN 18005-1 eingehalten werden kénnen.

An dem Biro- und Wohnhaus, Mohriner Allee 7, betragt der Tagwert an der relevanten Ge-
baudeseite nach Norden 62 Dezibel und der Nachtwert 56 Dezibel. An den Ubrigen Fassa-
denseiten betragt der Tagwert zwischen 58 Dezibel (Stdseite) und 60 Dezibel. Der Nacht-
wert reduziert sich auf 52 Dezibel (Sudseite) bis 54 Dezibel.

Betriebswohnungen sind in einem Gewerbegebiet gemal? § 8 Absatz 3 Nummer 1 der
Baunutzungsverordnung nur ausnahmsweise zuldssig. Sie kénnen daher nicht den gleichen
Schutzanspruch beanspruchen wie in einem Wohngebiet, héhere Larmbelastungen sind
hinzunehmen. Legt man die Orientierungswerte eines Mischgebietes zugrunde wird der Ori-
entierungswert von 60 Dezibel am Tag an drei Fassadenseiten eingehalten. Der Nachtwert
von 50 Dezibel wird um 2 Dezibel (Sidseite) bis 6 Dezibel (Nordseite) tberschritten. Der
rechtlich anerkannte Schwellenwert der Gesundheitsgefahrdung in der Nacht von 60 Dezibel
wird jedoch deutlich unterschritten. Auch der Schwellenwert der 2. Stufe der Larmaktionspla-
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nung von 55 Dezibel in der Nacht wird an drei Gebaudeseiten unterschritten. Tatsachlich
befinden sich auf der Nordseite des Gebéaudes die Abstell- und Hausanschlussraume sowie
die Treppe ins Obergeschoss. Es wird daher eingeschatzt, dass die allgemeinen Anforde-
rungen an gesunde Wohnverhaltnisse grundséatzlich gewahrt sind.

Bei den Orientierungswerten handelt es sich um Pegel, deren Einhaltung nicht verbindlich
vorgeschrieben ist. Insbesondere im Bereich von Hauptverkehrsstralen kann es immer wie-
der zu Uberschreitungen kommen, die nicht dem Baugebiet angelastet werden kénnen.
Dennoch ergeben sich Anforderungen an die Schallddmmung entlang des Buckower Damms
und der Mohriner Allee, die nicht Uber die Anforderungen der Energieeinsparverordnung ab-
gedeckt werden kdnnen.

Ist fur Buroraume und &hnliches ein Beurteilungspegel von circa >= 63 Dezibel(A), bei Auf-
enthaltsraumen in Wohnungen, Ubernachtungsraumen in Beherbergungsstatten und &ahnli-
chem ein Beurteilungspegel von >= 58 Dezibel(A) tags / >= 53 Dezibel(A) nachts erreicht,
werden Anforderungen an den baulichen Schallschutz erforderlich. Im Bebauungsplan XIV-
60 werden die Anforderungen an den baulichen Schallschutz am Tag und in der Nacht Uber
die Vorgabe eines zu erreichenden inneren Beurteilungspegels geregelt. Bei niedrigeren
Beurteilungspegeln ist die Einhaltung der Anforderungen an die Schallddmmung bereits
durch andere Vorschriften, wie zum Beispiel die Energieeinsparverordnung, deren Anwen-
dung gesetzlich vorgeschrieben ist, gegeben.

In den Gewerbegebieten sind Wohnungen nur ausnahmsweise und auch nur fir Aufsichts-
und Bereitschaftspersonen sowie fiir Betriebsinhaber und Betriebsleiter zuléssig. Durch die
ausnahmsweise Zulassigkeit und die Unterordnung besteht im Baugenehmigungsverfahren
die Mdglichkeit, auf die Lage und die Grundrissgestaltung Einfluss zu nehmen und hiertiber
sicherzustellen, dass auch in Betriebswohnungen die Anforderungen an gesundes Wohnen
weitgehend eingehalten werden.

Bei der Auseinandersetzung mit den moglichen Schallemissionen, die von der Bahnlinie der
Neukdlln-Mittenwalder-Eisenbahn ausgehen kénnen, wurden 10 Personenziige, davon zwei
Zige im Nachtzeitraum, und vier Guterzuge pro Tag in Ansatz gebracht (siehe hierzu Kapitel
| 4). GemaR den Berechnungen im Schallschutzgutachten zum Bebauungsplan XIV-155a,
dessen Geltungsbereich ebenfalls an die Bahntrasse grenzt, wurden im Abstand von 12,5
Meter, gemessen von der Bahntrasse, Beurteilungspegel von < 58 Dezibel(A) am Tag er-
rechnet. Weitergehende Festsetzungen zur Regelung des inneren Beurteilungspegels sind
daher nur in Abschnitten parallel zur Bahn erforderlich, wo sich prognostizierter Bahn- und
Verkehrslarm tberlagern (Kreuzungsbereich Bahntrasse / Mohriner Allee).

Damit sind im Geltungsbereich des Bebauungsplans XIV-60 grundsatzlich gesunde Arbeits-
(und Wohn-)verhaltnisse sichergestellt.

Gewerbeldrm

Die Planung sieht im Wesentlichen eine Beibehaltung der bisherigen Nutzungen vor. Eine
weitere Inanspruchnahme der Gewerbeflachen fur Einzelhandelsnutzungen soll verhindert
werden. Den bestehenden Einzelhandelsbetrieben wird ein erweiterter Bestandsschutz ein-
geraumt. In geringem Umfang werden fir die Gewerbebetriebe Erweiterungsmaoglichkeiten
nach Westen auf den ehemaligen Bahnflachen vorgesehen (GE4).

Im Bebauungsplan werden die Belange des Schallimmissionsschutzes zwischen den Betrie-
ben innerhalb des Plangebiets und der Wohnnutzung aufRerhalb des Plangebiets lber eine
Gerauschkontingentierung eindeutig geregelt. Hierdurch sollen mdgliche Konflikte bei Neu-
ansiedlungen fir bei der Planung noch nicht bekannte Einzelvorhaben reduziert werden.
Grundlage einer Larmkontingentierung in Bebauungsplanen ist generell die DIN 45691.

Im Bericht Uber die Gerauschkontingentierung des Biros Kotter Consulting Engineers Berlin
GmbH wurde der Nachweis erbracht, dass durch die Betriebe in den Gewerbegebieten GE1,
GE3, GE5 sowie die Flache fur Versorgungsanlagen die Richtwerte nach der Technischen
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Anleitung zum Schutz gegen Larm an den nachstgelegenen Immissionsorten eingehalten
werden. Fiur das Gewerbegebiet GE3 haben die Berechnungen noch eine Uberschreitung
der Zielwerte an den Wohngebauden im Umfeld wahrend der Nachtzeit durch die Nachtan-
lieferung vor 6:00 Uhr sowie an einem Immissionsort durch die Nutzung des Parkplatzes
nach 22 Uhr ergeben. Durch eine Verschiebung der Anlieferzeiten (Schreiben REWE vom
02.08.2017) kann nun auch aus dem Gewerbegebiet GE3 von einer Einhaltung der Richt-
werte an den maf3geblichen Immissionsorten sowohl am Tag als auch in der Nacht ausge-
gangen werden. Bezogen auf die ebenfalls ermittelte Uberschreitung der Larmwerte durch
die Parkplatznutzung in der Nacht am Immissionsort 1009 (Buckower Damm 55) ist zu be-
rucksichtigen, dass es sich hierbei um die Predigtstatte der evangelischen Johann-
Christoph-Blumhardt-Kirchengemeinde handelt. Damit ist eine Uberschreitung der né&chtli-
chen Immissionsrichtwerte zur Einhaltung gesunder Wohn- und Arbeitsverhaltnisse nicht
relevant. Die Technische Anleitung zum Schutz gegen Larm entfaltet mittelbar durch das
Rucksichthnahmegebot eine Bindungswirkung, die dazu fihrt, dass durch die Bauleitplanung
sicherzustellen ist, dass es zukinftig bei Neuansiedlungen, Umbauten und ahnlichem nicht
zu Konflikten kommit.

Im Bebauungsplan erfolgen Festlegungen zur Gerduschkontingentierung auf den einzelnen
Teilflachen im Gewerbegebiet sowie auf der Flache fir Versorgungsanlagen. Hierliber kann
sichergestellt werden, dass es nicht zu Beeintrachtigungen der angrenzenden Wohnnutzung
kommt. AulRerdem wird ein sogenanntes ,Windhundrennen* vermieden. Durch die beabsich-
tigten Festsetzungen im Bebauungsplan erfolgt keine Verscharfung der Ist-Situation fur die
betroffenen Eigentimer beziehungsweise Gewerbebetriebe. Die festgelegten Kontingente
wurden nach den Bedurfnissen und Eigenschaften der vorhandenen Betriebe und Anlagen
festgelegt. Sie schranken die vorhandenen Nutzungen am Standort, auch im Fall von St6-
rungen und Instandsetzungsarbeiten, nicht ein und bericksichtigen durch grof3ziigige An-
nahmen auch betriebliche Ver&nderungen. Dabei wurde den einzelnen Ablaufen / Nutzungen
jeweils der Worst-Case-Fall zugrunde gelegt (zum Beispiel vollstdndige Ausnutzung aller
verfluigbaren Freiflachen fir Betriebszwecke, zusatzliche Zu- und Abfahrten). Zudem wurden
Pegelminderungen auf dem Ausbreitungsweg (zum Beispiel durch Bodeneffekte, Luftabsorp-
tion, Abschirmungen durch vorhandene Gebaude in Richtung Wohnbebauung et cetera)
nicht bertcksichtigt. Bei der Festlegung der Kontingente fur die Flache des Umspannwerks
wurden zum Beispiel eine Abschirmung durch das ,alte* Umspannwerk nicht bericksichtigt
und vergleichsweite alte Trafos mit deutlich héheren Schallemissionen als am Standort ein-
gebaut in Ansatz gebracht.

Den Einzelhandelsbetrieben Buckower Damm 50 (Gewerbegebiet GE3) soll mit den Festset-
zungen des Bebauungsplans XIV-60 nur ein erweiterter Bestandsschutz gemal 8§ 1 Absatz
10 der Baunutzungsverordnung (,Fremdkorperfestsetzung®) eingerdumt werden. Der erwei-
terte Bestandsschutz gestattet bauliche Anderungen und Erneuerungen. Ausnahmsweise
kénnen bauliche Erweiterungen zugelassen werden, wenn die Verkaufsflache 800 Quadrat-
meter je Betrieb nicht Giberschreitet. Sollten durch den Betreiber bauliche Anderungen erfol-
gen, kann diesem analog den Ubrigen Betriebsinhabern im Geltungsbereich die Moglichkeit
eingeraumt werden, mittels geeigneter Anordnungen / Abschirmungen auf die Nutzung zu-
geschnittene MaRnahmen zum néchtlichen Schutz der Wohnnutzung zu ergreifen. Bei Auf-
gabe der bisherigen Nutzung und Ansiedlung eines neuen Betriebes greifen ebenfalls die
Regelungen zur Gerauschkontingentierung. Auf dem Grundstiick mit der Lagebezeichnung
Mohriner Allee 21, 21B sind Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten Sortimenten der
Nahversorgung nur ausnahmsweise zuldssig. Hier ist Gber die nur ausnahmsweise Zulassig-
keit der Schutz der westlich gelegenen Wohnbebauung sichergestellt.

Die Ermittlung der Emissionen aus dem Schienenverkehr wurde nach der am 01. Januar
2015 in Kraft getretenen Anderung der Sechzehnten Verordnung zur Durchfiihrung des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (Verkehrslarmschutzverordnung — 16. Verordnung zur
Durchfiihrung des Bundesimmissionsschutzgesetzes), Anlage 2: Berechnung des Beurtei-
lungspegels fiir Schienenwege (Schall 03-2012), durchgefiihrt. Die Orientierungswerte fir
Gewerbegebiete werden im Bestand als auch zukinftig vollstéandig eingehalten.
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Grin- und Freiflachen

Entlang der Bahntrasse soll auch zukiinftig ein Uberwiegend 6 Meter breiter Grinstreifen
entlang der Bahn, in welchem der vorhandene Baum- und Gehdlzbestand zu erhalten ist,
verbleiben. Ein Grinstreifen mit Baumen und Strauchern wirkt sich positiv auf das Larmemp-
finden aus, obwohl nachweislich keine hérbare Larmdampfung erreicht werden kann.

Auf dem in der Vergangenheit gewerblich genutzten Grundstiick Mohriner Allee 25 soll keine
gewerbliche Nutzung mehr zugelassen werden. Das Grundstick soll als Parkanlage entwi-
ckelt werden und wurde zu diesem Zweck bereits durch das Land Berlin erworben.

Nach der DIN 18005-1 soll in Parkanlagen ein Orientierungswert von 55 Dezibel(A) eingehal-
ten werden. Aus der Rasterlarmkarte 1.1 im Gutachten zur Gerauschkontingentierung ist
ersichtlich, dass ein Wert von <60 Dezibel(A) erst nach rund 30 Meter, gemessen ab der
Verkehrsflache Mohriner Allee und ein Wert <55 Dezibel(A) erst am Ende der Flache erreicht
werden kann. Da die Parkanlage Teil eines ubergeordneten Grunzuges parallel zur
Bahntrasse ist, ist eine Querung durch Verkehrsstral3en unvermeidlich. Als aktive L&rm-
schutzmafRnahmen kommen die Errichtung von Larmschutzwénden, die Reduzierung der
Geschwindigkeit auf Tempo 30 sowie die Aufbringung von larmminderndem Asphalt in Fra-
ge. Die Errichtung einer Larmschutzwand entlang der Mohriner Allee scheidet aus stadte-
baulichen und stadtgestalterischen Griinden aus und widerspricht auch der Idee einer Grin-
verbindung. Bei Geschwindigkeitsreduzierungen im Hauptstra3ennetz liegt der Fokus auf
dem Schutz der Nachtruhe. Parkanlagen stellen in dieser Hinsicht keine prioritaren Mal3-
nahmenflachen dar. Das Aufbringen spezieller Oberflachenschichten stellt, vor dem Hinter-
grund, dass die Parkanlage im Geltungsbereich vordergriindig Verbindungsfunktion hat,
ebenfalls keine angemessene Malinahme dar. In der Abwagung wird daher entschieden, die
Belange des Schallschutzes hier zuriickzustellen. Von der StralRe Neumarkplan ist keine
Beeintrachtigung zu erwarten. Trotz hoherer Larmeinwirkungen von der Mohriner Allee ist
die Parkanlage fur das Nebeneinander der vorhandenen Nutzungen und die Herstellung ei-
ner durchgangigen Grinverbindung unverzichtbar. Die Grinverbindung ist als Ubergeordnete
Grinverbindung im Flachennutzungsplan dargestellt.

2.2.2 Schutzgut Tiere und Pflanzen
2221 Tiere

Prognose des Umweltzustandes mit Durchfiihrung der Mal3nahme

Die Vorschriften des 8§ 44 Absatz 1 Bundesnaturschutzgesetz erfordern eine Prifung, inwie-
weit durch den Bebauungsplan Beeintrachtigungen besonders und / oder streng geschutzter
Tier- und Pflanzenarten vorbereitet werden. Bei den streng geschutzten Arten und den euro-
paischen Vogelarten ist dartiber hinaus zu prufen, inwieweit die Festsetzungen des Bebau-
ungsplans zu erheblichen Stérungen wahrend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-,
Uberwinterungs- und Wanderzeiten filhren (§ 44 Absatz 1 Nummer 2). Erhebliche Stérungen
liegen vor, wenn sich der Erhaltungszustand der lokalen Population der Arten verschlechtert.
Bei Vorhaben in Gebieten mit Bebauungsplanen liegt bezogen auf die Arten gemal § 44
Absatz 5 Bundesnaturschutzgesetz ein Verstol3 gegen das Verbot des Absatzes 1 Nummer
1 und 3 nicht vor, soweit die dkologische Funktion der von dem Eingriff (Vorhaben) betroffe-
nen Fortpflanzungs- und Ruhestatten im raumlichen Zusammenhang weiter erfillt wird.

Grundsatzlich gilt, dass bei einem ungiinstigen Erhaltungszustand auch eine geringfligige
Beeintrachtigung zu einer signifikanten Verschlechterung fiihren kann, wéhrend bei einem
gunstigen Erhaltungszustand die ,Erheblichkeitsschwelle* héher anzusetzen ist.

Brutvogel
Die Vogel des Untersuchungsgebiets sind Teil einer groReren Population, die angrenzende
Flachen bis hin zum Britzer Garten beinhaltet. Nur bei den Haussperlingen kénnte man auf
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Grund der Anzahl von einer eigenen Population sprechen, die aber mit den umliegenden
Gebieten durch die Nahrungssuche verzahnt ist.

Beim Einhalten der gesetzlichen Vorgaben sind nur geringe Auswirkungen auf den Erhal-
tungszustand der Umgebung zu erwarten, wenn der okologische Wert des Gebiets nicht
vermindert wird. Es ist vorgesehen, vor allem in den Randbereichen den Vegetations- und
Gehdlzbestand zu erhalten. In verschiedenen Bereichen ist die Artenzusammensetzung und
Struktur der Bepflanzung bereits naturnah und standortgerecht. Diese sind daher besonders
geeignet fur die Nutzung durch verschiedene Vogelarten. Durch zeichnerische und textliche
Festsetzungen (Pflanzbindung) soll die Bepflanzung erhalten, bei Abgang wieder ersetzt
sowie auf weiteren Flachen erganzt werden.

Ein Verlust von Lebensraum ergibt sich durch die Verringerung des bislang unbefestigten
Streifens oOstlich der Bahntrasse von rund 30 Meter auf 6 Meter. Verstol3e gegen das To-
tungsverbot (8 44 Absatz 1 Nummer 1 Bundeshaturschutzgesetz) kénnen durch Bauzeiten-
beschrankung vermieden werden. Verstdlie gegen das Stérungsverbot (8 44 Absatz 1
Nummer 2 Bundesnhaturschutzgesetz) sind nicht zu erwarten, da die kartierten Arten in die-
sem Bereich in Berlin in einem guten Erhaltungszustand sind. Eine Verschlechterung des
Erhaltungszustandes ist daher nicht zu erwarten. VerstéRe gegen das Verbot der Beseiti-
gung von Fortpflanzungs- und Ruhestétten (8 44 Absatz 1 Nummer 3 Bundesnaturschutzge-
setz) sind im Zuge der Umsetzung der Planung in diesem Bereich mdglich, da die kartierten
Niststatten im Zuge der Bebauung entfallen kénnen. Bei freibritenden Arten (hier: Amsel,
Gartenrotschwanz, Klappergrasmicke, Modnchsgrasmiicke, Nachtigall, Ringeltaube, Rot-
kehlchen), die jahrlich wechselnde, neu gebaute Niststatten nutzen, erlischt der Schutz der
Niststatte grundsatzlich mit Beendigung des Brutgeschehens.

Bei den Nischen- und Hoéhlenbritern (hier: Kohlmeise) besteht der Schutz der Niststatte hin-
gegen ganzjahrig. Da die Umsetzung des Vorhabens nicht absehbar ist, sind im Zuge der
Vorhabenverwirklichung Niststétten an geeigneten Stellen im Plangebiet anzubringen. Aktu-
ell ware bei einer Bebauung im Gewerbegebiet GE3 die Kohlmeise als Nischen- und Hoh-
lenbriter betroffen. Entsprechend wére ein Nistkasten an geeigneter Stelle im Plangebiet
anzubringen und im Rahmen des Bauzulassungsverfahrens nachzuweisen.

Die Auslaufer des Britzer Gartens reichen bis an das Plangebiet heran. Zudem befinden sich
in unmittelbarer Nahe zum Plangebiet ausgedehnte Kleingartenanlagen, im Plangebiet sel-
ber soll das Grundstiick Mohriner Allee 25 als 6ffentliche Parkanlage gesichert werden. Im
Anschluss daran, parallel zur Bahn befindet sich ein dicht mit Geholzen und Baumen be-
standener Grunstreifen. Vor dem Hintergrund der ohnehin nur geringen Revieranzahl im
Plangebiet und der im und angrenzend an das Plangebiet vorhandenen Griin- und Freifla-
chen ist davon auszugehen, dass ausreichend Ersatzlebensraume zur Verfiigung stehen
und eine Verschlechterung des Erhaltungszustandes ausgeschlossen ist.

Der Haussperling, als in der Vorwarnliste der Roten Liste Deutschland gelistete Art, nistet in
vielen Geb&uden im Plangebiet. Er kann eine grof3e Anzahl von Gebauden mit mehr oder
weniger groRen Hohlrdumen nutzen. Fir den Haussperling ist dariiber hinaus die einheimi-
sche Vegetation in Nestndhe notwendig, die den zur Aufzucht der Jungvdgel notwendigen
Insekten eine Nahrungsgrundlage bietet. Beide Voraussetzungen sind im Einzugsgebiet des
Untersuchungsgebiets dauerhaft vorhanden.

Reptilien

Im Plangebiet konnten keine Zauneidechsen festgestellt werden. Auch nérdlich der Mohriner
Allee, auf besser geeigneten Flachen, wurden keine Tiere gefunden. Es ist daher anzuneh-
men, dass der Bahnstreckenabschnitt als Verbreiterungskorridor fir Zauneidechsen nicht
geeignet ist. Auswirkungen auf mdglicherweise in der weiteren Umgebung vorhandene Po-
pulationen sind nicht zu erwarten.
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Sonstige

Die als Lebensraum wichtigen Staudenfluren und extensiv genutzten Grunflachen sollen —
als potenzieller Lebensraum fur viele Insekten- und Spinnenarten — uUberwiegend durch
zeichnerische und textliche Festsetzungen planungsrechtlich gesichert und durch Neuan-
pflanzungen erganzt werden.

2.2.2.2 Pflanzen und biologische Vielfalt

Durch die Erweiterung des Gewerbegebiets in Richtung Westen erfolgt ein gréRerer Verlust
von Biotopen geringer Wertigkeit. Grundsatzlich wird eine mogliche Bebauung auf die Um-
welt und speziell auf Pflanzen und Tiere und die biologische Vielfalt kaum Auswirkungen
haben.

Pflanzenarten, die laut Anhang IV der FFH-Richtlinie geschiitzt sind und damit artenschutz-
rechtlich relevant sind, sind im Geltungsbereich des Bebauungsplans XIV-60 nicht vorhan-
den. Die vorhandenen Biotope sind, mit Ausnahme des alteren, geschiitzten Baumbestands,
in relativ kurzer Zeit regenerierbar. Mogliche Beeintrachtigungen werden durch die Regelung
einer maximalen Uberbauung bzw. Versiegelung der Grundstiicke bis 80 Prozent (bisher 100
Prozent) kompensiert. Die verbleibenden Flachen sind gemaf 8 8 Absatz 1 Nummer 2 Bau-
ordnung fur Berlin zu begriinen oder zu bepflanzen.

Eingriffe in den vorhandenen Baumbestand innerhalb der Gewerbegebietsflache sind nicht
ausgeschlossen. Baume befinden sich entlang der bisherigen westlichen Grundstiicksgren-
zen sowie auf der nordlichen Teilflache des Grundstiicks Mohriner Allee 23. Bei Erweiterung
der Baugrundsticke in Richtung Westen befinden sich diese nicht mehr in Randlage. Fir
abgehende nach Baumschutzverordnung geschitzte Baume sind entsprechende Ersatz-
pflanzungen vorzunehmen. Durch die Festsetzung von Pflanzbindungen entlang der Neu-
kolin-Mittenwalder Eisenbahn und der hiermit verbundenen Sicherung als lineares Verbin-
dungsbiotop wird ein méglicher Eingriff in den Baumbestand weitgehend minimiert.

2.2.3 Schutzgut Boden

Prognose des Umweltzustandes mit Durchfihrung der MaRnahme

Der Bebauungsplan sieht neben der Erhaltung des Bestandes in geringem Umfang bauliche
Erweiterungsmdglichkeiten im Gewerbegebiet vor. Die Erweiterung soll auf ehemaligen
Bahnflachen erfolgen. Nach dem geltenden Planungsrecht, Baunutzungsplan in Verbindung
mit den planungrechtlichen Vorschriften der Bauordnung fir Berlin 1958, § 34 Baugesetz-
buch fir das Grundstiick parallel zur Bahn und der Baunutzungsverordnung 1968 (Bebau-
ungsplan XIV-A), kdnnen die Flachen, wenn auch nicht durch Geb&ude, so doch durch Stell-
platze, Nebenanlagen und &hnliches vollstandig Gberbaut werden.

Durch die intensive und bereits Uber lange Zeit anhaltende Nutzung des Bodens durch den
Menschen, die gegenwartig stattfindende Lagernutzung auf einem Grol3teil der Flachen ist
dieser in seiner Wirksamkeit fir den Naturhaushalt eingeschrankt. Die mit der Bodenversie-
gelung und dem Bodenverlust entstehende Beeintrachtigung fallt daher geringer aus, als es
bei einem natdirlich gewachsenen Boden der Fall ware. Durch die Festsetzungen im Bebau-
ungsplan wird sichergestellt, dass zukinftig maximal zu 80 Prozent der Grundstiicksflache
versiegelt werden darf. Vorhandene Nutzungen haben Bestandsschutz.

Insgesamt bewirkt die Planung keine weitergehende Beeintrachtigung des Schutzgutes Bo-
den.
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2231 Bodenverunreinigungen

Buckower Damm 20 / Mohriner Allee 7

Aktuell sind keine Veradnderungen auf dem Grundstiick geplant. Eine unmittelbare Gefahr
geht von den Flachen nicht aus. Grundséatzlich ist davon auszugehen, dass der Bauherr bei
einem Neubau auf den Flachen / Entsiegelung der Flachen nach der Bauordnung flr Berlin
fur die nach den offentlich-rechtlichen Vorschriften erforderlichen Antrdge, Anzeigen und
Nachweise zu sorgen hat. Architekt und Bauherr haben fur die Einhaltung der offentlich-
rechtlichen Vorschriften beziehungsweise den sicheren bautechnischen Betrieb der Baustel-
le zu achten. Diese Regelungen schlieBen auch die Beachtung und Einhaltung des Boden-
schutzes sowie die Entsorgungspflichten gemafd Abfallrecht mit ein. Generell ist eine Ge-
fahrdung im Sinne des Arbeitsschutzrechts beim Bauen (Bodenaushub / Staub) bei Uber-
schreitung von Schadstoffwerten der Zuordnungskategorie >Z 2 nach LAGA TR Boden zu-
sehen (Arbeiten im kontaminierten Bereich). Ferner gibt es ab dieser Zuordnungskategorie
auch besondere und aufwendigere Entsorgungspflichten geman Abfallrecht.

Mohriner Allee 25

Im Zuge der normalen Herrichtung der Griinfliche werden potentiell belastete Auffillungs-
boden entfernt. Aus abfallrechtlichen Griinden sind dabei die mit Schadstoffen belasteten
Bdden fachgerecht zu entsorgen oder nur unter definierten technischen Bedingungen wieder
einzubauen. Die Analyseergebnisse fur das Grundstick Mohriner Allee 25 haben gezeigt,
dass bei eventuellen Baumafnahmen, die in die oberflachlich anstehenden Bodenhorizonte
eingreifen (zum Beispiel Pflanzungen, das Anlegen von Wegen) mit erhdhten Aufwendungen
fur die Entsorgung von Abfallen zu rechnen ist.

224 Schutzgut Wasser

Prognose des Umweltzustandes mit Durchfihrung der MaRnahme

Mit der durch den Bebauungsplan XIV-60 angestrebten Sicherung der Gewerbebetriebe ist
keine erhdhte Grundwassergefahrdung verbunden. Zudem ist die Verschmutzungsgefahr
des Grundwassers im Plangebiet aufgrund der Bodenverhaltnisse ohnehin gering.

Bisher erfolgte die Ableitung des anfallenden Regenwassers uber das Netz der Berliner
Wasserbetriebe. Zukinftig kdnnte es nach Aussage der Berliner Wasserbetriebe zu Ein-
schrankungen der abzunehmenden Regenabflussmenge von Dachflachen kommen. Dies gilt
voraussichtlich fur die baulichen Nachverdichtungsbereiche. Damit kdnnte es zukunftig zu
einer starkeren Versickerung von Regenwasser vor Ort kommen, was sich positiv auf das
Schutzgut Wasser auswirken wurde. Dass eine vollstandige Niederschlagsversickerung im
Geltungsbereich grundsatzlich méglich ist, wurde bereits auf den Grundstiicken Mohriner
Allee 21A, 21, 21B erfolgreich praktiziert. Durch die Festsetzungen im Bebauungsplan ist
sichergestellt, dass die Grundstiicksflachen zukunftig, statt zu 100 Prozent, nur noch zu 80
Prozent versiegelt werden diarfen. Damit erfolgt eine ausreichende planerische Vorsorge fir
die Niederschlagsversickerung auf den im Plangebiet befindlichen Grundstiicken. Tatsach-
lich weisen alle Grundstiicke bereits im Bestand zumindest unversiegelte Randbereiche auf.

Wenn es in der weiteren Entwicklung des Planungsbereiches zur Errichtung von Anlagen zur
konzentrierten Niederschlagsversickerung kommen sollte, sind die Standorte zuvor auf das
Vorhandensein von Auffillungen zu untersuchen. Eine Niederschlagsversickerung tiber Auf-
fullungen oder Bodenverunreinigungen ist nicht gestattet. Bisher sind anthropogene Aufful-
lungsbereiche nur auf dem Grundstiick Buckower Damm 20 / Mohriner Allee 7 bekannt. Hier
ist in absehbarer Zeit aber nicht von einer baulichen Erweiterung auszugehen.
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2.25 Schutzgut Luft / Klima
2.25.1 Luft

Prognose des Umweltzustandes mit Durchfihrung der MaRnahme

Durch die Planung ist im Geltungsbereich und seiner Umgebung das Auftreten pro-
blematischer lufthygienischer Verhéltnisse nicht zu erwarten. Das Gebiet ist bereits im Be-
stand besiedelt, so dass das Emissionsniveau sich nicht wesentlich erhéhen wird. Das zu-
satzliche Verkehrsaufkommen wird gering ausfallen, da bereits im Bestand verkehrsintensive
Nutzungen (Einzelhandel) vorhanden sind und die baulichen Erweiterungsmaoglichkeiten sehr
eingeschrankt sind. Eine Anreicherung von Luftschadstoffen somit nicht zu erwarten.

Durch die Verwirklichung der Planung ist auch keine erhebliche Verschlechterung der Durch-
luftungssituation zu erwarten.

2.2.5.2 Klima

Prognose des Umweltzustandes mit Durchfihrung der MaRnahme

Die Festsetzungen des Bebauungsplans fuhren nicht zu Verlusten klimawirksamer Freifla-
chen. Die Grunflachen parallel zur Mohriner Allee, die eine sehr hohe stadtklimatische Be-
deutung haben, werden planungsrechtlich gesichert. Anstelle des bislang unbebauten
Grundstiicks Mohriner Allee 23 (Nutzung fir Lagerzwecke) wird das Grundstiick Mohriner
Allee 25 als offentliche Griinflache festgesetzt. Ostlich der Bahntrasse ist ein 6,0 Meter brei-
ter, dicht mit Baumen und Strauchern zu bepflanzender Grinstreifen zu erhalten. Westlich
der Bahntrasse ist bereits ein rund 10 Meter breiter dicht mit Baumen und Gehdlzen bestan-
dener Grunstreifen vorhanden.

Im planungsrechtlichen Sinne wird der Versiegelungsgrad gegeniber dem bisher zulassigen
Nutzungsmal’ reduziert.

Verluste nach Baumschutzverordnung geschiitzter Baumbestédnde durch Neubauten miissen
durch Neuanpflanzungen von B&dumen ausgeglichen werden.

2.2.6 Schutzgut Landschafts- und Ortsbild

Prognose des Umweltzustandes mit Durchfihrung der MaRnahme

Durch den Bebauungsplan werden die vorhandenen Nutzungen und Gebaude erhalten. Auf
der Flache parallel zur Bahntrasse kann das Plangebiet um neue Baukorper erweitert wer-
den. Diese werden nur von der Stral3e Neumarkplan sichtbar sein. Die linearen Grinstruktu-
ren entlang der Verkehrsflachen und der Bahn (Festsetzung von Flachen mit Bindungen fir
die Bepflanzung, Flachen zum Anpflanzen), die gegenwaértig das Landschafts- und Ortsbild
pragen, werden planungsrechtlich gesichert. Hierdurch werden mogliche negative Auswir-
kungen, die durch die Zulassigkeit von Geb&auden mit bis zu drei Vollgeschossen und einer
abweichend von der offenen Bauweise zulassigen Gebaudelange von mehr als 50 Meter
entstehen konnten, wirksam gemindert.

Mit der Umsetzung der Planung wirde auch das illegale Ablagern von Abféllen eingestellt
werden. Vor allem auf der ehemaligen Bahnflache finden sich kleinere Ablagerungen von
Bauschutt, Gartenabfallen und sonstigem Hausmuill.

2.2.7 Schutzgut Kultur- und Sachguter

Im Geltungsbereich befinden sich arché&ologische Verdachtsflachen. Bei Baumalinahmen
sind die Vorgaben des Berliner Denkmalschutzgesetzes zu berticksichtigen.

Die Vorgaben sind gleichermal3en auch ohne die Planung zu bertcksichtigen.
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2.2.8 Prognose des Umweltzustandes bei Nichtdurchfihrung der MaRnahme

Bei Nichtdurchfihrung der Planung kénnte eine gewerbliche Entwicklung ebenfalls bis an die
Bahntrasse erfolgen. Der Baunutzungsplan setzt, mit Ausnahme der entwidmeten Bahnhofs-
flache, fur die Grundstiicksflachen 6stlich der Bahn Beschranktes Arbeitsgebiet fest. Auf der
bereits entwidmeten Bahnflache sind Bauvorhaben nach § 34 Baugesetzbuch zu beurteilen.
Wie die vorliegenden Anfragen und auch die Nutzungen im Bestand zeigen, ware die An-
siedlung von Einzelhandelseinrichtungen und Vergnigungsstatten und damit eine weiterge-
hende Verdrangung von Gewerbebetrieben und eine deutliche Zunahme des Verkehrsauf-
kommens im Plangebiet nicht auszuschliel3en.

Bereits im Bestand Uberschreiten die Baukorper die derzeit zulassige Geschossflachenzahl
von 0,6. In der Genehmigungspraxis ware auch in Zukunft von Befreiungen zur Umsetzung
von Vorhaben auszugehen.

Ausgehend von den bauplanungsrechtlichen Rahmenbedingungen ist davon auszugehen,
dass die vorhandenen Vegetationsflachen bei einer maximalen Realisierung der bestehen-
den Baurechte entfallen kénnten und die Bodenversiegelung sich auf nahezu 100 Prozent
erhoht. In der Folge wéare von weiteren Verschlechterungen fiir alle Schutzguter auszugehen.

Die nutzungsbedingten Larm- und Luftemissionen lassen sich auch auf3erhalb des Bebau-
ungsplans regeln. Auch im Rahmen eines Bauantragsverfahrens kann der Nachweis gesun-
der (Wohn- und) Arbeitsverhaltnisse eingefordert werden.

Das gesamtstadtische Ziel des Flachennutzungsplans — Vorhaltung von Flachen fir eine
Grlunverbindung entlang der Neukdllin-Mittenwalder-Eisenbahn — ware, ebenso wie die Frei-
haltung der Grunflachen sudlich der Mohriner Allee, ohne den Bebauungsplan nicht sicher-
gestellt.

2.2.9 Wechselwirkungen

Wechselwirkungen entstehen im Geltungsbereich durch die Neuversiegelung von Boden.
Dies kann zu einer Beeintrachtigung der Bodenfunktionen und des Wasserhaushaltes fiih-
ren. Der durch die Versiegelung verursachte Vegetationsverlust auf zuvor bewachsenen Fla-
chen wirkt sich ebenfalls auf die Speicherfahigkeit des Bodens fir Wasser aus. Zugleich
kann sich die Lebensraumqualitat fir Pflanzen und Tiere auf den betroffenen Fléachen redu-
zieren. Der Verlust von Vegetation kann potenziell auch mit einer Verschlechterung des loka-
len Mikroklimas und der Lufthygiene durch Wegfall von Schatten sowie Transpirations- und
Filterleistungen der Baume und Gehdlze einhergehen.

Die beschriebenen Wechselwirkungen treten im Geltungsbereich des Bebauungsplans
raumlich nur sehr begrenzt auf, da es sich im Wesentlichen um ein Bestandsgebiet handelt
und die Bauflachen bereits im Bestand Uberwiegend versiegelt sind. Durch die Planung sind
keine bis geringe Beeintrachtigungen der Schutzgiter zu erwarten. In Verbindung mit den
vorgesehenen Vermeidungs- und VerminderungsmalRnahmen (Reduzierung der Uberbau-
barkeit gegeniiber dem Baunutzungsplan / § 34 Baugesetzbuch, Sicherung von Pflanzfla-
chen) entstehen positive Wirkungen fiir mehrere Schutzguter.

Eine Verstarkung der Umweltauswirkungen durch Wechselwirkungen ist nicht zu erwarten.
Auf Grundlage des geltenden Planungsrechts (Baunutzungsplan, § 34 Baugesetzbuch)
konnten starkere Beeintrachtigungen entstehen. Bei den bislang nicht versiegelten Flachen
handelt es sich um Bauflachen, die bisher nicht fir eine bauliche Nutzung in Anspruch ge-
nommen wurden.
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2.3 Vermeidung, Verringerung und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen

231 Eingriffsbeurteilung und Ausgleichsentscheidung gem&R § 18 Bundesna-
turschutzgesetz in Verbindung mit 8§ 1a Absatz 3 Baugesetzbuch

Sind aufgrund der Aufstellung, Anderung, Erganzung oder Aufhebung von Bauleitplanen
Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten, so ist gemafld § 18 Absatz 1 Bundesnatur-
schutzgesetz Uber die Vermeidung, den Ausgleich und Ersatz dieser Eingriffe nach den Vor-
schriften des Baugesetzbuch zu entscheiden. Eingriffe liegen nach § 1a Absatz 3 Bauge-
setzbuch nicht vor, soweit diese bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder
zulassig waren.

Grundlage fir die Beurteilung von Vorhaben im Geltungsbereich bildet der Baunutzungsplan
fur Berlin in der Fassung vom 28.12.1960, der zusammen mit den planungsrechtlichen Vor-
schriften der Bauordnung fur Berlin in der Fassung vom 21.11.1958 weiter gilt (Ausnahme
Bereich des ehemaligen Bahnhofs Britz). Der Baunutzungsplan setzt fur die Grundstticke
Ostlich der Bahn Beschranktes Arbeitsgebiet, Baustufe 11/3 (zwei Vollgeschosse, Grundfla-
chenzahl 0,4, Geschossflachenzahl 0,6, Baumassenzahl 2,4) fest. Im Bereich des ehemali-
gen Bahnhof Britz sind Bauvorhaben nach 8 34 Baugesetzbuch zu beurteilen. Auch wenn
hier gegenwartig keine Bebauung vorhanden ist, so ist doch, analog den benachbarten
Grundsttcken, eine vollstdndige Versiegelung durch Stellplatze, Nebenanlagen und &ahnli-
chem zulassig. Auch durch die Uberleitung auf die Baunutzungsverordnung 1968 resultiert
keine Beschrankung hinsichtlich der Versiegelung.

Der Bebauungsplan sieht eine Beibehaltung der Grundflachenzahl von 0,4 vor. Durch den
Bebauungsplan soll die Versiegelung auf den Baugrundstiicken (Baukdrper, Stellplatze, Zu-
fahrten, Nebenanlagen und &hnliches) auf maximal 80 Prozent der Grundstiicksflache be-
grenzt werden. Das Grundstiick Mohriner Allee 25 soll dauerhaft als oOffentliche Grinflache
(bisher: Allgemeines Wohngebiet) gesichert werden. Ein Eingriff in Natur und Landschaft
durch die Veranderung von Grundflachen oder Veranderungen des mit der Bodenschicht in
Verbindung stehenden Grundwasserspiegels, die die Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes
beeintrachtigen kdnnten, findet gegeniiber dem bisherigen Planungsrecht nicht statt. Auch
die Erh6éhung der Hohe baulicher Anlagen gegeniber der gemal Baunutzungsplan in Ver-
bindung mit der Bauordnung 1958 zuldssigen Hohe stellt hier keinen planungsrechtlichen
Eingriff dar, da weder die Schutzgtter Klima, Luft noch das Ortshild beeintrachtigt werden. In
den beschréankten Arbeitsgebieten des Baunutzungsplans bestimmt sich das Maf3 der bauli-
chen Nutzung nach der Baumassenzahl (hier: 2,4). Damit sind nach Baunutzungsplan bei
Reduzierung der Uberbaubaren Grundstiicksflachen ebenfalls hohere Gebaudehéhen zulas-
sig.

Dies gilt allerdings nicht fur die zulassigen Gebaudehdhen und die Dichte der Bebauung.
Kinftig ist im Gewerbegebiet eine Bebauung zwischen 55,5 bis 59,0 Meter tber Normalho-
hennull (rund 11 bis 15 Meter) zulassig. Damit kann in Teilen auch eine dreigeschossige
Bebauung statt der Ublichen zweigeschossigen Bebauung realisiert werden. Allerdings sind
bereits nach Baunutzungsplan héhere Gebadudehdhen zuldssig, da in Beschréankten Arbeits-
gebieten die Baumassenzahl maf3geblich ist. Die Geschossflachenzahl wird von 0,6 auf 0,8
beziehungsweise 1,0 erhéht. Da diese geringfligigen Erhéhungen keine erheblichen Auswir-
kungen auf die Schutzgiter (insbesondere Klima, Luft) haben, ist ein Ausgleich im Sinne der
Ausgleichsregelung nicht erforderlich.

Eingriffe in den geschiitzten Baumbestand

Fur Eingriffe in den geschitzten Baumbestand ist ein adaquater Ersatz durch Baumanpflan-
zungen, moglichst innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans, zu gewéhrleisten.
Da derzeit nicht absehbar ist, ob und wann Eingriffe in den geschitzten Baumbestand erfol-
gen, kann keine abschlieBende Bewertung vorgenommen werden. Die Eingriffe in den
Baumbestand sind bereits nach geltendem Planungsrecht zulassig.
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Ausnahmegenehmigungen zum Fallen geschitzter Baume werden auf Antrag in dem zur
Realisierung des Bauvorhabens notwendigen Umfang erteilt. Die Baume sind vor der Fallung
von einer nachweislich sach- und fachkundigen Person auf das Vorhandensein nutzbarer
Hohlenstrukturen (Fortpflanzungs- oder Ruhestatten fur die streng beziehungsweise beson-
ders geschutzten Arten Flederm&use, VOgel) zu untersuchen (8§ 44 Absatz 1 Nummer 1 bis 3
Bundesnaturschutzgesetz). Das Gutachten ist der Unteren Naturschutzbehérde mindestens
zwei Wochen vor dem geplanten Falltermin vorzulegen.

Es ist sicherzustellen, dass nach der Begutachtung und dem Auffinden von Hohlenstrukturen
diese nicht genutzt werden und bis zum Falltermin keine Nutzung mehr stattfinden kann.
Werden vorgefundene Hohlenstrukturen genutzt, muss ein Befreiungsantrag nach § 67 Bun-
desnaturschutzgesetz von den Verboten des § 44 Bundesnaturschutzgesetz beim Umwelt-
und Naturschutzamt gestellt werden und dann Ersatz, in Form von kinstlichen Niststatten
geleistet werden.

Fallungen und die eventuelle Beseitigung von Lebensstatten sind generell nur aul3erhalb der
Vegetationsperiode (01.03. bis 30.09.) mdglich.

2.3.2 Vermeidung, Verringerung nachteiliger Auswirkungen

Folgende Malinahmen zur Vermeidung, Minderung oder zum Ausgleich nachteiliger Auswir-
kungen sind im Bebauungsplan vorgesehen:

- mdogliche nachteilige Auswirkungen auf die benachbarten Wohngebiete aul3erhalb des
Plangebiets werden durch die Festsetzung von Larmkontingenten verringert,

- durch die Reduzierung der Gesamtversiegelung gegeniber dem bestehenden Pla-
nungsrecht auf maximal 80 Prozent der Grundstuicksflache werden mogliche nachteili-
ge Auswirkungen auf den Boden und den Wasserhaushalt gemindert,

- durch die Festsetzung von Flachen zum Anpflanzen und zur Erhaltung von Bepflan-
zungen werden die vorhandenen Grin- und Freiflachen weitestgehend erhalten und
aufgewertet,

- durch die Einschrénkung bestehender Baurechte mittels Festsetzung einer 6ffentlichen
Griunflache wird eine Ubergeordnete Grinverbindung planungsrechtlich gesichert.

Durch die Berliner Wasserbetriebe wurde im Rahmen der Beteiligung darauf hingewiesen,
dass es zuklnftig zu Einleitbeschrankungen der abzunehmenden Regenabflussmenge
kommen kann. Damit kénnte es zukiinftig zu einer starkeren Versickerung von Regenwasser
vor Ort kommen. Dass dies im Geltungsbereich grundsatzlich méglich ist, wurde bereits auf
den Grundstucken Mohriner Allee 21A, 21, 21B erfolgreich praktiziert.

2.4 Anderweitige Planungsmoéglichkeiten

Der Flachennutzungsplan von Berlin stellt den Geltungsbereich tberwiegend als Gewerbli-
che Bauflache dar. Es ware somit im Regelfall mdglich, den Geltungsbereich als Gewerbe-
gebiet und als Industriegebiet zu entwickeln. Eine Festsetzung als Industriegebiet kommt auf
Grund der angrenzenden Wohnbebauung nicht in Betracht.

Denkbar ware auch die Entwicklung eines Mischgebiets auf Teilflachen entlang der Mohriner
Allee. Dies wurde jedoch, auf Grund der Zulassigkeit einer Wohnnutzung im Mischgebiet, zu
einer moglichen Beeintrachtigung der Entwicklungsfahigkeit des Gewerbestandorts fuhren
und somit der Intention des Bebauungsplans XIV-60 widersprechen. Zudem wurden die
Grundstucksflachen entlang der Mohriner Allee zwischenzeitlich weitgehend einer gewerbli-
chen Nachnutzung zugefiihrt. Die Entwicklung eines Mischgebiets entlang der Mohriner Al-
lee wurde daher nicht weiter verfolgt.

DarlUber hinaus ware auch eine Entwicklung des aus der Planfeststellung entlassenen ehe-
maligen Bahnhofs Britz als Grinflache moglich. Dies wiirde zugleich den Entwicklungszielen
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des Flachennutzungsplans zur Einrichtung Ubergeordneter Grunverbindungen entlang der
Neukdllin-Mittenwalder-Eisenbahn entsprechen, steht allerdings im Widerspruch zu den be-
zirklichen Entwicklungszielen fir diesen Bereich. Ein Erfordernis zur Festsetzung einer 6f-
fentlich nutzbaren Grinverbindung 6stlich der Bahntrasse wird hierbei aus folgenden Grun-
den nicht gesehen:

- Einer offentlich nutzbaren Grunverbindung zwischen der Gleistrasse der Neukélin-
Mittenwalder-Eisenbahn und den riickwartigen Gewerbegrundstiicken mangelt es an
der erforderlichen Attraktivitat flir eine zweckentsprechende Nutzung.

- Eine o6ffentlich nutzbare Grunverbindung 0stlich der Bahntrasse besitzt, im Gegensatz
zu einer Grunverbindung westlich der Bahntrasse, keine ErschlieSungsfunktion an-
grenzender Bereiche.

- Auf Grund der isolierten Lage der Grunverbindung bestinde die erhdhte Gefahr einer
missbrauchlichen Nutzung, was zumindest zu einer subjektiven Beeintrachtigung fir
die angrenzenden Nutzer (Neukdllin-Mittenwalder-Eisenbahn, Gewerbetreibende) fiih-
ren kann.

- Die Schaffung einer Grinverbindung westlich der Bahntrasse mit Anbindung an die
Mohriner Allee im Norden und dem Buckower Damm im Siden (aufRerhalb des Plan-
gebiets) - unter Einbeziehung des ehemals gewerblich genutzten Grundstiicks Mohri-
ner Allee 25 - stellt sich grundsétzlich als ausreichend dar.

- Vor dem Hintergrund begrenzter finanzieller Ressourcen ist die Errichtung einer zu-
satzlichen Grinverbindung parallel zu der im Bebauungsplan XIV-60 geplanten bezie-
hungsweise aulRerhalb des Plangebiets gelegenen Grlnverbindung, auf Grund der
Kosten fir den Erwerb, die Anlage und die Unterhaltung der Grunflachen fir das Land
Berlin, nicht zu rechtfertigen.

Sonstige anderweitige Planungsmdglichkeiten kommen auf Grund der vorhandenen Be-
standssituation nicht in Betracht.

3 Zusatzliche Angaben

3.1 Technische Verfahren bei der Umweltprifung

Schwierigkeiten bei der Bearbeitung sind nicht aufgetreten. Die Bewertung der Umweltbe-
lange erfolgte im Wesentlichen durch Auswertung vorliegender Unterlagen (vor allem Um-
weltatlas Berlin) und unter Berlicksichtigung der geltenden Ubergeordneten umweltrelevan-
ten Planungen wie zum Beispiel dem Landschaftsprogramm Berlin.

Daruber hinaus liegen den Aussagen folgende Fachgutachten zugrunde:

- Dr. Susanne Salinger; Faunistisches Gutachten, Bebauungsplan XIV-60; Berlin,
15.09.2015,

- GuD Geotechnik und Dynamik Consult GmbH; Bericht zur Altlastenuntersuchung, BV:
Bebauungsplan XI1V-60 Mohriner Allee 25; Berlin, 05.10.2015,

- KOTTER Consulting Engineers; Bericht Nr. 416047-01.03 Uber die Gerauschkontin-
gentierung fur den Bebauungsplan XIV-60 in 12347 Berlin-Britz unter Berticksichtigung
der Genehmigungssituation der vorhandenen Betriebe; Berlin, 15.05.1017

- Hoffmann-Leichter Ingenieurgesellschaft mbH; Schallschutzgutachten zum Bebau-
ungsplan XIV-155a (Anmerkung: Der Bebauungsplan grenzt ebenfalls an die Trasse
der Neukdllin-Mittenwalder Eisenbahn); Berlin, 28.09.2018.

Die naturschutzrechtliche Eingriffsbewertung kann, weil durch die vorgesehenen Festset-
zungen kein planungsrechtlicher Eingriff erfolgt, verbal-argumentativ vorgenommen werden.
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3.2 Hinweise zur Durchfihrung der Umweltliiberwachung

Da der Bebauungsplan keine erheblichen Umweltauswirkungen verursacht, entfallt die Not-
wendigkeit eines naturschutzfachlichen Umweltmonitorings.

4 Allgemein verstandliche Zusammenfassung

4.1 Derzeitiger Umweltzustand

Der Umweltzustand des Plangebiets stellt sich als stadtisch Uberformt mit hoher Versiege-
lung und Vegetationsflachen an den Randern des Gewerbegebiets dar.

4.2 Prognose der Entwicklung des Umweltzustandes

Die Planung sichert im Wesentlichen den Bestand, erweitert das Gewerbegebiet jedoch um
Teilflachen des ehemaligen Bahnhof Britz. Auf die Umweltmedien sind keine nennenswerten
Auswirkungen zu erwarten. Durch die Festsetzung von Pflanzbindungen und Flachen zum
Anpflanzen im Gewerbegebiet sowie durch eine erganzende textliche Festsetzung zur Re-
duzierung maglicher Larmimmissionen werden maogliche Beeintrachtigungen, die entstehen
kénnen, kompensiert.

4.3 Fazit

Durch die Festsetzungen des Bebauungsplans XIV-60 ergeben sich keine nennenswerten
Verschlechterungen des Umweltzustands.
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1] Planinhalt und Abwagung

1 Ziele der Planung und wesentlicher Planinhalt

Vorrangiges Planungsziel ist die Entwicklung und Sicherung eines Gewerbegebiets fur Ge-
werbebetriebe, um durch die Flachenbereitstellung gewerblicher Bauflachen die notwendi-
gen Voraussetzungen fir arbeitsplatzerhaltende Malinahmen und Investitionen zu schaffen.
Mit den Festsetzungen im Bebauungsplan sollen Nutzungen ausgeschlossen beziehungs-
weise auf ihren Bestand beschrankt werden, die geeignet sind, das Angebot an verfluigbaren
Gewerbeflachen zu reduzieren sowie das Bodenpreisniveau am Standort nachhaltig zu ver-
andern. Daruber hinaus sollen die linearen Grunstrukturen an den Randern des Gewerbe-
standorts erhalten und ergénzt werden.

Gewerbegebiet

Die Bauflachen im Geltungsbereich sollen vollstandig als Gewerbegebiet festgesetzt werden.
Das Gewerbegebiet soll hinsichtlich der zulassigen Emissionen (Schallabstrahlung in die
Umgebung) gegliedert werden, um die unterschiedlichen Nutzungs- und Schutzanspriiche
der Umgebung angemessen zu bertcksichtigen. Grundlage fir die Beurteilung bilden die
bestehenden Nutzungen und die schutzwirdigen Nutzungen in der Umgebung des Plange-
biets. Vergnlgungsstatten sollen an dem Gewerbestandort generell ausgeschlossen werden
(textliche Festsetzung 4), Anlagen fiur sportliche Zwecke nur ausnahmsweise zulassig sein
(textliche Festsetzung 3). Uber den Bebauungsplan soll eine Steuerung des Einzelhandels
erfolgen. Hierzu ist es wichtig, den nahversorgungs- und zentrenrelevantem Einzelhandel im
Baugebiet einzuschranken und die zentrenrelevanten Randsortimente bei Einzelhandelsbe-
trieben mit nicht-zentrenrelevanten Kernsortimenten an Standorten auf3erhalb der Zentren
konsequent zu begrenzen.

Als Mal3 der Nutzung erfolgt eine differenzierte Ausweisung der maximalen Gebaudehdhen,
einer Grundflachenzahl von 0,4 und einer Geschossflachenzahl von 1,0 im Gewerbegebiet
GE1 und 0,8 in den lbrigen Gewerbegebieten. Eine mégliche Uberschreitung der zulassigen
Grundflache durch Stellplatze und ihre Zufahrten sowie durch Nebenanlagen um 100 Pro-
zent (8 19 Absatz 4 Satz 3 Baunutzungsverordnung), bis zu einer Grundflachenzahl von 0,8,
wird durch die textliche Festsetzung 5 ermdglicht. Durch die Festsetzung der Gebdudehdhe
werden Gebaude mit bis zu 3 Vollgeschossen ermoglicht. Auf die urspriinglich vorgesehene
Festsetzung der Anzahl der Vollgeschosse wurde verzichtet, da dies auf Grund unterschied-
licher Anforderungen an gewerblich genutzten Geschossen kein geeignetes Mittel ist, um die
Hohe baulicher Anlagen zu begrenzen.

Die Uberbaubaren Grundsticksflachen werden mittels Baugrenzen als Bauflachenauswei-
sung festgesetzt. Als Bauweise ist in den Gewerbegebieten eine abweichende Bauweise mit
einer Gebaudelange groRer 50 Meter bei Einhaltung der Abstandsflachen zu den Grund-
stiicksgrenzen zulassig (textliche Festsetzung 7).

Flachen fir Versorgungsanlagen

Das Grundstiick des bestehenden Umspannwerkes soll entsprechend als Flache fir Versor-
gungsanlagen mit der Zweckbestimmung ,Umspannwerk" gesichert werden. Die Uberbauba-
re Flache wird auf 0,4 begrenzt, zulassig sind zwei Vollgeschosse als Hochstmal3.

Flachen mit Bindungen fiir Bepflanzungen und die Erhaltung, Flachen zum Anpflanzen

Zum Erhalt des Ortsbildes, zur Aufwertung des Landschaftsraumes sowie zur Abschirmung
der Gewerbegebiete erfolgt mittels zeichnerischer und textlicher Festsetzungen (Nummer 11
bis 14) die Festlegung von Flachen mit Bindungen fir die Bepflanzung und Erhaltung sowie
zum Anpflanzen innerhalb der Gewerbegebiete.

Griinflaichen mit der Zweckbestimmung ,Offentliche Parkanlage*

Das ehemals gewerblich genutzte Grundstick Mohriner Allee 25 wird als Griinflache mit der
Zweckbestimmung ,Offentliche Parkanlage* festgesetzt.
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Verkehrsflachen

Die im Geltungsbereich gelegenen vorhandenen Verkehrsflachen des Buckower Dammes,
der Mohriner Allee sowie des Neumarkplans werden als Stral3enverkehrsflachen festgesetzt.
Die sudliche StraRenbegrenzung der Mohriner Allee bertcksichtigt hierbei die urspringlichen
Ausbauplanungen flr die Mohriner Allee und somit auch die Funktion der Mohriner Allee als
Ubergeordnete Hauptverkehrsstraf3e. Der stdlich an den Kreuzungsbereich Mohriner Allee /
Buckower Damm angrenzende Platz wird als Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung
~Fugangerbereich” festgesetzt.

Die Einteilung der Verkehrsflachen ist nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans
(textliche Festsetzung 10).

Bahnanlagen

Die vorhandene Trasse der Neukolin-Mittenwalder Eisenbahn wird als planfestgestellte
Bahnanlage nachrichtlich Gbernommen. Dies beinhaltet auch eine Teilflache, die zwischen-
zeitlich an den Eigentiimer des angrenzenden Grundstiicks Buckower Damm 50 veraul3ert
wurde.

Flachen mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten

Fur Teilflachen der nach Eisenbahnkreuzungsgesetz als planfestgestellt geltenden Bahnan-
lage — im Kreuzungsbereich der Straf3en Mohriner Allee und Buckower Damm — erfolgt eine
zusatzliche Festsetzung von Flachen mit einem Geh- und Fahrrecht zugunsten der Allge-
meinheit, dem Trager der Strallenbaulast sowie einem Leitungsrecht zugunsten der zustan-
digen Unternehmenstréager (textliche Festsetzung 17). Die vorhandenen, im Plangebiet lie-
genden StraRenabschnitte der Mohriner Allee und des Buckower Dammes werden hierdurch
in ihrer Erschlieungsfunktion planungsrechtlich gesichert.

Sonstige Festsetzungen

Die bestehenden Festsetzungen des Baunutzungsplans sowie der formlich festgestellten
Fluchtlinien werden durch den Bebauungsplan XIV-60 Uberplant und ersetzt (siehe textliche
Festsetzung 18). Folglich andert sich auch die Zulassigkeit von Vorhaben nach § 34 Bauge-
setzbuch. Daruber hinaus werden Regelungen zur Zulassigkeit von Werbeanlagen auf Grin-
flachen im Gebiet getroffen (textliche Festsetzungen 12 bis 14). Uber die textliche Festset-
zung 16 soll eine Grundstickseinfriedung entlang der sidlichen Stral3enbegrenzungslinie
Mohriner Allee ausgeschlossen werden, um den Charakter einer durchgangigen Grinverbin-
dung zu erhalten.

2 Entwickelbarkeit aus dem Flachennutzungsplan

Der Flachennutzungsplan Berlin in der Fassung der Neubekanntmachung vom 05.01.2015
(Amtsblatt fur Berlin, Seite 31), zuletzt geandert am 11.12.2018 (Amtsblatt fir Berlin 2019,
Seite 8), stellt das Plangebiet als gewerbliche Bauflache, Grinflache parallel zur Bahntrasse,
Ubergeordnete Hauptverkehrsstral3en (Mohriner Allee, Buckower Damm) und Kleinbahn
(Neukdllin-Mittenwalder Eisenbahn) dar (siehe Kapitel | 3.2).

Gemal Entwicklungsgrundsatz 6 der Richtlinien zum Darstellungsumfang (Entwicklungs-
rahmen) sowie zu Anderungen des Flachennutzungsplans Berlin konnen aus Frei- und Grin-
flachen grundséatzlich keine Baugebiete und andere bauliche Nutzungen entwickelt werden.
Davon ausgenommen sind untergeordnete Grenzkorrekturen, die im Zuge der konkretisie-
renden Planung mdglich sind.

Die Festsetzungen des Bebauungsplans XIV-60 sind in Zusammenhang mit der angestreb-
ten Festsetzung eines Gewerbegebiets mit einer Pflanzbindung angrenzend zur Neukdlln-
Mittenwalder Eisenbahntrasse sowie der Festsetzung einer Griunflache mit der Zweckbe-
stimmung Offentliche Parkanlage fir das Grundsttick Mohriner Allee 25 aus den Darstellun-
gen des Flachennutzungsplans entwickelbar.
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Zwar sollen die entwidmeten Flachen des ehemaligen Bahnhofs Britz sowie angrenzende
Flachen, die bisher fur eine Grindurchwegung vorgesehen waren, hunmehr als Baugebiet
(Gewerbegebiet) ausgewiesen werden, durch eine entsprechende Pflanzbindung bleibt die
Funktion als linearer Griinzug parallel zur Bahntrasse jedoch gewahrt. In Verbindung mit der
vorhandenen Wegeverbindung westlich der Bahntrasse entsteht so der Gesamteindruck
einer offentlich nutzbaren linearen Grunverbindung.

Ein Erfordernis zur Festsetzung einer offentlich nutzbaren Grunverbindung oOstlich der
Bahntrasse wird nicht gesehen (siehe hierzu Kapitel 11 2.4).

Ein abweichender Planinhalt an dieser Stelle wird auerdem aus folgenden Griinden weiter-
verfolgt:

- Die Attraktivitat des untergenutzten, teilweise brach liegenden Bereichs wird durch die
Einbeziehung der ehemaligen Bahnflachen in das Gewerbegebiet gestarkt. Das Ge-
werbegebiet wird gleichermal3en stadtebaulich und wirtschaftlich aufgewertet und als
Investitionsstandort gesichert.

- Die Versuche, brachliegende Flachen einer neuen gewerblichen Nutzung zuzufuhren,
erweisen sich weiterhin als schwierig. Auf diese Entwicklung muss der Bezirk aus wirt-
schaftlichen und arbeitspolitischen Griinden reagieren, wenn er das jahrelange Brach-
liegen von Grundsticken und Gebauden auf der einen Seite und die vergebliche
Standortsuche ansiedlungswilliger Betriebe auf der anderen Seite vermeiden will.

- Die Ansiedlung und Erweiterung von Gewerbebetrieben, insbesondere im Bereich des
produzierenden Gewerbes, gilt es zu férdern, wenn sie zu einer Verbesserung der Be-
standssituation fihren und nachteilige Auswirkungen ausgeschlossen werden kdnnen.

Die Festsetzungen des Bebauungsplans XI1V-60 sind aus den Darstellungen des Flachen-
nutzungsplans entwickelbar. Die Festsetzungen einer Griunflache mit der Zweckbestimmung
,Offentliche Parkanlage* sowie von Flachen mit Pflanzbindung stellen hierbei eine Qualifizie-
rung der Darstellung von Ubergeordneten Griinverbindungen entlang der Trasse dar. Die
planfestgestellten Flachen der Neukdlin-Mittenwalder Eisenbahn werden entsprechend der
Flachennutzungsplandarstellung als Kleinbahn nachrichtlich als Bahnanlage dargestellt.

3 Begrundung der Festsetzungen

3.1 Art der baulichen Nutzung

Gewerbegebiete (GE1l, GE2, GE3, GE4, GE5)

Die Flachen zwischen Mohriner Allee, Buckower Damm und Neukdlin-Mittenwalder Eisen-
bahn, mit Ausnahme des Grundstiicks Buckower Damm 38, werden analog dem Bestand
und den stadtebaulichen Zielvorstellungen als Gewerbegebiet gemaR § 8 der Baunutzungs-
verordnung festgesetzt.

Das Nebeneinander von gewerblichen Nutzungen im Geltungsbereich, Wohnen am Neu-
markplan, ndrdlich der Mohriner Allee und 6stlich des Buckower Damms besteht bereits seit
vielen Jahrzehnten ohne erkennbare Konflikte. Die einzelnen Nutzungen sind durch o6ffentli-
che Verkehrsflachen und Bahnflachen voneinander getrennt.

Die Flachen im Plangebiet sind im Flachennutzungsplan fast ausschlielich als gewerbliche
Bauflachen dargestellt. GemaR den Entwicklungsgrundséatzen, die den Handlungsrahmen fir
die Entwicklung von Bebauungsplanen aus dem Flachennutzungsplan bilden, sind aus ge-
werblichen Bauflachen grundsétzlich nur Gewerbe- oder Industriegebiete zu entwickeln (da-
von ausgenommen sind untergeordnete Grenzkorrekturen). In besonders begrindeten Ein-
zelfallen kénnen auch Mischnutzungen, Flachen fir Ver- und Entsorgungsanlagen oder
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Sondergebiete fur grof3flachige Einzelhandelseinrichtungen entwickelt werden, wenn negati-
ve stadtstrukturelle Auswirkungen insbesondere hinsichtlich der Zentrenstruktur nicht zu er-
warten sind (Entwicklungsgrundsatz 8).

Bezogen auf das Nebeneinander von Gewerbe und Wohnen wird eingeschatzt, dass hier
aufgrund der vorhandenen Nutzungen und der stadtentwicklungspolitischen Zielstellungen
(siehe hierzu Kapitel | 3.4) andere als gewerbliche Nutzungen ausscheiden. Einer Auflésung
der Gemengelage (Gewerbe neben Wohnen) stehen sowohl der Bestandsschutz und mégli-
che Entschadigungsanspriiche als auch das Interesse des Bezirksamtes, der Grundstuicks-
eigentimer und Grundstucksnutzer am Erhalt der bestehenden Nutzungen entgegen. Das
nachstgelegene vorhandene Wohngebiet Neumarkplan ist, wie die Ergebnisse der Larmun-
tersuchung zeigen, keinen unzumutbaren Beeintrachtigungen aus dem Gewerbegebiet aus-
gesetzt.

Einschrankung allgemein zuldssiger Nutzungen in den Gewerbegebieten GE1 bis GE5
Textliche Festsetzung 1
In den Gewerbegebieten GE1 bis GE5 sind Einzelhandelsbetriebe nicht zulassig.
Ausnahmsweise kdnnen
- Einzelhandelsbetriebe mit folgenden nicht-zentrenrelevanten Sortimenten:
- Kraftwagen,
- Kraftwagen und Zubehor,
- Kraftrader, Kraftradteile und —zubehor,

- Tankstellen (Fahrzeugkraftstoffe an Tankstellen sowie Einzelhandel mit
Schmierstoffen und Kuhlmitteln fur Kraftfahrzeuge),

- Wohnmobel,

- Bedarfsartikel fir den Garten, Mobel und Grillgeréte fur den Garten,
- elektrotechnische Erzeugnisse,

- Eisen-, Metall- und Kunststoffwaren,

- Anstrichmittel,

- Bau- und Heimwerkerbedarf, ausgenommen Campingartikel und Fahrrad-
zubehor,

- Tapeten und Bodenbelage,

- Blumen, Pflanzen und Saatgut, ausgenommen Blumen, Topfpflanzen und
Blumentdpfe (in Verkaufsraumen),

- Sport- und Freizeitboote und Zubehor,
- Biromobel und Brennstoffe
sowie

- Verkaufsflachen fir den Verkauf an letzte Verbraucher, die einem Produktions-,
Verarbeitungs- oder Reparaturbetrieb funktional zugeordnet und ihm gegeniber
in Grundflache und Baumasse deutlich untergeordnet sind, um ausschliefilich
dort hergestellte oder weiter zu verarbeitende oder weiter verarbeitete Produkte
zu veraullern,

zugelassen werden.

Durch die textliche Festsetzung 1 (Satz 1) werden gemaRl § 1 Absatz 5 und 9 der Baunut-
zungsverordnung Einzelhandelsbetriebe als Unterart von Gewerbebetrieben aller Art ausge-
schlossen. Eine Feinsteuerung der Art der baulichen Nutzung ist hier aufgrund besonderer
stadtebauliche Griinde erforderlich.
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Gewerbliche Bauflachen werden zu einem erheblichen Anteil auch durch Nutzungen aus
dem Bereich Einzelhandel nachgefragt. Diese Nachfragen wirken sich insgesamt auf das
Angebot an verfligbaren Gewerbeflachen im Bezirk Neukélin sowie auf das Bodenpreisni-
veau am Standort aus. Durch den grundséatzlichen Ausschluss unvertréaglicher / konkurrie-
render Nutzungen auf gewerblichen Bauflachen soll die Verfigbarkeit von Grundstticken fir
Gewerbebetriebe zu einem angemessenen Preisniveau gesichert und der Verdrangungs-
druck auf bestehende Betriebe vermindert werden.

Die Flachen im Plangebiet sind aufgrund der sehr guten Erreichbarkeit mit dem Auto beson-
ders attraktiv fur Einzelhandelsbetriebe. Im Plangebiet befinden sich aktuell vier Lebensmit-
tel-Einzelhandelsbetriebe mit einer Verkaufsflache von insgesamt rund 3.100 Quadratmeter,
ein Kraftfahrzeughandel mit einer Verkaufsflache von 2.500 Quadratmeter Freiflache und ein
GroRRhandel. Damit werden aktuell rund 28 Prozent (inklusive Stellplatzflachen und Anliefe-
rung) der gewerblichen Bauflache im Plangebiet durch Handelsbetriebe genutzt. Es liegt der
Antrag zur Erweiterung eines Lebensmittel-Einzelhandelsbetriebes vor (siehe Kapitel | 2.4.3).

In Neukdllin stehen auR3erhalb der grof3en Industrie- und Gewerbegebiete nérdlich und sud-
lich des Teltowkanals sowie im Bereich des Sudrings nur wenige geeignete Bauflachen fur
kleinere Betriebe des produzierenden oder produktionsnahen Gewerbes, fiir Auslieferungs-
lager, Handwerks-, Reparatur- und gewerbegebietstypische Dienstleistungsbetriebe zur Ver-
fligung. Aktuell durch Einzelhandel belegte Flachen sollen daher im Falle der Freisetzung
mdoglichst einer gewerblichen Nutzung zugeftihrt werden. Der Standort ist gut an das Uber-
geordnete StralRennetz und den 6ffentlichen Nahverkehr angebunden, weist, wenn auch nur
geringe, Erweiterungspotenziale fir Bestandsbetriebe auf, ist historisch gewachsen und im
lokalen Bewusstsein der Anwohner wie der Gewerbetreibenden etabliert und akzeptiert.

Bei der Aufstellung von Bauleitplanen sind gemaf § 1 Absatz 7 und Absatz 6 Nummer 11
Baugesetzbuch unter anderem die Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungsberei-
che und die Ergebnisse eines von der Gemeinde beschlossenen stadtebaulichen Entwick-
lungskonzeptes oder einer von ihr beschlossenen sonstigen stadtebaulichen Planung zu
berticksichtigen.

Im Bebauungsplan XIV-60 sind neben dem Stadtentwicklungsplan Industrie und Gewerbe
(siehe Kapitel | 3.4), die Aussagen des Stadtentwicklungsplans Zentren 3 (siehe Kapitel |
3.4), als Instrumente der informellen stadtebaulichen Planung, zu berlcksichtigen. Aus Sicht
der Stadtentwicklungsplanung sollen mit Bezug auf die Entwicklungsgrundséatze nicht nur
grolflachige, sondern auch kleinflachige Einzelhandelsnutzungen, mindestens solche mit
nahversorgungs- und zentrenrelevanten Kernsortimenten, in die zentralen Versorgungsbe-
reiche gelenkt werden. Aul3erhalb der Zentren ist die Zulassigkeit von nahversorgungs- und
zentrenrelevantem Einzelhandel in den Baugebieten genau zu prifen, Einzelhandel in Ge-
werbegebieten auszuschlieen und die zentrenrelevanten Randsortimente bei grof3flachigen
Einzelhandelsbetrieben mit nicht-zentrenrelevanten Kernsortimenten an Standorten auf3er-
halb der Zentren konsequent zu begrenzen. Zur Nahversorgung enthélt der Stadtentwick-
lungsplan Zentren 3 nur grundlegende programmatische, aber keine rdumlich konkreten
Aussagen. Diese finden sich im Einzelhandels- und Zentrenkonzept des Bezirks Neukdlln,
welches 2016 fortgeschrieben wurde. Hiernach sind Nahversorgungsstandorte, sofern au-
RBerhalb der Zentren erforderlich, in stadtebaulich integrierten Lagen unterzubringen und in
Gewerbe- und Industriegebieten generell auszuschlieZen.

Rund 1,5 Kilometer nérdlich des Plangebiets befindet sich das Nahversorgungszentrum Brit-
zer Damm, rund 1,2 Kilometer 6stlich das Nahversorgungszentrum Britz-Stid. Wahrend es in
den letzten Jahren gelungen ist, das Nahversorgungszentrum Britz-Std durch die Ansied-
lung eines Magnetbetriebes zu stabilisieren, stellt sich die Situation im Nahversorgungszent-
rum Britzer Damm aufgrund der vorhandenen Struktur (700 Meter Lange) nach wie vor
schwierig dar. Die Verkaufsflache hat sich in den letzten sieben Jahren nur geringfugig er-
hoht (+ 400 Quadratmeter). Die Angebotsstruktur ist durch eine geringe Einzelhandelsdichte,
Leerstande und mindergenutzte Flachen gekennzeichnet. Die beiden vorhandenen Lebens-
mittelmarkte am Britzer Damm (Verkaufsflache rund 2.400 Quadratmeter) stellen in diesem
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Zusammenhang die wichtigsten Frequenzbringer dar. Es ist Ziel des Bezirkes Neukdlin, den
zentralen Versorgungsbereich Britzer Damm als Nahversorgungszentrum zu sichern und
auszubauen. Hierzu wird unter anderem eine wettbewerbsmaRige Anpassung der Verkaufs-
flache der Lebensmittel-Einzelhandelsbetriebe angestrebt.

Ein Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben im Plangebiet erfolgt daher auch, um das
Gleichgewicht zwischen den vorhandenen abgestimmten Zentrenbereichen nicht nachhaltig
zu beeintrachtigen. Das Gewerbegebiet weist im Bestand bereits eine Einzelhandelsagglo-
meration mehrerer Lebensmittelmarkte auf, welche zusammen eine Ausstrahlungskraft ent-
wickeln, die deutlich Uber den unmittelbaren Nahbereich hinausgeht. Diese Einschatzung
wird auch durch das Gutachten des Blros Dr. Lademann & Partner (Der Buckower Damm
50 in Berlin Britz als Standort flr einen Lebensmitteldiscounter, 31.08.2016), welches die
Eigentimerin des Grundstiicks Buckower Damm 50 in Auftrag gegeben hat, bestétigt. Nach
der Darstellung im Gutachten betrégt beispielsweise der Einzugsradius der Einzelhandelsbe-
triebe Buckower Damm 50 bereits gegenwartig zwischen 1,2 bis 2 Kilometer.

Die Verkaufsflache mit nahversorgungs- und zentrenrelevanten Sortimenten im Plangebiet
liegt im Bestand bereits um rund 700 Quadratmeter hoher als im Nahversorgungszentrum
Britzer Damm. Die weitere Ansiedlung von Einzelhandelsnutzungen mit grof3ziigigem Stell-
platzangebot aul3erhalb des Nahversorgungszentrums soll daher verhindert werden, um ei-
nen Kaufkraftabfluss und einer weitergehenden Schwachung des Nahversorgungszentrums
vorzubeugen. In dem Gutachten des Buros Dr. Lademann & Partner wird eingeschatzt, dass
der Standort Buckower Damm 50 bereits heute Funktionen eines Nahversorgungszentrums
tbernimmt. Damit steht er in Konkurrenz zu den bestehenden Nahversorgungszentren.

Grof¥flache Einzelhandelsbetriebe werden kiinftig auf Kerngebiete und die sonstigen Son-
dergebiete nach § 11 Baunutzungsverordnung 1990 verwiesen. Kleinere Einzelhandelshe-
triebe unterhalb der Schwelle zur Grof3flachigkeit sind in Wohn- und Mischgebieten, unter
anderem auch in den westlich geplanten Wohngebieten allgemein zul&ssig.

Bis dahin wird durch die ausnahmsweise Zulassigkeit von Einzelhandelsbetrieben mit zen-
trenrelevanten Sortimenten fir die Nahversorgung auf einer Teilflache im Gewerbegebiet
GES5 (siehe textliche Festsetzung 15) und eine sogenannte Fremdkdorperfestsetzung geman
§ 1 Absatz 10 der Baunutzungsverordnung fiir das Grundstick Buckower Damm 50 (siehe
textliche Festsetzung 2) anerkannt, dass die Lebensmittel-Einzelhandelsbetriebe im Plange-
biet fur eine fuBlaufige Versorgung, inshesondere des westlich angrenzenden Wohngebiets
Neumarkplan erforderlich sind. Der generelle Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben dient
der langfristigen Sicherung eines Gewerbegebiets.

Ausnahmsweise konnen Einzelhandelsbetriebe mit nicht-zentrenrelevanten Sortimenten zu-
gelassen werden (Satz 2, 1. Anstrich). Diese Betriebe sind oftmals ebenfalls nicht in der La-
ge mit den preislichen Angeboten des (zentrenrelevanten) Einzelhandels fur Grund und Bo-
den zu konkurrieren. Die Aufzéhlung der Sortimente erfolgt gemar Nummer 2 im Anhang |
der Ausfuhrungsvorschrift Gber grof3flachige Einzelhandelseinrichtungen fiir das Land Berlin
(veroffentlicht im Amtsblatt fur Berlin, Nummer 29, vom 11. Juli 2014, Seite 1334 bis 1348).

Der Kraftfahrzeughandel auf dem Grundstiick Mohriner Allee 21A weist eine Verkaufsflache
von rund 2.500 Quadratmeter Freigeldnde auf. DarlUber hinaus erfolgt im Plangebiet der
Handel mit Fahrzeugteilen und —zubehdr im Zusammenhang mit einem Kraftfahrzeug-
Reparaturbetrieb. Da es sich bei Kraftwagen und deren Zubehor gemafR den Ausfihrungs-
vorschriften Uber groRflachige Einzelhandelseinrichtungen fiir das Land Berlin um nicht-
zentrenrelevante Sortimente handelt, ist hierdurch auch keine Schwachung der Nahversor-
gungszentren verbunden. Einzelhandelsbetriebe mit nicht-zentrenrelevanten Sortimenten
unterliegen unter dem Gesichtspunkt des Zentrenschutzes keiner Beschrankung bei der
Standortwahl gemaf dem Stadtentwicklungsplan Zentren 3 und dem bezirklichen Einzelhan-
delskonzept.
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Dennoch soll der Handel mit nicht-zentrenrelevanten Sortimenten gemaR § 1 Absatz 9 der
Baunutzungsverordnung nur noch ausnahmsweise zugelassen werden, um den Schwer-
punkt wieder starker auf eine gewerbliche Entwicklung des Standorts zu legen. Die aus-
nahmsweise zulassigen nicht-zentrenrelevanten Sortimente kdnnen, wie vor Ort vorhanden
(Fahrzeug-Reparaturbetrieb mit Reifenverkauf), zur Ergéanzung der allgemein zuléssigen
Gewerbebetriebe beitragen. Gerade wenn ein solch positiver Zusammenhang aufgezeigt
werden kann, sollte die Baugenehmigungsbehérde von ihrem Ermessen zugunsten der An-
tragsteller Gebrauch machen. Bei der Entscheidung der ausnahmsweisen Zulassigkeit von
nicht-zentrenrelevanten Nutzungen sollte insbesondere auch die flichenméRige Grolle der
moglichen Verkaufsflache bertcksichtigt werden. Je flachenintensiver, desto starker werden
die allgemein zulassigen Nutzungen im Gewerbegebiet eingeschrankt.

Die Regelung zielt nicht auf Einzelhandelsbetriebe mit nicht-zentrenrelevanten Sortimenten
ohne Bezug zu einem Gewerbebetrieb. Aber auch diese sind unterhalb der Schwelle zur
Grol3flachigkeit ausnahmsweise zuléassig. (Zum bestehenden grof¥flachigen Kraftfahrzeug-
handel, Mohriner Allee 21A, siehe Kapitel 111 5.)

Bei Tankstellen handelt es sich zudem um einen eigenstandigen stadtebaurechtlichen Be-
griff. Tankstellen sollen hier auf Grundlage von § 1 Absatz 5 der Baunutzungsverordnung nur
ausnahmsweise zuldssig sein. Sie sind aufgrund ihres Stérpotenzials nur ausnahmsweise
zulassig. Sie werden von einem grof3en Kundenkreis auch in den Abend- und Nachtstunden
aufgesucht. Damit steht die Nutzung im Konflikt zur westlich und teilweise dstlich befindli-
chen Wohnbebauung. Die Zulassigkeit wird damit insbesondere vom Standort abhéngig
sein. Die nachste Tankstelle befindet sich rund 250 Meter entfernt, im Kreuzungsbereich
Britzer Damm / Koppelweg. Weitere Tankstellen gibt es am Tempelhofer Weg (Entfernung
rund ein Kilometer) und am Buckower Damm (rund 1,8 Kilometer). Zudem handelt es sich
um ein Bestandsgebiet, welches entlang der Ubergeordneten StralRen bereits Uberwiegend
bebaut ist. Tankstellen sind aufgrund ihrer moglichen Grof3flachigkeit und ihrer typischen
Bebauung stadtebaulich nicht oder nur sehr unzureichend mit einer wilnschenswerten Auf-
wertung des stadtebaulichen Erscheinungsbildes entlang Buckower Damms zu vereinbaren.

Einzelhandelsbetriebe, die einem Produktions-, Verarbeitungs- oder Reparaturbetrieb /
Handwerksbetrieb zugehérig sind, sollen gemal 8 1 Absatz 9 Baunutzungsverordnung
ebenfalls ausnahmsweise zugelassen werden (Satz 2, 2. Anstrich). In der Regel handelt es
sich um eine eigenstandige von der Produktion getrennte Verkaufsstétte. Diese erfillt die
Merkmale fir einen selbstandigen Einzelhandelsbetrieb, wenn sie einen eigenen Eingang
hat und unabhangig von dem Produktionsbereich des Betriebes geschlossen und gedffnet
werden kann. In diesen Féllen ist der Betrieb baurechtlich sowohl als Einzelhandelsbetrieb
als auch als Produktions- beziehungsweise Handwerksbetrieb zu werten. Die Verkaufsflache
muss dem entsprechenden Gewerbebetrieb vom Umfang deutlich untergeordnet sein. Als
Luntergeordnet” wird ein Anteil von rund 10 Prozent angesehen.

Der sogenannte ,Werksverkauf* ist als eigener Anlagentyp gemafl § 1 Absatz 5 und 9
Baunutzungsverordnung im Gewerbegebiet zuldssig und kann zentrenrelevante und nicht-
zentrenrelevante Warensortimente aus der eigenen Produktion beziehungsweise Produkte,
die dem Betrieb zugehdrig sind, in untergeordneter Grdf3enordnung anbieten. Die Zulassig-
keit dient der wirtschaftlichen Unterstlitzung von Produktions- oder Handwerksnutzungen
und liegt deshalb zugleich auch im Interesse der wirtschaftlichen Entwicklung. Insoweit ist
die untergeordnete Handelsfunktion bewusst deutlich anders zu bewerten als eigenstandiger
Einzelhandel, selbst wenn dieser das gleiche Sortiment anbieten sollte. Durch die aus-
nahmsweise Zulassigkeit sollen moégliche Bauanfragen einer Einzelfallbeurteilung unterzo-
gen werden. Die Zuldssigkeit wird sich daher an den zu erwartenden stadtebaulichen Aus-
wirkungen eines beantragten Vorhabens in Abhéngigkeit von der Gré3e und der Produktpa-
lette des jeweiligen Gewerbebetriebes orientieren missen.
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Textliche Festsetzung 15

Im Gewerbegebiet GE5, auf dem Grundstiick mit der Lagebezeichnung Mohriner Allee
21, 21B, koénnen Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten Sortimenten fir die
Nahversorgung:

- Nahrungsmittel, Getrdnke und Tabakwaren,
- Apotheken, medizinische, orthopadische und kosmetische Artikel,
- Wasch- / Putz- und Reinigungsmittel,
- Blcher, Zeitschriften, Zeitungen, Schreibwaren und Birobedarf,
- Organisationsmittel fir Blrozwecke
ausnahmsweise zugelassen werden.

Die Einzelhandelsbetriebe dirfen auf maximal 10 Prozent ihrer Verkaufsflache auch
andere Sortimente anbieten.

Textliche Festsetzung 2

Im Gewerbegebiet GE3 kdnnen bauliche Anderungen und Erneuerungen der vorhan-
denen Lebensmittel-Einzelhandelsbetriebe ausnahmsweise zugelassen werden, wenn
das Kernsortiment — zentrenrelevante Sortimente fur die Nahversorgung —:

- Nahrungsmittel, Getranke, Tabakwaren,
- Apotheken, medizinische, orthopadische und kosmetische Artikel,
- Wasch- / Putz- und Reinigungsmittel,
- Blcher, Zeitschriften, Zeitungen, Schreibwaren und Blrobedarf,
- Organisationsmittel fir Blirozwecke
beibehalten wird.

Die Einzelhandelsbetriebe dirfen auf maximal 10 Prozent ihrer Verkaufsflache auch
andere Sortimente anbieten.

Bauliche Erweiterungen kdnnen ausnahmsweise zugelassen werden, wenn die Ver-
kaufsflache 800 Quadratmeter je Betrieb nicht Uberschreitet.

Durch die textliche Festsetzung 15 sollen auf dem Grundstick mit der Lagebezeichnung
Mohriner Allee 21, 21B Lebensmittel-Einzelhandelsbetriebe ausnahmsweise zugelassen
werden. Das entspricht dem Bestand vor Ort (nicht identisch mit dem Baugebiet GE5, das
Grundstuck Mohriner Allee 21A wird von der textlichen Festsetzung 15 nicht erfasst). Die
vorhandenen Betriebe sind unterhalb der Schwelle zur Grof¥flachigkeit, die nach der Recht-
sprechung bei 800 Quadratmeter Verkaufsflache liegt.

Die vorhandenen Lebensmittel-Einzelhandelsbetriebe Buckower Damm 50 werden durch
eine sogenannte Fremdkorperfestsetzung nach § 9 Absatz 1 Baugesetzbuch in Verbindung
mit § 1 Absatz 10 der Baunutzungsverordnung durch die textliche Festsetzung 2 gesichert.
Die Regelung dient der Absicherung des vorhandenen, groR3flachigen (materiell rechtmafRiig
genehmigten) Lebensmittel-Einzelhandelbetriebes. Die textliche Festsetzung 2 schlief3t ei-
nen ebenfalls auf dem Grundstiick Buckower Damm 50 befindlichen Lebensmittel-Discounter
(Verkaufsflache unterhalb der Schwelle zur Grof3flachigkeit) mit ein.

Durch die ausnahmsweise Zuldssigkeit und die ,Fremdkdrperfestsetzung” wird anerkannt,
dass die vorhandenen Lebensmittel-Einzelhandelsbetriebe innerhalb des Plangebiets zurzeit
auch Nahversorgungsfunktion, insbesondere fir die westlich und nérdlich angrenzenden
Wohnsiedlungsbereiche bernehmen, in denen es bisher keine entsprechenden Angebote
gibt. Die nachstgelegenen Lebensmittel-Einzelhandelsbetriebe aullerhalb des Plangebiets
sind in der Gutschmidtstraf3e 101, rund 400 Meter Ostlich des Plangebiets, Tempelhofer Weg
91/97, rund 900 Meter nordlich des Plangebiets, und in den Nahversorgungszentren Britzer
Damm, rund 1,5 Kilometer nordlich, und Britz-Sid, 1,2 Kilometer dstlich des Plangebiets.
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Aus besonderen stadtebaulichen Grinden ist hier jedoch eine Feinsteuerung der Art der
baulichen Nutzung erforderlich.

Die eingesetzte Entwicklung, steht nicht im Einklang mit den Zielen und Grundséatzen der
Stadtentwicklungspléne Industrie und Gewerbe, Zentren 3 sowie des Einzelhandels- und
Zentrenkonzeptes des Bezirks Neukdllin. Die Standorte erfillen nicht die Anforderungen an
die wohnsiedlungsraumliche Integration. Die unmittelbare Umgebung (Flachen im Plange-
biet) ist jeweils Uberwiegend gewerblich gepragt. Die nachstgelegene Wohnbebauung Neu-
markplan befindet sich westlich der Gleistrasse der Neukdlin-Mittenwalder Eisenbahn. Die
Lebensmittel-Einzelhandelsbetriebe werden von dort tiber die Strale Neumarkplan oder eine
illegale Bahnquerung in Hohe des Grundstiicks Buckower Damm 50 erreicht. Die Entfernung
Uber das o¢ffentliche Straf3ennetz zum Grundstiick Buckower Damm 50 betragt rund 300 Me-
ter. Nach Norden und Osten werden die Einzelhandelsstandorte durch die Mohriner Allee
und den Buckower Damm, die in diesen Abschnitten eine Breite von rund 35 Meter aufwei-
sen (Buckower Damm: drei Fahrspuren pro Richtung und Mittelstreifen, Mohriner Allee: zwei
Fahrspuren pro Richtung), von den jeweils néachstgelegenen Wohnbebauungen getrennt.
Sowohl die stark befahrene Mohriner Allee als auch der stark befahrene Buckower Damm
stellen stadtraumliche Barrieren dar, die einen direkten Bezug zu den Wohngebieten nérdlich
der Mohriner Allee und 6stlich des Buckower Damms verhindern. In erster Reihe entlang des
Buckower Damms, im Abschnitt zwischen Mohriner Allee und Hifnerweg, Uberwiegen zu-
dem die Nicht-Wohnnutzungen (Sportplatz, Burger King, Kiichenstudio, einem Seniorenheim
vorgelagerte Serviceeinrichtungen und Grinflachen, Kirche). Im Suden des Geltungsbe-
reichs und westlich / sidwestlich anschlieBend an das Wohngebiet Neumarkplan befinden
sich mehrere Kleingartenanlagen, die im Flachennutzungsplan als Griunflachen mit der
Zweckbestimmung ,Kleingarten dargestellt sind, sowie die ausgedehnten Grinflachen des
Britzer Gartens. Damit ist eine bauliche Entwicklung in diese Richtung auf absehbare Zeit
ausgeschlossen.

Auch wenn eine fuBBlaufige Erreichbarkeit aus den Wohngebieten gegeben ist, sind die
Standorte aufgrund der Lage an den Hauptverkehrsstral3en, der zum Teil langen FuRwege
zu den Wohngebieten und der groRen Anzahl vorhandener Stellplatze wesentlich auf auto-
orientierte Kunden ausgerichtet (Buckower Damm 50 mehr noch als Mohriner Allee 21, 21B).
Die fulaufige Erreichbarkeit des Standorts (800 Meter-Radius) beschrankt sich im Wesentli-
chen auf das westliche Wohngebiet Neumarkplan, das ndrdlich gelegene Einfamilienhaus-
gebiet, die Gewerbeflachen nordlich der Mohriner Allee und teilweise das Wohngebiet 6stlich
des Buckower Damms. Die Einkaufsalternativen dstlich des Buckower Damms (Lebensmit-
tel-Discounter GutschmidtstralRe, Nahversorgungszentrum Britz-Sid mit Selbstbedienungs-
Warenhaus) weisen eine deutlich gréRere Nahe zu dem o6stlich gelegenen Wohngebiet mit
dem deutlich gréReren Einwohnerpotenzial auf. Die tatsachlich unterversorgten Bereiche
zwischen Koppelweg und Mohriner Allee sowie siidlich der Mohriner Allee sind bis zu 2 Ki-
lometer vom Plangebiet entfernt.

Zu den besonderen stadtebaulichen Grinden, die zukinftig eine Beschrankung der vorhan-
denen Einzelhandelsbetriebe erforderlich machen, zahlen auch der Erhalt und die Aufwer-
tung der vorhandenen Nahversorgungszentren (siehe hierzu Begrindung zur textlichen
Festsetzung 1). Mit den textlichen Festsetzungen 15 und 2 kann den Zielen und Grundsat-
zen des bezirklichen Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes entsprochen werden, wonach
Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten Kernsortimenten unabhangig von der GréRe mit
Mitteln der Bauleitplanung in die zentralen Versorgungsbereiche zu lenken sind.

Ohne die ausnahmsweise Zulassigkeit von Einzelhandelsbetrieben auf dem Grundstiick
Mohriner Allee 21, 21B (textliche Festsetzung 15) waren die vorhandenen Betriebe auf den
Bestandsschutz beschrankt, so dass im Wesentlichen nur Reparaturen und Ausbesserungs-
arbeiten an der bestehenden Anlage zuldssig wéaren. Wenn das geschitzte Gebaude nicht
mehr vorhandenen ist, wirde dem entsprechend auch der Schutz der Bestandsnutzung ent-
fallen. Eine Fremdkorperfestsetzung, wie fir das Grundstiick Buckower Damm 50 vorgese-
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hen, ist fur die Mohriner Allee 21, 21B nicht erforderlich, da tber die ausnahmsweise Zulas-
sigkeit MaBnahmen gleicher Wirkung erzielt werden kdnnen. Die Festsetzung der nur aus-
nahmsweisen Zulassigkeit wird hier angewendet, weil nicht ausgeschlossen werden kann,
dass sich auf3erhalb des Plangebiets in wohnsiedlungsraumlich integrierter Lage zukuinftig
Einzelhandelsbetriebe ansiedeln werden.

Da im Gewerbegebiet Einzelhandelsbetriebe nur unterhalb der Schwelle zur Grof3flachigkeit
zulassig sind, sich auf dem Grundstiick Buckower Damm 50 aber bereits ein grof3flachiger
Einzelhandelsbetrieb befindet, soll fur die Einzelhandelsbetriebe auf dem Grundstick
Buckower Damm 50 die sogenannte ,Fremdkérperfestsetzung” nach § 1 Absatz 10 Baunut-
zungsverordnung angewandt werden (textliche Festsetzung 2). Die Fremdkdrperfestsetzung
dient hier der planungsrechtlichen Absicherung des vorhandenen grof3flachigen Einzelhan-
dels und damit dem Planungs- und Investitionsschutz. Die Flache, der die Fremdkdrperfunk-
tion zukommen soll, hat eine Gro3e von rund 8.800 Quadratmetern (GE3 abziglich Pflanz-
flachen), das entspricht rund 14 Prozent des Gewerbegebietes. Damit weist die Flache keine
das Baugebiet insgesamt dominierende Gréf3e und Funktion in Bezug auf das Gesamtbau-
gebiet auf. Durch die bestandssichernde Festsetzung gemald § 1 Absatz 10 Baunutzungs-
verordnung werden keine stadtebaulich unvertretbaren Verhdltnisse geschaffen. Die Nut-
zungskonflikte und die stadtebaulichen Missstéande werden nicht vertieft, die bodenrechtli-
chen Spannungen werden bereits durch den Ausschluss von Einzelhandel im tbrigen Gebiet
und das ,Einfrieren“ des grof3flachigen Einzelhandels auf den Bestand, reduziert.

Die Regelung tragt dem Grundsatz der Verhaltnismafigkeit unter Berticksichtigung der kon-
kreten Situation Rechnung. Den Betriebsinhabern wird ein erweiterter Bestandsschutz einge-
raumt, der auf dem Grundstiick Buckower Damm 50 bauliche Anderungen und Erneuerun-
gen ausnahmsweise zulésst. Erweiterungen sind nur fur den bislang nicht grof3flachigen Ein-
zelhandelsbetrieb bis an die Schwelle zur GroR¥flachigkeit mdglich.

Die textlichen Festsetzungen 15 und 2 sehen vor, Einzelhandelsbetriebe beziehungsweise
bauliche Anderungen und Erneuerungen dieser Betriebe nur ausnahmsweise zuzulassen,
sofern weiterhin schwerpunktmé&Rig zentrenrelevante Sortimente der Nahversorgung geman
Nummer 1.1 im Anhang | der Ausfiihrungsvorschrift Gber grof3flachige Einzelhandelseinrich-
tungen fur das Land Berlin angeboten werden.

Die Beschrankung auf nahversorgungsrelevante Sortimente entspricht dem Bestand. Die
Beschrankung ist erforderlich, um negative stadtebauliche Auswirkungen auf die zentralen
Versorgungsbereiche durch eine weitere Starkung des Standorts auszuschlieBen. Sorti-
mentsanderungen, die nicht Uber die Aufzahlungen in der textlichen Festsetzung 15 und 2
abgedeckt sind, sind Nutzungsanderungen und damit unzulassig.

In der textlichen Festsetzung 2 ist ausdrticklich klargestellt, dass sich der Schutz auf die ge-
nehmigten Lebensmittel-Einzelhandelsbetriebe bezieht.

Dem Kernsortiment von Umfang und Bedeutung untergeordnet sind Verkaufsflachen far
sonstige Sortimente. Die Einzelhandelsbetriebe dirfen gemal den Satzen 2 der textlichen
Festsetzungen 15 und 2 auf maximal 10 Prozent ihrer Verkaufsflache auch andere Sortimen-
te als Randsortiment anbieten. Dies sind Ublicherweise zentrenrelevante Sortimente gemaf
Nummer 1.2 im Anhang | der Ausfuhrungsvorschriften tber grof3flachige Einzelhandelsein-
richtungen:

- Textilien,

- Bekleidung,

- Schuhe und Lederwaren,
- Beleuchtungsartikel,

- Haushaltsgegenstande, ausgenommen Bedarfsartikel fir den Garten, Mobel und Grill-
gerate flr den Garten,

- keramische Erzeugnisse und Glaswaren,
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- Holz-, Kork-, Flecht- und Korbwaren,
- Heimtextilien,

- elektrische Haushaltsgeréate, Gerate der Unterhaltungselektronik und Musikinstrumen-
te, ausgenommen elektrotechnische Erzeugnisse,

- Kunstgegenstande, Bilder, kunstgewerbliche Erzeugnisse, Briefmarken, Minzen und
Geschenkartikel,

- Uhren, Edelmetallwaren und Schmuck,

- Spielwaren,

- aus dieser Unterklasse: Blumen, Topfpflanzen und Blument6pfe (in Verkaufsraumen),
- zoologischer Bedarf und lebende Tiere,

- Augenoptiker,

- Foto- und optische Erzeugnisse (ohne Augenoptiker),

- Computer, Computerteile, periphere Einheiten und Software,

- Telekommunikationsendgerate und Mobiltelefone,

- Fahrrader, Fahrradteile und —zubehor,

- sonstiger Facheinzelhandel, ausgenommen Buromébel, Brennstoffe, Organisationsmit-
tel fur Burozwecke, Wasch-/Putz- und Reinigungsmittel,

- Antiquitaten und Gebrauchtwaren.

Aber auch nicht-zentrenrelevante Sortimente waren zulédssig. Hierzu gehdren gemafl Num-
mer 2 im Anhang | der Ausfuihrungsvorschriften tber grof3flachige Einzelhandelseinrichtun-
gen:

- Kraftwagen,
- Kraftwagen und Zubehr,
- Kraftrader, Kraftradteile und —zubehor,

- Tankstellen (Fahrzeugkraftstoffe an Tankstellen sowie Einzelhandel mit Schmierstoffen
und Kahimitteln fir Kraftfahrzeuge),

- Wohnmobel,

- Bedarfsartikel fur den Garten, Mobel und Grillgerate fur den Garten,

- elektrotechnische Erzeugnisse,

- Eisen-, Metall- und Kunststoffwaren,

- Anstrichmittel,

- Bau- und Heimwerkerbedarf, ausgenommen Campingartikel und Fahrradzubehor,
- Tapeten und Bodenbelage,

- Blumen, Pflanzen und Saatgut, ausgenommen Blumen, Topfpflanzen und Blumentépfe
(in Verkaufsrdumen),

- Sport- und Freizeitboote und Zubeh6r,
- Biromobel und Brennstoffe

Mit Satz 2 der textlichen Festsetzungen 15 und 2 werden die wirtschaftlichen Interessen der
Einzelhandler angemessen berlicksichtigt. Mit der Zulassung eines begrenzten Randsorti-
ments auf 10 Prozent der Verkaufsflache kénnen Einzelhdndler inr Warenangebot in gewis-
sem Umfang erweitern und handelsiiblich abrunden. Eine Differenzierung der Randsortimen-
te in zentrenrelevante und nicht zentrenrelevante Warengruppen beziehungsweise deren
Aufzahlung ist nicht erforderlich, da alle Sortimente zulassig sind. Bereits mit der Einteilung
in 90 Prozent Kernsortiment und 10 Prozent Randsortiment und vor dem Hintergrund, dass
eine Erweiterung in die Grol¥flachigkeit, sofern nicht bereits vorhanden, unzulassig ist, ergibt
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sich eine deutliche flachenmafige Unterordnung und Begrenzung des Randsortiments. Ne-
gative stadtebauliche Auswirkungen sind daher nicht zu erwarten.

Gemal Satz 3 der textlichen Festsetzung 2 kann die Verkaufsflache ausnahmsweise auf
maximal 800 Quadratmeter je Betrieb bis an die Grenze zur Groliflachigkeit erweitert wer-
den. Das raumt den vorhandenen Discountern Buckower Damm 50, Mohriner Allee 21B und
dem Getrankemarkt Mohriner Allee 21 noch Erweiterungsmdglichkeiten ein. Die Entschei-
dung Uber die Gewahrung einer Ausnahme liegt im Ermessen der Baugenehmigungsbehor-
de unter Berucksichtigung der Abwagung der im Bebauungsplan formulierten Zielstellungen
— Sicherung von Flachen fur das Gewerbegebiet, keine Beeintrachtigung der Zentren —, so
dass durch die Aufnahme der ausnahmsweisen Zulassigkeit die letztendliche planerische
Entscheidung auf der Ebene der Bauleitplanung offen bleiben kann.

Bei der Entscheidung der ausnahmsweisen Zulassigkeit ist insbesondere die Flache der Er-
weiterung im Verhaltnis zur bestehenden Verkaufsflache zu bericksichtigen. Je flachenin-
tensiver, desto starker werden die allgemein zulassigen Nutzungen im Gewerbegebiet ein-
geschrankt. Erweiterungen mussen daher deutlich unterhalb der bereits vorhandenen Ver-
kaufsflache bleiben und dirfen insgesamt maximal 800 Quadratmeter betragen.

Der Vollsortimenter auf dem Grundstiick Buckower Damm 50 weist bereits im Bestand eine
Verkaufsflache deutlich gréf3er als 800 Quadratmeter auf. Erweiterungen sind hier nicht mehr
maglich.

Die siedlungsraumlich nicht integrierte Lage, die Zielsetzung das vorhandene Gewerbegebiet
fur Gewerbebetriebe zu erhalten und einer Konkurrenz zu den bestehenden Nahversor-
gungszentren durch die weitere Ausdehnung der Verkaufsflache mit nahversorgungs- und
zentrenrelevanten Sortimenten entgegen zu wirken, stellen insgesamt besondere stadtebau-
liche Grinde dar, die es rechtfertigen gegeniber § 1 Absatz 5 Baunutzungsverordnung noch
feinere Ausdifferenzierung der zulassigen Nutzung vorzunehmen. Durch die differenzierten
Regelungen kann starker auf die tatsachlichen Verhéltnisse eingegangen werden.

Die Standorte sind im Interesse einer flachendeckenden, fu3laufigen Erreichbarkeit insbe-
sondere fir nichtmotorisierte Kauferschichten nicht weiter zu entwickeln, sie geniel3en ledig-
lich erweiterten Bestandsschutz. Von bezirklicher Seite wird die Ansiedlung eines Nahver-
sorgungsstandorts westlich des Plangebiets in wohnsiedlungsraumlich integrierter Lage fa-
vorisiert. In den festgesetzten und geplanten Allgemeinen Wohngebieten und Mischgebieten
sind Einzelhandelsbetriebe bis zur GroR¥flachigkeit allgemein zulassig.

Die Festsetzungen im Bebauungsplan geben den Unternehmen Planungs- und Rechtssi-
cherheit und gewahrleisten die wohnungsnahe Versorgung insbesondere fir die Bewohner
des angrenzenden Wohngebietes Neumarkplan bis zur Schaffung von Alternativen in wohn-
siedlungsintegrierter Lage.

Textliche Festsetzung 3

In den Gewerbegebieten GE1 bis GE5 kénnen Anlagen fiir sportliche Zwecke nur aus-
nahmsweise zugelassen werden.

Die in einem Gewerbegebiet zulassigen Anlagen fir sportliche Zwecke werden gemaf 8§ 1
Absatz 5 der Baunutzungsverordnung eingeschrankt und nur ausnahmsweise zugelassen,
sofern diese grundstiicksbezogen sowohl flachenmaRig als auch in Hinblick auf ihre Auswir-
kungen von untergeordneter Bedeutung sind. Auf einen grundsétzlichen Ausschluss von
Anlagen fur sportliche Zwecke soll verzichtet werden, um fur die Entwicklungsfahigkeit der
Gewerbegebiete ausreichende Spielraume zu bieten.

Der Sportanlagenbegriff reicht vom (einzelnen) Tennisplatz und der jeweiligen Gesamtanla-
ge sowie A&hnlichen Einrichtungen fir besondere Sportarten Uber die Turnhalle, das
Schwimmbad bis zum Fufballstadion mit Umkleidekabinen und sonstigen erforderlichen
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Nebenanlagen. Anlagen fir sportliche Zwecke sind von ihren Nutzungen her breit gefachert,
das gilt auch fur die bendtigten Flachen der Anlagen, um die jeweiligen Sportanlagen kon-
fliktfrei einzugliedern. Um sicherzustellen, dass sich eine Anlage flr sportliche Zwecke in das
kinftige Nutzungskonzept des Bebauungsplans, insbesondere in Bezug auf die in Anspruch
zu nehmenden Flachen, einfugt, sollen Anlagen fir sportliche Zwecke nur ausnahmsweise
zugelassen werden.

Ausschluss ausnahmsweise zulassiger Nutzungen in den Gewerbegebieten GE1 bis GE5
Textliche Festsetzung 4

In den Gewerbegebieten GE1 bis GE5 sind die Ausnahmen nach 8 8 Absatz 3 der
Baunutzungsverordnung (Vergnigungsstéatten) nicht Bestandteil des Bebauungs-
plans.

Vergniugungsstatten in Gewerbegebieten sind nach 8 8 Absatz 3 Nummer 3 der Baunut-
zungsverordnung generell nur ausnahmsweise zulassig. Die ausnahmsweise Zulassigkeit
unterliegt einer Einzelfallprifung und bedarf einer Ermessensentscheidung. Zur Rechtsklar-
heit fir die Antragsteller sollen durch die textliche Festsetzung 4 diese bereits auf Ebene der
verbindlichen Bauleitplanung gemafld § 1 Absatz 6 Nummer 1 der Baunutzungsverordnung
grundsétzlich ausgeschlossen werden.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans XIV-60 ist charakterisiert durch seine Lage zwi-
schen zwei HauptverkehrsstraRen, die das Gewerbegebiet von den umliegenden Wohnge-
bieten trennen. Durch die gute verkehrliche Anbindung ist der Standort fir die Ansiedlung
von Gewerbebetrieben unterschiedlichster Art, unter anderem auch fur Vergnigungsstatten,
wie die Anfragen in der Vergangenheit gezeigt haben, interessant (siehe Kapitel V 6).

So sind beispielsweise durch das 2011 neu ausgearbeitete Spielhallengesetz Abstéande von
mindestens 500 Meter zwischen Spielhallen einzuhalten. Insofern wéachst der Ansiedlungs-
druck, um auch in Randbereichen von Siedlungsgebieten entsprechende Nutzungen unter-
zubringen. Hinzu kommt, dass durch die Festsetzung von Wohngebieten in den benachbar-
ten Bebauungsplanen die Ansiedlung von Vergnigungsstatten auf diesen Flachen bereits
ausgeschlossen ist. Den Versuchen von Betreibern solcher Einrichtungen, in die von einer
entsprechenden Planung nicht erfassten Bereiche auszuweichen, soll hier entgegengewirkt
werden. Hinzu kommt, dass sich dstlich des Buckower Damms mehrere Sportplatze befin-
den, die auch von Kindern oder Jugendlichen genutzt werden.

Weiter tragt der Ausschluss von Vergniigungsstatten dazu bei, dass die Nutzer im Umfeld
sowie die Betriebe selbst nicht gestdrt oder belastigt und die Struktur und das stadtebauliche
Erscheinungsbild des Gewerbegebiets nicht nachhaltig verandert werden.

Bei dem Gewerbegebiet handelt es sich um einen kleinmal3stéblichen Gewerbestandort in
Insellage. Diese Standorte sind insbesondere fUr mittelstandische Unternehmen, kleinere
Spezialisten und Regionalisten von Bedeutung. Da das Wirtschaftswachstum in Berlin auch
von kleinen und mittleren Unternehmen mitgetragen wird, sollen auch Flachen geeigneter
Grol3e fur diese Unternehmen vorgehalten werden. Eingestreute Gewerbelagen sind daher
als wichtige Standorte der Wirtschaft zu betrachten; sie sind zu sichern und weiter zu entwi-
ckeln (Leitlinie 5 Stadtentwicklungsplan Industrie und Gewerbe).

Die Ansiedlung von Vergnigungsstatten steht dieser Zielsetzung ebenso entgegen wie die
Ansiedlung von Einzelhandel. Der grundsatzliche Ausschluss unvertraglicher Nutzungen auf
gewerblichen Bauflachen soll das Angebot der Grundstiicke fir Gewerbe sichern und den
Verdrangungsdruck auf ansassige Betriebe mindern.

Die allgemeine Zweckbestimmung gemaf § 8 Absatz 1 Baunutzungsverordnung — Gewer-
begebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich belastigenden Gewer-
bebetrieben — wird durch die Einschrénkung und den Ausschluss von Nutzungen durch die
textlichen Festsetzungen 1 bis 4 und 15 nicht in Frage gestellt, da die Hauptnutzung ,Ge-
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werbebetriebe” nach der Zweckbestimmung nicht ausgeschlossen, sondern lediglich einer
differenzierten Regelung unterworfen wird.

3.2 Flache fur Versorgungsanlagen

Das Grundstick Buckower Damm 38 wird entsprechend der bestehenden Nutzung als Fla-
che fur Versorgungsanlagen gemaf? 8 9 Absatz 1 Nummer 12 Baugesetzbuch festgesetzt.
Die Funktion der Flache fur Versorgungsanlagen wird durch die Zweckbestimmung ,Um-
spannwerk” konkretisiert. 2014 wurde auf dem Grundstiick ein neues Umspannwerk errich-
tet. Entsprechend ist davon auszugehen, dass das Grundstick auf absehbare Zeit fur Ver-
sorgungszwecke genutzt werden wird. Mit der Festsetzung als Flache fiir Versorgungsanla-
gen ,Umspannwerk* soll die fur die Stromversorgung bendétigte Anlage, die offentliche Ver-
sorgungsaufgaben Gbernimmt, planungsrechtlich gesichert werden.

Im Rahmen der erneuten o6ffentlichen Auslegung wurde durch Vattenfall mitgeteilt, dass zwi-
schenzeitlich eine Teilflache westlich des Grundstiicks Buckower Damm 38 erworben wurde.
Offentliche Betriebe sind in § 8 Absatz 2 Nummer 1 Baunutzungsverordnung ausdriicklich
als zulassige Nutzung in Gewerbegebieten benannt. Bei einem Umspannwerk handelt es
sich unstrittig um einen 6ffentlichen Betrieb. Daher stellt die Festsetzung eines Gewerbege-
bietes auf der neu erworbenen Flache auch keinen Hinderungsgrund fir die Errichtung er-
ganzender Nutzungen und Anlagen des Umspannwerkes dar.

3.3 Malf3 der baulichen Nutzung

Das Mal3 der baulichen Nutzung in den Gewerbegebieten GE1 bis GE5 und auf der Flache
fur Versorgungsanlagen wird durch den Anteil der maximal Gberbaubaren Grundsticksflache
(Grundflachenzahl) in Kombination mit der maximal zulassigen Hohe baulicher Anlagen und
einer maximal zuldssigen Geschossflachenzahl bestimmt.

Die Einbeziehung der Versorgungsflache in die Regelungen erfolgt mit dem Ziel, die Flache
des Umspannwerkes vertraglich in die stadtebauliche Struktur einzubinden und die Auswir-
kungen auf die Umwelt so gering wie moglich zu halten.

Alle stadtebaulich relevanten Kriterien sind damit hinreichend festgelegt und kénnen sicher
beurteilt werden.

3.3.1 Grundflachenzahl

Grundflachenzahl gemaR 8§ 19 Absatz 1 der Baunutzungsverordnung
In den Gewerbegebieten GE1 bis GE5 wird eine Grundflachenzahl von 0,4 festgesetzt.

Die Grundflachenzahl orientiert sich am Bestand und entspricht dem bisher zulassigen Nut-
zungsmald. Die ansassigen Gewerbebetriebe sind Gberwiegend durch einen hohen Bedarf
an Stellplatz- und Lagerflachen gepragt. Die Begrenzung der Grundflachenzahl auf 0,4 er-
folgt auch aufgrund der Nahe zu Wohngebieten kleinteiliger Wohnbebauung und aufgelo-
ckerter Zeilenbebauung geringer baulicher Dichte.

Fur die Flache fir Versorgungsanlagen ist ebenfalls die Festsetzung einer Grundflachenzahl
von 0,4 vorgesehen. Die Festsetzung orientiert sich am Bestand und stellt sicher, dass sich
der Standort in die Umgebung einfugt.

Die nach 8§ 17 Absatz 2 der Baunutzungsverordnung bestimmte Obergrenze fir die Grund-
flachenzahl in Gewerbegebieten von 0,8 wird mit der Festsetzung deutlich unterschritten.
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Grundflachenzahl gemaf 8 19 Absatz 4 der Baunutzungsverordnung
Textliche Festsetzung 5

In den Gewerbegebieten GE1 bis GE5 und auf der Flache fir Versorgungsanlagen mit
der Zweckbestimmung ,Umspannwerk” kann die zuldssige Grundflachenzahl durch
die Grundflachen von Garagen- und Stellplatzen mit ihren Zufahrten und Nebenanla-
gen im Sinne des § 14 der Baunutzungsverordnung bis zu einer Grundflachenzahl von
0,8 Uberschritten werden.

Eine mogliche Uberschreitung der zulassigen Grundflache in den Gewerbegebieten GE1 bis
GES5 und auf der Flache fur Versorgungsanlagen durch Garagen, Stellplatze und ihre Zufahr-
ten sowie durch Nebenanlagen um 100 Prozent bis zu einer Grundflachenzahl von 0,8 wird
gemal 8 19 Absatz 4 Satz 3 der Baunutzungsverordnung durch die textliche Festsetzung 5
ermoglicht.

Die geringen Uberschreitungsmaoglichkeiten nach § 19 Absatz 4 Satz 2 der Baunutzungsver-
ordnung (50 Prozent der Uberbaubaren Grundstiicksflache) sind nicht ausreichend, um die
Belange der ansassigen Betriebe, die auch ErschlieBungsmoglichkeiten sowie die betriebli-
chen Arbeitsablaufe auf den Gewerbegrundstiicken umfassen, angemessen zu bericksichti-
gen. Die Uberschreitung beriicksichtigt einen angemessenen Spielraum fir die Anordnung
und Gestaltung vorhandener und zukunftiger Nutzungen und die Unterbringung der sich aus
der Nutzung ergebenden Stellplatze und Lagerflachen. Dennoch soll geniigend Raum fir
offene Boden- und Vegetationsflachen erhalten bleiben und der vorhandene Baum- und
Strauchbestand beriicksichtigt werden. Ziel ist es, auch im Gewerbegebiet einen Mindest-
grunanteil von 20 Prozent zu sichern.

3.3.2 Hohe baulicher Anlagen

Als Bestimmungsfaktor fiir die Hohe baulicher Anlagen in den Gewerbegebieten und auf der
Flache fur Versorgungsanlagen wird die zuldssige Hohe baulicher Anlagen tber einem Be-
zugspunkt gemanR § 18 der Baunutzungsverordnung festgesetzt. Die vorgesehene Oberkan-
te (OK) baulicher Anlagen bezieht sich auf Normalhéhennull.

Die Festsetzung der maximalen Gebaudehthen (statt Anzahl der Vollgeschosse) erfolgt, da
die urspriingliche Festsetzung der Anzahl der Vollgeschosse kein geeignetes Mittel ist, um
die Hohe baulicher Anlagen im Gewerbegebiet zu begrenzen, da die Geschosshthen bei
Gewerbebauten sehr unterschiedlich sein kénnen.

Der Buckower Damm steigt vom Kreuzungsbereich bis zur sudlichen Grenze des Gewerbe-
gebiets auf einer Strecke von rund 600 Meter um rund 2,3 Meter von 43,6 Meter bis 45,9
Meter tber Normalhdéhennull an (Steigungswinkel rund 0,4 Prozent). Im Bereich der Mohriner
Allee ist zwischen Kreuzung (43,6 Meter tUber Normalhéhennull) und Bahntrasse (44,1 Meter
uber Normalhéhennull) kein nennenswerter Anstieg zu verzeichnen. Das Gewerbegebiet
GES5 fallt von Norden nach Siiden leicht ab (rund 1 Meter) und liegt etwas tiefer als die tbri-
gen Gewerbegebiete. Der Hohenunterschied des Gewerbegebiets GE5 zu den Gewerbege-
bieten GE1 und GE4 wird Uber Boschungen und Stitzwande abgefangen.

Fur die Gewerbegebiete GE1 bis GE5 erfolgen differenzierte Hohenfestsetzungen.

Fur das Eckgrundstiick Buckower Damm / Mohriner Allee einschlie3lich des siidlich angren-
zenden Grundsticks Buckower Damm 30 (Gewerbegebiet GE1) soll mit 59,0 Meter Uber
Normalhéhennull (entspricht rund 15 Meter) eine héhere Bebauung zugelassen werden.
Dadurch kann die Ecke eine stadtebauliche Betonung erhalten. Eckgebaude sind vielfach
weithin sichtbar und ziehen generell eine gréRere Aufmerksamkeit auf sich. Die dem Gel-
tungsbereich gegeniber liegenden Eckgebaude Buckower Damm 1A, 3A / Mohriner Allee
113, 115 und Britzer Damm 206/210 weisen im Bereich der Ecken ebenfalls groRere Hohen
auf. Eine Ausformulierung dieser Ecken ist weiter dahingehend erfolgt, dass die Fassaden
an der Ecke gegenuber den angrenzenden Wandabschnitten vorgezogen (Buckower Damm
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1A, 3A / Mohriner Allee 113, 115) beziehungsweise mittels Erkern und Balkonen betont wur-
den. Auch wenn die stadtebauliche Zielsetzung in den 80er Jahren, zum Zeitpunkt der Er-
richtung des Werkhofgebaudes, eine andere war (Integration des Werkstattgebaudes in den
Wall der Parkanlage), wird im Kreuzungsbereich zukiinftig eine rund 15 Meter hohe Bebau-
ung zugelassen. Die Festsetzung folgt auch dem Gebdudebestand auf dem Grundstiick
Buckower Damm 30, die Gebaudebestandshohe betragt rund 14 Meter.

In den ubrigen Gewerbegebieten GE2, GE3, GE4, GE5 werden Geb&udehdhen von 55,5
Meter bis 56,5 Meter tber Normalhdhennull zugelassen. Das entspricht einer Héhe von rund
11 Meter und bezogen auf den Bestand im Plangebiet zwei Vollgeschossen. Die Festset-
zung bertcksichtigt die vorhandene Bebauung und gestattet dort, wo bisher nur eingeschos-
sige Baukorper vorhanden sind, bauliche Erweiterungen in die Hohe. Eine Ausnahme bildet
das GE5 mit rund 13 Meter. Das GE5 wird in die Festsetzung einbezogen, um entlang der
Mohriner Allee, aulRerhalb der Eckbetonung, eine einheitliche Linie in der Hohenentwicklung
ausbilden zu kénnen.

Die niedrigere Bebauung wurde mit Ricksicht auf die Wohngebiete festgelegt und bildet den
Ubergang zur ein- und zweigeschossigen Einzelhausbebauung sowie dem Geschosswoh-
nungsbau mit 3 Vollgeschossen und Flachdach.

In Orientierung auf die zulassigen Hohen in den angrenzenden Gewerbegebieten erfolgt auf
der Flache fur Versorgungsanlagen ebenfalls die Festsetzung einer maximalen Gebaudehd-
he von 55,5 Meter tber Normalhéhennull (rund 11 Meter). Die Festsetzung folgt dem Ziel der
stadtebaulichen Einordnung und der Reduzierung der Fernwirkung. Die Festsetzung ent-
spricht der umgesetzten Planung der Vattenfall Europe an dem Standort. Zum Abluftturm
siehe textliche Festsetzung 6.

Ausnahmsweise zuldssige Uberschreitung der festgesetzten Oberkante (OK)
Textliche Festsetzung 6

In den Gewerbegebieten GE1 bis GE5 und auf der Flache fir Versorgungsanlagen mit
der Zweckbestimmung ,,Umspannwerk® kdnnen im Einzelfall ausnahmsweise einzelne
Dachaufbauten oberhalb der festgesetzten Oberkante zugelassen werden, wenn sie
ausschliefBlich der Aufnahme technischer Einrichtungen dienen.

Abweichend von der Festsetzung der maximalen Gebaudehohen in den Gewerbegebieten
und auf der Flache fur Versorgungsanlagen kbnnen gemalf § 16 Absatz 6 der Baunutzungs-
verordnung im Einzelfall ausnahmsweise technische Dachaufbauten, wie zum Beispiel
Schornsteine, Liuftungsanlagen, Aufzugsschachte zugelassen werden. Die Erfahrungen zei-
gen, dass es erforderlich ist, entsprechende Anlagen vorzusehen, deren Schachte aus tech-
nischen oder immissionsschutztechnischen Grinden beziehungsweise aus Beleuchtungs-
zwecken Uber das Gebaude gefihrt werden missen. Zu den technischen Einrichtungen ge-
hort auch der Abluftturm des Umspannwerkes, bestehend aus drei Schachten, mit einer HO-
he von > 15 Metern.

AulBerdem sind die D&cher im Plangebiet fur die Anordnung von Photovoltaikanlagen geeig-
net. Insbesondere in gewerblichen Bereichen mit grof3eren Baukorpern kann ein erheblicher
Anteil des Energiebedarfs fur die Wassererwdrmung und den Strombedarf Giber Solaranla-
gen auf Dachflachen gewonnen werden.

Die Abweichung von der maximal zulassigen Oberkante soll ausnahmsweise zugelassen
werden, um einen ausreichenden Spielraum zur Berucksichtigung einzelbetrieblicher Belan-
ge zu bieten. Die Entscheidung Uber die Gewadhrung einer Ausnahme obliegt der zustandi-
gen Behotrde im Baugenehmigungsverfahren.
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3.3.3 Geschossflachenzahl

Im Gewerbegebiet GE1 soll eine Geschossflachenzahl von 1,0 und in den Gewerbegebieten
GE2 bis GE5 von 0,8 zugelassen werden. Im Kontext mit der Begrenzung der Grundflachen-
zahl soll somit im Kreuzungsbereich sowie im nordlichen Abschnitt des Buckower Damms
eine stadtebaulich angemessene bauliche Auspragung gewahrleistet werden. Die vollstandi-
ge Einbeziehung des Grundstiicks Buckower Damm 30 in die Regelung folgt der Bestandsi-
tuation.

Auf der Flache fur Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung ,Umspannwerk* wird ana-
log zu den angrenzenden Gewerbegebieten GE2 bis GE4 eine Geschossflachenzahl von 0,8
zugelassen.

3.34 Baumassenzahl

Aus der zulassigen Gebaudehthe in Kombination mit der zulassigen uberbaubaren Grund-
stucksflache errechnen sich Baumassenzahlen von 4,4 (GE2 bis GE5 und Flache fur Ver-
sorgungsanalagen) bis 6,0 (GE1). Hierdurch entstehen ausreichende Spielraume fir eine
bauliche Weiterentwicklung des Gewerbegebietes. Die Obergrenze von 10,0 gemai § 17
Absatz 1 der Baunutzungsverordnung wird deutlich unterschritten. Weitergehende Regelun-
gen sind im Bebauungsplan nicht erforderlich.

3.4 Uberbaubare Grundstiicksflachen, Bauweise

3.4.1 Uberbaubare Grundstiicksflachen

Die Uberbaubaren Grundstticksflachen in den Gewerbegebieten GE1 bis GE5 und auf der
Flache fir Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung ,Umspannwerk” sollen gemaf
§ 23 der Baunutzungsverordnung durch ausschlie3lich au3ere Baugrenzen bestimmt wer-
den, um ein ausreichendes Mal3 an Flexibilitdt zu erreichen. Die Baugrenzen sind hierbei
ausreichend dimensioniert, um eine den Festsetzungen entsprechende Ausnutzung der
Baugrundstiicke zu ermdglichen. Die Baugrenzen ersetzen die férmlich festgestellten Bau-
fluchtlinien in der Mohriner Allee vom 22.9.1899, im Buckower Damm vom 22.9.1899 und
12.5.1908 sowie innerhalb des Baugebiets vom 22.9.1899.

3.4.2 Bauweise

Textliche Festsetzung 7

Fur die Gewerbegebiete GE1 bis GE5 und die Flache fur Versorgungsanlagen mit der
Zweckbestimmung ,Umspannwerk® wird als Bauweise festgesetzt: abweichende
Bauweise mit Zulassigkeit von Gebauden ohne Langenbeschrankung mit seitlichen
Grenzabstanden.

Fur die Gewerbegebiete GE1 bis GE5 wird gemal § 9 Absatz 1 Nummer 2 Baugesetzbuch
in Verbindung mit § 22 Absatz 4 der Baunutzungsverordnung eine abweichende Bauweise
festgesetzt.

In der textlichen Festsetzung 7 wird geregelt, dass Baukdrperlangen abweichend von der
offenen Bauweise grofBer 50 Meter betragen durfen. Damit soll den Belangen der Betriebe
entsprochen werden. Analog der offenen Bauweise sollen aber die Grenzabstande eingehal-
ten werden. Das Prinzip der offenen Bauweise, bei Einhaltung eines seitlichen Grenzabstan-
des bertcksichtigt die Lage des Baugebiets aul3erhalb der verdichteten Stadt. Vor allem
Standorte in integrierten Stadtrandlagen und entlang tUbergeordneter HauptverkehrsstraRen
bedirfen einer besonderen Abwéagung hinsichtlich der stadtebaulichen Auswirkungen. Bei
der Gewerbebebauung handelt es sich um grof3e, teilweise nach aul3en geschlossene Bau-
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korper. Durch eine Einhaltung von Grenzabstéanden soll auch bei der Realisierung grof3er
Baukorperlangen die stadtebauliche Vertraglichkeit und Einbindung in die umgebende Stadt-
struktur gewahrleistet bleiben.

Bezogen auf die vorhandene Unterschreitung der Abstandsflache an der westlichen Grund-
stiicksgrenze Mohriner Allee 21B durch die Warenanlieferung des Einzelhandelsbetriebes
liegt eine Zustimmung des Nachbareigentiimers Mohriner Allee 23 vor.

Die Regelung soll gleichermafien fur die Flache des Umspannwerkes gelten. Die Festset-
zung entspricht dem Bestand.

Gesunde (Wohn- und) Arbeitsbedingungen

Gemal § 6 Bauordnung fur Berlin mussen die erforderlichen Abstandsflachen von 0,2 der
Hohe in Gewerbe- und Industriegebieten, mindestens jedoch 3 Meter, grundséatzlich auf dem
Grundstuck selbst liegen. Sie kdnnen auch auf 6ffentlichen Verkehrs- oder Grunflachen lie-
gen, jedoch nur bis zu deren Mitte (§ 6 Absatz 2 Bauordnung fur Berlin).

Durch die Festsetzung zur Bauweise sind Gebaude mit seitlichen Grenzabstanden zu den
Grundstiicksgrenzen zu errichten. Bei Einhaltung der Abstandsflachen ist davon auszuge-
hen, dass die mit den Abstandsflachenvorschriften verfolgten Ziele wie Belichtung, Beson-
nung und Beluftung nicht beeintrachtigt und damit gesunde (Wohn- und) Arbeitsverhéaltnisse
eingehalten werden. Eine Beeintrachtigung des Brandschutzes ist ebenfalls nicht zu beflrch-
ten, da die erforderlichen brandschutztechnischen Vorschriften im Rahmen des Baugeneh-
migungsverfahrens einzuhalten sind und gepruft werden.

3.5 Immissionsschutz

Gemal 8 1 Absatz 6 Nummer 1 Baugesetzbuch sind bei der Bauleitplanung die allgemeinen
Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhdltnisse zu bertcksichtigen. Die vorlie-
genden Larmimmissionskonflikte und gegebenenfalls erforderliche LarmschutzmafRnahmen
fur die beabsichtigten schutzwirdigen Nutzungen wurden nach sachgerechter Prifung wie
folgt in die Abwagung eingestellt.

Verkehrslarm

Die ostlichen Teilflachen im Plangebiet werden in erheblichem Male von der ¢stlich angren-
zenden Hauptverkehrsstrale Buckower Damm beeintrachtigt. Auch von der Mohriner Allee
gehen, allerdings in geringerem Umfang, Storungen sensiblerer Nutzungen (zum Beispiel:
Unterrichtsraume, Hotelzimmer, Betriebswohnungen) aus.

Zur Prifung der Belange des Schallschutzes wurde eine schalltechnische Untersuchung
durchgefuhrt, in der die vom StraRenverkehr ausgehenden Schallemissionen bewertet wur-
den.

Die wichtigste Eingangsgrof3e fir die Schallberechnungen bilden die Prognosedaten 2025
fur die angrenzenden StralRen der Senatsverwaltung fir Umwelt, Verkehr und Klimaschutz,
Abteilung IVA. Es wird davon ausgegangen, dass die Prognosedaten 2025 die durch das
Plangebiet induzierten Verkehre enthalten, da es sich im Plangebiet um Bestandsbetriebe
handelt und der Erweiterungsspielraum fir Betriebe mit hohem Verkehrsaufkommen auf der
als Erweiterungsflache vorhandenen Teilflache Gewerbegebiet GE4 sehr gering ist. (Die
Daten fur den Prognosehorizont lagen zum Zeitpunkt der Datenabfrage noch nicht vor.)

Auf Basis der prognostizierten Verkehre auf den offentlichen Stra3en werden an den Ge-
baudefassaden Beurteilungspegel von 49 Dezibel(A) bis zu 70 Dezibel(A) am Tag und 42
Dezibel(A) bis zu 63 Dezibel(A) in der Nacht erreicht. Im Tageszeitraum wird der Orientie-
rungswert fir Gewerbegebiete von 65 Dezibel(A) an der Randbebauung des Buckower
Damms um bis zu 5 Dezibel(A) tiberschritten. Im Nachtzeitraum betragt die Uberschreitung

67



Bebauungsplan XIV-60 Planinhalt und Abwagung

des Orientierungswertes (55 Dezibel(A)) an den Fassaden entlang des Buckower Damms
und der Mohriner Allee in direkter Kreuzungsnahe bis zu 8 Dezibel(A).

Die Werte tags erreichen die Schwelle zur Gesundheitsgefahrdung von 70 Dezibel(A),
nachts wird die Schwelle von 60 Dezibel(A) um maximal 3 Dezibel(A) Uberschritten. Eine
Betroffenheit ergibt sich aktuell nur tags, da im Gebiet keine Nachtarbeit stattfindet, keine
Hotels und nur eine Betriebswohnung (Mohriner Allee 7, siehe hierzu Kapitel Il 2.2.1) vor-
handen sind.

Gewerbeldrm

Sind im Bebauungsplan sensible Nutzungen neben Larmquellen verortet, erfordert das Ge-
bot der Konfliktbewaltigung eine Auseinandersetzung mit den Larmbelastungen.

Westlich der Bahntrasse und nérdlich der Mohriner Allee befinden sich Wohngebiete, 6stlich
des Buckower Damms gemischte Nutzungen bestehend aus Wohnen, Gemeinbedarfsein-
richtungen, Gewerbe sowie Griin- und Sportflachen. Bei der Aufstellung des Bebauungs-
plans sollen insbesondere die Belange der Wohnnutzung hinsichtlich des Immissionsschut-
zes berlcksichtigt werden. Die maRgeblichen Immissionsorte befinden sich an den dstlichen
Fassaden der Wohngebaude ligenweg 18, 14A, Neumarkplan 1A, 4A (Immissionsorte 1010
bis 1013 in der schalltechnischen Untersuchung), an den stdlichen Fassaden der Wohnge-
baude Mohriner Allee 24, 16, 10, 2-4 (Io01 bis 1004) und den westlichen Fassaden der
Wohngebaude Buckower Damm 3A, 31, 39 (Immissionsorte 1005 bis 1007), Gutschmidtstra-
Re 113 (1008).

Wenn eine bestehende Konfliktlage Gberplant wird, sind im Rahmen der Abwéagung zunachst
folgende Malinahmen zur Lésung oder Minimierung der Problematik zu prifen:

Trennungsgrundsatz
- Verkehrslarm

Bezlglich der Belange des Immissionsschutzes ist zuerst der Umgang mit dem sogenannten
Trennungsgrundsatz zu prifen. Gemald § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz sind Flachen
so zuzuordnen, dass schadliche Umweltauswirkungen auf schutzbedirftige Nutzungen so-
weit wie mdglich vermieden werden. Das bedeutet idealtypisch auch, dass entlang einer
larmbelasteten Stral3e Gewerbe- und Industriegebiete angrenzen und die Gebaude erst in
einem ausreichenden Abstand zur Larmquelle errichtet werden. Im Bebauungsplan XIV-60
ist die Sicherung eines Gewerbegebiets angrenzend an lbergeordnete Verkehrstrassen vor-
gesehen. Da es sich hier um ein Bestandsgebiet handelt, greifen Festsetzungen zur Vergro-
Berung des Abstandes zwischen Stral3e und Baukorper nicht. Der Einhaltung eines ausrei-
chenden Abstandes der Baukorper zum Buckower Damm steht auRerdem die vergleichswei-
se geringe Grol3e des Gewerbegebiets, das Gebot des schonenden Umgangs mit Grund und
Boden sowie das stadtebauliche Ziel, entlang von Hauptverkehrsstral3en auch in Gewerbe-
gebieten mdglichst eine bauliche Kante auszubilden, entgegen.

- Gewerbelarm

Die im Geltungsbereich entstehenden Emissionen missen so begrenzt werden, dass im
Einwirkbereich (hier au3erhalb des Plangebiets) keine unzulassig hohen Immissionen auftre-
ten. Die Planung dient der Bestandssicherung und dem Ausschluss von unerwiinschten Nut-
zungen im Gewerbegebiet. Die Umsetzung des Trennungsgrundsatzes oder eine Verlage-
rung konkurrierender Nutzungen ist nicht mehr mdglich und wiirde Kosten in nicht absehba-
rer HOhe erzeugen. Die Festsetzung von Baugrenzen mit ausreichendem Abstand zueinan-
der sowie von Flachen, die von Bebauung freizuhalten sind, stellen in Bestandsgebieten
ebenfalls keine geeigneten Regelungsmdglichkeiten dar. Dem Trennungsgrundsatz soll da-
hingehend entsprochen werden, dass durch die Festsetzung von Emissionskontingenten fiir
die einzelnen Teilflachen zukinftigen Konflikten bei Neuansiedlungen vorgebeugt wird. Auch
das bisher geltende Planungsrecht (Baunutzungsplan) setzt den Geltungsbereich als Be-
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schranktes Arbeitsgebiet angrenzend an Allgemeine Wohngebiete fest. Insofern wurde das
Entstehen der Gemengelage bereits vor 60 Jahren vorbereitet und eine mogliche Uber-
schreitung der Orientierungswerte in Kauf genommen. Im Gutachten zur Gerduschkontin-
gentierung wurde nachgewiesen, dass von den gewerblichen Bauflachen im Plangebiet kei-
ne Einschrankungen fur das Allgemeine Wohngebiet resultieren. Durch die Festsetzungen
des Bebauungsplans XIV-60 werden auch keine zusatzlichen Larmkonflikte hervorgerufen.
Zurzeit nicht absehbaren Konflikten, zum Beispiel bei Nutzungsanderung, wird durch die
Festsetzung von Larmkontingenten fir die einzelnen Gewerbeflachen, die auf Ebene des
Baugenehmigungsverfahrens zu konkretisieren sind, vorgebeugt.

Aktiver L&rmschutz
- Verkehrslarm

In einem n&chsten Schritt gilt es zu prufen, inwieweit mit aktivem Larmschutz, dem grund-
satzlich der Vorrang gegentber passiven Larmschutzmaflinahmen einzurdumen ist, die
Larmbelastung der Hauptverkehrsstral3en gemindert werden kann. Als aktive Larmschutz-
maflnahmen kommen die Errichtung von Larmschutzwénden, die Reduzierung der Ge-
schwindigkeit auf Tempo 30 sowie die Aufbringung von larmminderndem Asphalt in Frage.

Die Errichtung von Larmschutzwénden entlang des Buckower Damms und der Mohriner Al-
lee scheiden aus stadtebaulichen und stadtgestalterischen Griinden aus. Sie missten au-
Rerdem eine betrachtliche Hohe aufweisen, weil insbesondere die oberen Geschosse vom
Verkehrslarm betroffen sind. Larmschutzwénde stellen im Stadtbereich generell kein geeig-
netes Mittel dar, da sie zur Trennung der Straf3enseiten fihren und Querungsbeziehungen
verhindern. Larmschutzwande stehen auch dem Bedirfnis der im Gebiet ansassigen Ge-
werbe- und Einzelhandelsbetriebe nach Wahrnehmung vom Stralenraum zur Gewinnung
von Fahrkunden entgegen.

Beim Buckower Damm handelt es sich um eine HauptverkehrsstraRe. Aus fachlicher Sicht
sind an hoch larmbelasteten Stralenabschnitten Geschwindigkeitsreduzierungen nur in Be-
tracht zu ziehen, sofern keine anderen MalRBhahmen zur Larmminderung mdoglich sind (zum
Beispiel: larmoptimierter Asphalt) und keine gravierenden Verkehrsbeeintrachtigungen (zum
Beispiel: oOffentlicher Personennahverkehr oder Wirtschaftsverkehr) zu erwarten sind. Ein
flachendeckendes Tempo 30-HauptstraRennetz ist in Berlin nicht vorgesehen. Auf Basis der
bestehenden Rechtslage sind immer Einzelfallpriifungen erforderlich. Dabei liegt der Fokus
auf den Schutz der Nachtruhe. Das Gewerbegebiet im Geltungsbereich stellt in dieser Hin-
sicht kein prioritares Gebiet dar.

Im L&rmaktionsplan 2013-2018 wurde die prioritaren Abschnitte fur mogliche Geschwindig-
keitsreduzierungen im HauptstralBennetz in Abhangigkeit von der Pegellberschreitung des
mafgeblichen Richtwertes und der Anzahl der betroffenen Anwohner ermittelt. Den Ab-
schnitten des Buckower Damms und der Mohriner Allee im Geltungsbereich wurden hierbei
keine Prioritat und damit keine Dringlichkeit zugeordnet. Der Britzer Damm, nérdlich des
Plangebiets, im Abschnitt zwischen Mohriner Allee und Koppelweg ist der 2. Prioritat zuge-
ordnet.

Im Evaluierungsbericht zu Tempo 30-Stral3en ist ausgefihrt, dass laut Untersuchungen aus
anderen Stadten die Larmbelastungen der Anwohner an den meisten Stral3en, teilweise et-
was weniger sinken, als nach Modellberechnungen zu erwarten gewesen ware. Die gemes-
senen Mittelungspegel sinken um 1,2 bis 3,1 Dezibel(A) (Senatsverwaltung fir Stadtentwick-
lung und Umwelt Berlin; Evaluierung von Tempo 30 an HauptverkehrsstraRen in Berlin; Marz
2013). Damit kdnnten die Orientierungswerte am Tag und in der Nacht zwar immer noch
nicht vollstandig eingehalten werden, jedoch konnte die Schwelle zur Gesundheitsgefahr-
dung nachts mdglicherweise eingehalten und tagstber unterschritten werden.

Eine weitere Moglichkeit stellt das Aufbringen spezieller Oberflachenschichten dar, wodurch
Reduzierungen des Mittelungspegels um 3 Dezibel(A) erreicht werden kénnen (Senatsver-
waltung fur Stadtentwicklung und Umwelt, Larmaktionsplan 2013-2018, 16.12.2014). Auch
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dann konnten die Pegel in der Nacht noch oberhalb der Orientierungswerte liegen. Eine ent-
sprechende Maflinahme ist, ebenso wie eine Geschwindigkeitsreduzierung, durch die Stra-
Renverkehrsbehdrde der Senatsverwaltung fur Umwelt, Verkehr und Klimaschutz umzuset-
zen, da das Verkehrsaufkommen aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans XIV-60
keine Zunahme der Larmbelastung bedingt.

Auch ein Durchfahrtverbot fur Lastkraftwagen stellt aufgrund der Verbindungsfunktion des
Buckower Damms keine realistische Option dar und ware ebenfalls nicht Gegenstand der
Festsetzungen in einem Bebauungsplan.

- Gewerbeldarm

Bezogen auf die gewerblichen Betriebe sieht das Immissionsschutzrecht die Pflicht zur Be-
herrschung und Reduzierung von stérenden Auswirkungen im Grundsatz immer beim Anla-
genbetreiber in Form von aktiven Larmschutzmafinahmen. Im Zusammenhang mit der Ertei-
lung der Baugenehmigungen wurde durch das Umweltamt mindestens die allgemeine Aufla-
ge erteilt, dass die Betriebe so zu fuhren sind, dass keine unzumutbaren Nachteile oder Be-
lastigungen fir die ndhere Umgebung entstehen kdnnen. Da die gegenwartig vorhandenen
Betriebe die Richtwerte an den nachstgelegenen Immissionsorten, mit einer Ausnahme, ein-
halten, sind seitens der Betriebe keine aktiven LArmschutzmalRhahmen erforderlich. Gesun-
de Wohn- (und Arbeits-)verhaltnisse sind gewahrt. Einzig an der Predigtstatte Buckower
Damm 56 wurde durch die Parkplatznutzung Buckower Damm 50 nach 22:00 Uhr eine
Richtwertiiberschreitung ermittelt. Da das Gebaude nachts nicht genutzt wird, wird die Uber-
schreitung als nicht relevant eingestuft. Ein Eingreifen des Umwelt- und Naturschutzamtes
ist, da Wohn- und Arbeitsverhéltnisse nicht beeintrachtigt werden, nicht erforderlich.

Larmrobuste stadtebauliche Strukturen
- Verkehrslarm

Von Vorteil fir das westlich der Bahn liegende Wohngebiet ist eine geschlossene Bebauung
entlang des Buckower Damms. Mit dem Bebauungsplan XIV-60 werden die Voraussetzun-
gen dahingehend geschaffen, dass Baukdrper mit Gebaudelangen gréRer 50 Meter realisiert
werden kénnen. Einzig entlang der Grundstiicksgrenzen sind Abstandsflachen einzuhalten.
Diese betragen in Gewerbegebieten gemal § 6 Absatz 5 der Berliner Bauordnung 0,2 der
Hohe des Geb&udes, mindestens jedoch 3 Meter. Mit Ausnahme der Lager- und / oder Stell-
platzflachen des Werkhofes (Buckower Damm 20) und der Einzelhandelsbetriebe (Buckower
Damm 50) sind die Grundstlicke straf3enbegleitend durchgéngig bebaut. Der Abstand zwi-
schen den Gebauden betragt maximal 20 Meter.

Die vorhandene stralRenbegleitende Ausrichtung der Gewerbebauten ist gegebenenfalls fur
bestimmte gewerbliche Nutzungen mit einem héheren Schutzanspruch, zum Beispiel Blro-
und Unterrichtsraume, Ubernachtungsraume in Hotels von Nachteil. Dennoch ist der weitge-
hend stralRenbegleitenden Bebauung, wie vorhanden, hier sowohl aus Larmschutzgriinden
zum Schutz des westlichen Wohngebiets als auch aus stadtebaulichen Griinden der Vorrang
gegenuber einer deutlich zurtickgesetzten Bebauung oder einer ost-west-gerichteten Zeilen-
bebauung einzuraumen. Die Festsetzung einer zwingenden straf3enbegleitenden Bebauung
erfolgt nicht. Da es sich hier um ein Bestandsgebiet handelt, sind Anderungen der bestehen-
den Baustruktur tatsachlich unrealistisch.

- Gewerbelarm

Umfassende Larmminderungsmaflinahmen an fest installierten Quellen (AuRenbauteile von
Hallen, liftungs- und klimatechnische Installationen) kénnen in Verbindung mit einem opti-
mierten Anlagenlayout (geeignete Anordnung von Freiflachen und Betriebsgerduschen in
Bezug zur Wohnbebauung) die Nutzungsoptionen deutlich erweitern. Solche Mal3nhahmen
kénnen in Bestandsgebieten nur sinnvoll und effektiv auf Ebene des Baugenehmigungsver-
fahrens und in Beziehung zum konkreten Vorhaben festgelegt werden. Mit den Mitteln des
Bebauungsplans lassen sich keine Regelungen zu Betriebszeiten oder Betriebsablaufen
treffen, wie sie sich zum Beispiel als sinnvoll bezogen auf die Problematik des Betriebs
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Buckower Damm 50 erweisen wirden. Regelungen zur Ausfiihrung der Baukorper oder zur
Erganzung von Larmschutzwanden greifen hier nicht, da die bauliche Entwicklung zurzeit
abgeschlossen ist und keine Beschwerden tber Stérungen aus dem Umfeld bekannt sind.
Bei Neubauten, Anderungen, Nutzungsanderungen kénnen auf Grundlage des Bebauungs-
plans entsprechende Nachweise / Malinahmen gefordert werden.

Passiver Schallschutz
- Verkehrslarm

Da aktive LarmschutzmalBhahmen im Geltungsbereich kein geeignetes Mittel darstellen, die
vorhandenen stadtebaulichen Strukturen jedoch keinen ausreichenden Larmschutz fir Blro-
und Unterrichtsraume sowie Ubernachtungsraumen in Hotels, aber auch Aufenthaltsraume
in Betriebswohnungen gewabhrleisten, sind zum Schutz vor Verkehrslarm passive Schall-
schutzmalnahmen erforderlich. Zu den moglichen passiven Schutzmaflinahmen gehoéren die
Schalldammung der Auf3enbauteile, Grundrissausrichtungen sowie schallgedammte LuUf-
tungseinrichtungen. Im Bebauungsplan XIV-60 werden Anforderungen an den baulichen
Schallschutz am Tag und in der Nacht zum Schutz vor Verkehrslarm tber die Vorgabe eines
zu erreichenden inneren Beurteilungspegels festgesetzt. Die Festsetzung ist nur fur Flachen
erforderlich, in denen der erforderliche Schallschutz nicht bereits durch die gesetzlich vorge-
schriebene Warmedammung umgesetzt wird.

- Gewerbeldarm

Das Immissionsschutzrecht sieht die Pflicht zur Beherrschung und Reduzierung von stdren-
den Auswirkungen in Bestandsgebieten beim Anlagenbetreiber in Form von aktiven Larm-
schutzmafRnahmen.

Emissionskontingente

Es ist Ziel, den Gewerbelarm aus dem Plangebiet auch zukiinftig derart zu begrenzen, dass
dieser vertraglich in Bezug auf die umgebenden Nutzungen ist. Hierflr sind die maximal
mdglichen Emissionskontingente der Teilflachen derart zu begrenzen, dass der Gesamt-
Immissionswert unter Berilicksichtigung der Vorbelastung an den mafgeblichen Immission-
sorten nicht Gberschritten wird. Dem entsprechend wurde fir die Flachen im Plangebiet eine
Gerauschkontingentierung nach DIN 45691 durchgefuhrt (Kotter Consulting Engineers Berlin
GmbH; Bericht Nr. 416047-01.03 Gber die Gerauschkontingentierung fur den Bebauungsplan
XIV-60; Berlin 15.05.2017). Dabei wurden die maximalen Emissionskontingente fir vorher
festgelegte Teilflachen (GE1, GE2, GE3, GE5, Flache fir Versorgungsanlagen) unter Be-
ricksichtigung der vorhandenen gewerblichen Nutzungen sowie einer planerischen Vorbe-
lastung fur den Tag- sowie den Nachtbetrieb auf der bisher unbebauten Flache (GE4) ermit-
telt. Hierfir wurden die konkreten ortlichen Verhaltnisse und, soweit vorliegend, die konkre-
ten Betriebsablaufe sowie eigene Annahmen zugrunde gelegt. Dabei wurde den einzelnen
Ablaufen / Nutzungen jeweils der Worst-Case-Fall zugrunde gelegt (zum Beispiel Berlck-
sichtigung einer vollstdndigen Ausnutzung aller vorhandenen Stellplatzflachen, zusatzliche
Zu- und Abfahrten zur Belieferung). Zudem wurden Pegelminderungen auf dem Ausbrei-
tungsweg (zum Beispiel durch Bodeneffekte, Luftabsorption, Abschirmungen et cetera) nicht
berlcksichtigt. Durch iterative Anpassung wurde die Differenz aus den ermittelten Emissio-
nen und der Ausschopfung der Emissionspotenziale auf die Teilflachen im Plangebiet aufge-
teilt. Damit ist davon auszugehen, dass in den Kontingenten Spielrdume flir betriebliche Ver-
anderungen bertcksichtigt sind.

Grundlage fir die Festlegung der Gerduschkontingente fir das Grundstick des Umspann-
werkes bildet die Schalltechnische Untersuchung der Firma ALB Akustiklabor fir das Vorha-
ben ,Errichtung und Betrieb eines Umspannwerkes" vom 13.10.2010 (Gegenstand des Bau-
antrags). Die Emissionskontingente wurden fur die Variante ohne das alte Umspannwerk
entwickelt. In den Beurteilungspegeln sind mehrere Faktoren bertcksichtigt, die den Worst-
Case simulieren, zum Beispiel wurden die messtechnisch ermittelten Werte fir die ver-
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gleichsweise alten Trafos des Umspannwerkes Amalienhof fir die Festsetzung der Aus-
gangswerte in Ansatz gebracht. Neuere Trafos, wie hier eingebaut, weisen deutlich geringe-
re Schallemissionen auf. Die festgelegten Gerauschkontingente rdumen gegeniber den Be-
rechnungsergebnissen aus dem ALB-Gutachten werktags einen zusatzlichen Spielraum ein.

Im Rahmen der Gerduschkontingentierung fir das Gewerbegebiet werden keine Betriebe
und Anlagen geplant, sondern Flachen mit bestimmten Nutzungsmoglichkeiten. Die Gesamt-
Immissionswerte entsprechen den Immissionsrichtwerten der Technischen Anleitung zum
Schutz gegen Larm in Wohngebieten (55 Dezibel(A) am Tag). Der jeweilige Emittent kann
die seinen Bedurfnissen gerecht werdenden Mittel auswahlen, um die Einhaltung des Kon-
tingents zu wahren.

Textliche Festsetzung 8

In den Gewerbegebieten GE1 bis GE5 und auf der Flache fir Versorgungsanlagen mit
der Zweckbestimmung ,Umspannwerk” sind nur Betriebe und Anlagen zulassig, de-
ren Gerdusche die in der Tabelle angegebenen Emissionskontingente Lex nach DIN
45691: 2006-12 , Gerauschkontingentierung“ weder tags (6:00 bis 22:00 Uhr) noch
nachts (22:00 bis 6:00 Uhr) tberschreiten:

Teilflachen Emissionskontingente Lek, Emissionskontingente Lek,
tags iN dB(A) nachts in dB(A)

GE1 61 45

GE2 61 50

GE3 63 47

GE4 55 40

GE5 61 46

Flache fur Versorgungsan- 52 49

lagen ,,Umspannwerk*

Die textliche Festsetzung 8 dient der Wahrung der allgemeinen Anforderungen an gesunde
Wohnverhaltnisse in der Umgebung und der Konfliktbewéltigung vor dem Hintergrund des
Nebeneinanders von Wohn- und Gewerbenutzungen. Spirbare Beeintrachtigungen durch
Larmimmissionen aus dem Plangebiet kdnnen damit ausgeschlossen werden.

Die Emissionskontingente der 5 Gewerbegebiete und der Flache fir Versorgungsanlagen
werden in einer Tabelle fur den Tag (06:00 Uhr bis 22:00 Uhr) und die Nacht (22:00 Uhr bis
06:00 Uhr) zusammengefasst und durch die textliche Festsetzung 8 gemal® 8 9 Absatz 1
Nummer 1 Baugesetzbuch in Verbindung mit 8 1 Absatz 4 Nummer 2 Baunutzungsverord-
nung festgesetzt. Die Emissionskontingente fir die Gewerbeflachen GE1 bis GE5 liegen fur
den Tageszeitbereich zwischen 55 und 61 Dezibel(A) pro Quadratmeter, von Osten nach
Westen abnehmend. In der Nacht betragt das Emissionskontingent 40 bis 50 Dezibel(A) pro
Quadratmeter, analog von Osten nach Westen abnehmend. Fir die Flache fur Versorgungs-
anlagen wurde die Einhaltung der Immissionsrichtwerte der Technischen Anleitung zum
Schutz gegen Larm in einem separaten Gutachten im Bauantragsverfahren untersucht. Die
in diesem Gutachten fir die Variante ohne das alte Umspannwerk Britz ermittelten Beurtei-
lungspegels wurden in Emissionskontingente fur die Flache des Umspannwerkes umgerech-
net. Auf Basis der Eingangsdaten ausgehend von den Betriebsszenarien ist an den malR3geb-
lichen Immissionsorten (auf3erhalb des Plangebiets) eine Unterschreitung der Zielwerte (Im-
missionskontingente) im Tag- und Nachtzeitraum zu erwarten. Die Emissionskontingente
sind damit mindestens so grol3 wie die aus den vorhandenen Nutzungen und Anlagen ermit-
telten Beurteilungspegel.

Kritisch ist die Nutzung der Gewerbegebiete wahrend der Nachtzeit zu sehen, sofern zum
Beispiel Anliefer- und Ladetatigkeiten im Freien vorgesehen sind. Aktuell findet nur eine
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nachtliche Parkplatznutzung (bis 24:00 Uhr) vor den Einzelhandelsbetrieben Buckower
Damm 50 statt.

Im Genehmigungsverfahren ist die Vereinbarkeit eines Vorhabens mit den schalltechnischen
Festsetzungen aus der Gerauschkontingentierung nach DIN 45691, Abschnitt 5, zu tberpri-
fen. Der Nachweis wird Uber Immissionsprognosen nach der Technischen Anleitung zum
Schutz gegen Larm fir den konkreten Betrieb und im Vergleich zu den Immissionskontingen-
ten fUr die dem Betriebsgrundstiick zuzurechnenden Teilflachen gefihrt. Sofern Nutzungs-
anderungen und Neubebauungen auf den kontingentierten Flachen vorgesehen sind, kon-
nen Nutzungseinschrankungen mittels geeigneter Anordnung von Betriebsgeb&uden abge-
mildert werden.

Fir die am stérksten limitierte Flache Gewerbegebiet GE4 in unmittelbarer Nahe zur Wohn-
nutzung kommt nur die Ansiedlung von nicht storenden Nutzungen, &hnlich in einem soge-
nannten eingeschrankten Gewerbegebiet, infrage. Arbeiten in Hallen sind grundsatzlich mog-
lich, wenn Tlren, Tore und Fenster geschlossen bleiben, die Aul3enbauteile eine hinreichen-
de Schalldammung aufweisen und die luftungstechnischen Anlagen mit entsprechend di-
mensionierten SchalldAmpfern versehen werden. Die Zweckbestimmung eines Gewerbege-
biets bleibt dennoch gewahrt, da nur eine Einschrankung der zuldssigen Gewerbebetriebe
und Anlagen hinsichtlich ihres Emissionsgrades erfolgt.

Werden in einem Bebauungsplan fiir ein Baugebiet nach § 1 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2
Baunutzungsverordnung Emissionskontingente festgesetzt, muss es ein Teilgebiet ohne
Emissionsbeschréankung geben. Es besteht auch die Mdglichkeit von einer gebietstibergrei-
fenden Gliederung Gebrauch zu machen, das heil3t, dass auch mehrere Gewerbegebiete
einer Gemeinde (Bezirk / Stadt) im Verhaltnis zueinander gegliedert werden kénnen. Das ist
hier der Fall. Grol3e gewerbliche Bauflachen ohne Emissionsbeschrankungen befinden sich
in einer Entfernung von rund einem Kilometer, beiderseits der GradestraRe und des Teltow-
kanals / westlich des Tempelhofer Weges. Es handelt sich um einen gewachsenen Grol3-
standort mit einem hohen Anteil an verarbeitendem Gewerbe und einer Gréf3e von insge-
samt 175 Hektar. Dartber hinaus existiert im Abstand von rund 2,7 Kilometer angrenzend an
die A 100, A 113 und den Britzer Verbindungskanal ein weiteres grofRes Industrie- und Ge-
werbestandort mit insgesamt 133 Hektar. Beide Standorte sind im Entwicklungskonzept fir
den produktionsgepragten Bereich (Gebiet 22 — Teltowkanal, Gebiet 25 — Siidring) sowie im
Flachennutzungsplan gesichert. Ein weiteres, nahegelegenes Gewerbegebiet ohne Emissi-
onsbeschrankung befindet sich circa 500 Meter weiter sudlich entlang des Buckower
Damms. Es befinden sich mehrere Bebauungsplane im Verfahren, die die Festsetzung von
Gewerbe- und Industriegebiet und den Ausschluss von Einzelhandel, Vergniigungsstatten,
Anlagen fiir kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke sowie Sportanlagen
zum Ziel haben.

Es ist Ziel des Landes Berlin, die insgesamt 40 Flachen mit besonderer Bedeutung fir die
industriell-gewerbliche Entwicklung Berlins zu schiitzen, an anderer Stelle ,stérende” Betrie-
be gezielt auf diese Flachen zu lenken und ihnen langfristige Entwicklungsperspektiven zu
bieten. Damit ist der Anforderung einer geordneten Stadtplanung, als Voraussetzung fir die
Kontingentierung der Flachen im Plangebiet hinreichend entsprochen.

Verkehrslarm
Textliche Festsetzung 9

Zum Schutz vor Verkehrslarm missen bei der Errichtung, Anderung oder Nutzungs-
anderung von baulichen Anlagen die Aul3enbauteile innerhalb der Flachen H und K
resultierende bewertete Schalldamm-Male (erf. R'wres) aufweisen, die gewahrleisten,
dass ein Beurteilungspegel von maximal

- 35 Dezibel (A) tags und 30 Dezibel (A) nachts in Aufenthaltsraumen von Woh-
nungen und in Ubernachtungsraumen von Beherbergungsstatten,

- 35 Dezibel (A) tags in Unterrichtsraumen und ahnlichen Raumen,
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nicht Uberschritten wird.

Des Weiteren miissen zum Schutz vor Verkehrslarm bei der Errichtung, Anderung o-
der Nutzungsénderung von baulichen Anlagen die Au3enbauteile innerhalb der Flache
H resultierende bewertete Schalldamm-Malie (erf. R'wres) aufweisen, die gewdéhrleisten,
dass ein Beurteilungspegel von maximal

- 40 Dezibel (A) tags in Blurordumen und ahnlichen Raumen
nicht dberschritten wird.

Die Bestimmung der erf. R'wres erfolgt fir jeden Aufenthaltsraum gemaf der Anlage
der Verkehrswege-SchallschutzmaRnahmenverordnung vom 24. Februar 1997 (24.
Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes — Verkehrswe-
ge-SchallschutzmalBhahmenverordnung). Fir den Korrektursummanden D ist abwei-
chend von Tabelle 1 der Anlage zur 24. Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes fur Raume der Zeilen 2, 3 und 4 jeweils ein um 5 Dezibel
geringerer Wert einzusetzen. Die Beurteilungspegel fur den Tag L., t und fur die Nacht
L., n sind fur Straflen gemaR § 3 und fur Schienenwege geméan § 4 der Verkehrslarm-
schutzverordnung vom 12. Juni 1990 in der Fassung vom 18. Dezember 2014 (16. Ver-
ordnung zur Durchfuhrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes — Verkehrslarm-
schutzverordnung) zu berechnen.

Aufgrund der hohen Larmbelastungen entlang der Verkehrstrassen Buckower Damm und
Mohriner Allee werden zur Sicherstellung gesunder (Wohn- /) Arbeitsverhaltnisse Regelun-
gen zum Schallschutz erforderlich.

Die textliche Festsetzung 9 bezieht sich ausschlieRlich auf die Errichtung, Anderung oder
Nutzungsénderung baulicher Anlagen. Durch die textliche Festsetzung erfolgt eine Verlage-
rung der Konfliktlésung in das nachfolgende Baugenehmigungsverfahren. Dies ist gerecht-
fertigt, da erst im Rahmen der Erstellung der Bauvorlagen feststeht, wie der Raum nach
GroRRe und Hohe bemessen sein wird und dann erst konkret darauf bezogen die erforderliche
Schalldammung der Aul3enbauteile ermittelt werden kann. Im Sinne der planerischen Zu-
rickhaltung ist es damit dem Bauherren/in Uberlassen, die geeignete DA&mmung seiner Au-
Renbauteile unter Anwendung der textlichen Festsetzung 9 zu ermitteln.

Die Anforderungen an den baulichen Schallschutz am Tag und in der Nacht zum Schutz vor
Verkehrslarm sollen Uber die Vorgabe eines zu erreichenden inneren Beurteilungspegels
festgesetzt werden, der zur Ermittlung des resultierenden bewerteten Schalldammmales
dient. Die Festsetzung ist nur fur Flachen erforderlich, in denen der erforderliche Schall-
schutz nicht bereits durch die gesetzlich vorgeschriebene Warmedammung umgesetzt wird,
das heil3t der Beurteilungspegel L; circa = 58 Dezibel(A) tags / = 53 Dezibel(A) nachts fir
Aufenthaltsraume von Wohnungen, Ubernachtungsraume in Beherbergungsstatten und ahn-
lichem, oder fur Birordume und &hnlichem circa = 63 Dezibel(A) erreicht. Fir das Plangebiet
maldgeblich ist der Tagwert von 58 Dezibel(A), da der Tageszeitraum hier die kritischen Pe-
gel bereithalt.

Ein Beurteilungspegel von 63 Dezibel(A), der bei Buro- und &hnlichen Raumen nicht tber-
schritten werden sollte, kann erst nach rund 40 Meter, rechtwinklig gemessen von der Fahr-
bahn Buckower Damm, eingehalten werden. Entlang der Mohriner Allee sind MalRBhahmen
nur entlang der nordlichen Fassade des Werkhofgebaudes erforderlich. Auf den Ubrigen
Grundsttcken parallel zur Mohriner Allee sind durch die zuriickgezogene Baugrenze keine
gesonderten Maflnahmen notwendig.

Der angestrebte Beurteilungspegel von 58 Dezibel(A) tags fur zum Beispiel Betriebswoh-
nungen, Ubernachtungsraume in Beherbergungsstatten kann erst in einem Abstand von
rund 75 Meter zur Fahrbahn Buckower Damm und rund 65 Meter zur Fahrbahn Mohriner
Allee erreicht werden. Auf den Ubrigen Flachen des Gewerbegebiets ist der erforderliche
Schallschutz bereits durch die gesetzlich vorgeschriebene Warmedammung umgesetzt.
Auch innerhalb der vorab genannten Bereiche sind in Abhéngigkeit von der tatsachlichen
Bebauungssituation Verschiebungen maoglich.
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Die Grundlage fur den passiven Schallschutz bildet die 24. Verordnung zur Durchfihrung
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verkehrswege-SchallschutzmalRhahmenverord-
nung) vom 04.02.1997 (Bundesgesetzblatt | Seite 172, 1253), die durch Artikel 3 der Verord-
nung vom 23.09.1997 geandert worden ist, in der Regel in Verbindung mit der 16. Verord-
nung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verkehrslarmschutzverord-
nung) vom 12.06.1990 (Bundesgesetzblatt | Seite 1036), zuletzt gedndert durch Artikel 1 der
Verordnung vom 18.12.2014 (Bundesgesetzblatt | Seite 2269).

Mit den Satzen 3 bis 5 der textlichen Festsetzung 9 ist entsprechend klargestellt, wie im
nachgelagerten Baugenehmigungsverfahren die Berechnung der Schalldamm-Mal3e und der
Beurteilungspegel zu erfolgen hat.

(Zur Bahntrasse siehe Kapitel 11 2.1.1 und 2.2.1)

3.6 Verkehrsflachen

Stra3enverkehrsflachen

Die Stral3enverkehrsflachen der Mohriner Allee, des Buckower Damms, der Stral3e Neu-
markplan werden entsprechend ihres Ausbauzustandes durch zeichnerische Festsetzung als
Verkehrsflachen mit Stral3enbegrenzungslinien gemaf § 9 Absatz 1 Nummer 11 Baugesetz-
buch festgesetzt.

Verkehrsflachen besonderer Zweckbestimmung

Die Platzflache im Kreuzungsbereich Buckower Damm / Mohriner Allee soll als Verkehrsfla-
che besonderer Zweckbestimmung ,Fuldgangerbereich” festgesetzt werden. Die Festsetzung
folgt dem Bestand. Die Platzflache ist jeweils Endpunkt und Bindeglied der Pflanzflachen aus
Richtung Westen und Richtung Suden.

Textliche Festsetzung 10

Die Einteilung der StraRenverkehrsflache und der Verkehrsflache besonderer Zweck-
bestimmung ist nicht Gegenstand der Festsetzungen.

Die textliche Festsetzung 10 stellt klar, dass der Bebauungsplan durch den Bezug zur Plan-
unterlage keine Einteilung der StraRenverkehrsflachen und der Verkehrsflache besonderer
Zweckbestimmung vornimmt.

3.7 Grinfestsetzungen

Flachen mit Bindungen fir Bepflanzungen und die Erhaltung sowie Flachen zum Anpflanzen
Textliche Festsetzung 11

Auf der Flache A mit Bindungen fur Bepflanzungen und die Erhaltung ist die vorhan-
dene Vegetation bei Abgang in der Weise nachzupflanzen, dass der Eindruck eines
Gewerbeparks mit landschaftlicher Pragung erhalten bleibt. Die Bindungen fir Be-
pflanzungen gelten nicht fir Wege und Zufahrten. Stellplatze sind unzulassig.

Textliche Festsetzung 12

Auf den Flachen B und D mit Bindungen fur Bepflanzungen und Erhaltung sind die
vorhandenen Baume, Straucher und sonstigen Bepflanzungen zu erhalten und bei
Abgang nachzupflanzen. Werbeanlagen und Stellplatze sind unzulassig.
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Textliche Festsetzung 13

Auf der Flache E mit Bindungen fur Bepflanzungen und Erhaltung sind die vorhande-
nen Baume zu erhalten und bei Abgang in der Weise nachzupflanzen, dass der Ein-
druck einer Obstbaumwiese erhalten bleibt. Werbeanlagen und Stellplatze sind unzu-
lassig.

Textliche Festsetzung 14

Die Flache C zum Anpflanzen ist dicht mit Baumen und Strauchern zu bepflanzen. Pro
100 Quadratmeter sind ein Baum sowie 100 Straucher zu pflanzen. Die Bepflanzungen
sind zu erhalten. Bei der Ermittlung der Zahl der zu pflanzenden Baume und Straucher
sind die vorhandenen B&dume und Strducher einzurechnen. Werbeanlagen und Stell-
platze sind unzulassig.

Zum Erhalt des Ortsbildes, zur Aufwertung des Landschaftsraumes, zur Anbindung an be-
stehende Grin- und Freiflachen sowie zur Abschirmung der Gewerbeflachen erfolgt allseitig
um den Gewerbestandort die Festsetzung von Flachen mit Bindungen fur Bepflanzungen
und die Erhaltung sowie von Flachen zum Anpflanzen geman § 9 Absatz 1 Nummer 25a und
b. Hiervon ausgenommen sind lediglich die Grundstiicke Buckower Damm 38/50, deren Vor-
gartenbereiche bereits weitgehend versiegelt sind.

Entlang der Pflanzflachen Mohriner Allee erfolgt die Anbindung an die Griinflache um den
Roetepfuhl, die den Zugang zum Britzer Garten markiert. Wéhrend entlang der Stral3en der
fur das Ortsbhild pragende Gesamteindruck eines ,Gewerbeparks mit landschaftlicher Pra-
gung” durch die textliche Festsetzung 11 gesichert werden soll, spielt fir die Flachen entlang
der Bahn-Trasse der Erhalt des vorhandenen Baum- und Vegetationsbestands auf Grund
der Bedeutung als lineares Verbindungsbiotop sowie zur Abgrenzung des Gewerbegebiets
von der Bahntrasse und des westlich angrenzenden Siedlungsgebiets eine gréRere Rolle
(textliche Festsetzung 12). Aus den gleichen Grinden gilt es, durch die Festsetzung von
Flachen zum Anpflanzen auf dem ehemaligen Bahnhofsgeldnde die an dieser Stelle unter-
brochene Griinverbindung zu vervollstandigen (textliche Festsetzung 14). Ziel ist ein dichter
Gehoblzbestand, der insbesondere Vogeln und Kleintieren Rickzugsraume und Bruthabitate
bieten kann. Daher enthélt die textliche Festsetzung 14 Angaben zur Dichte der Bepflan-
zung: 1 Baum und 100 Straucher pro 100 Quadratmeter. Vorhandene Baume und Straucher
kénnen angerechnet werden.

Bei den Flachen parallel zur Bahn handelt es sich um Baumbestandsflachen mit mehrschich-
tigen Geholzen. Der Bebauungsplan macht keine Vorgaben zur GrélRe der erganzend zu
pflanzenden Straucher. Nattrliche Wuchsformen sind zu unterstitzen.

Durch die Festsetzung eines Pflanzstreifens entlang der Neukoélin-Mittenwalder-Eisenbahn
wird die bauliche Nutzung in den Gewerbegebieten GE3 und GE4 nicht unzulassig einge-
schrankt. Durch den Verzicht auf das ursprunglich vorgesehene Anpflanzen grof3kroniger
Baume sowie die Berlcksichtigung vorhandener Straucher bei der Berechnung der anzu-
pflanzenden Straucher werden mogliche bauliche Einschrénkungen sowie finanzielle Aus-
wirkungen insbesondere fiir das relativ schmale Grundstiick Mohriner Allee 23 (GE4) wirk-
sam gemindert. Auf Grund der linearen Biotopfunktion sind diese Anforderungen hinnehmbar
und schranken die wirtschaftliche Verwertbarkeit des ehemaligen Bahnhofsgrundstiicks mit
einem Flachenanteil im GE4 von 25 Prozent nicht unzumutbar ein (siehe hierzu auch Kapitel
V 3).

Die Pflanzflachen entlang der Mohriner Allee sind durch Rasenflachen mit lockeren Baum-
pflanzungen und entlang des Buckower Damms alleeartigen Baumpflanzungen geprégt. Das
entspricht nach Durchfiihrung notwendiger Pflegemafinahmen auch schon weitgehend dem
Bestand.

Im Kreuzungsbereich um den Werkhof, Buckower Damm 20 / Mohriner Allee 7, pragen dich-
te Strauchpflanzungen das Landschaftsbild.
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Das sudliche ,Dreieck” soll, als raumliche Aufweitung der linearen Griunverbindung, als
Obstbaumwiese erhalten beziehungsweise entwickelt werden (textliche Festsetzung 13). Der
offene Charakter der Wiese sowie die Blickbeziehungen im Bereich des Bahnibergangs am
Buckower Damm werden hierdurch weitgehend erhalten.

Nach Bepflanzung der Flachen sind diese aus stadtebaulichen Grinden dauerhaft zu erhal-
ten. Daher wird die Verpflichtung zur Erhaltung und zum Nachpflanzen abgegangener — das
heil3t abgestorbener — Geholze in die textlichen Festsetzungen aufgenommen.

Innerhalb der Pflanzflachen werden Stellplatze und Werbeanlagen (Ausnahme innerhalb der
Flache A) gemald § 12 Absatz 6 sowie § 14 Absatz 1 Satz 3 in Verbindung mit 8 23 Absatz 5
Baunutzungsverordnung ausgeschlossen. Bei Stellplatzen handelt es sich, zumal selten ein-
zeln, sondern zumeist in Reihe angelegt werden, um eine Nutzung, die dem Zweck der
Pflanzflachen zuwiderlauft. Durch den Ausschluss von Stellplatzen soll sichergestellt werden,
dass zusammenhangende begrinte / zu begrinende Flachen angrenzend an die o6ffentli-
chen Verkehrsflachen und hin zum Wohngebiet entwickelt werden. Insbesondere die Vorgar-
ten stellen eine wichtige Schnittstelle zwischen dem o6ffentlichen Raum und den privaten
Grundstucken dar. Aufgrund der Tiefe der Vorgarten, 10-27 Meter, soll das Recht und das
Bedurfnis auf Werbung, dahingehend anerkannt werden, dass innerhalb der Flache A Wer-
beanlagen zugelassen werden. Hierdurch soll die Wahrnehmung der betrieblichen Werbung
vom StralBenraum verbessert werden. Entlang der Bahnflache werden Werbeanlagen hinge-
gen grundsatzlich ausgeschlossen. Eine Einschrankung der Betriebe resultiert hieraus nicht.

Sonstige Nebenanlagen im Sinne des § 14 der Baunutzungsverordnung werden nicht im
Vorfeld geregelt. So sollen zum Beispiel Zaune, mit Ausnahme innerhalb der Flache A paral-
lel zur Mohriner Allee (siehe textliche Festsetzung 16), und Nebenanlagen gemaf § 14 Ab-
satz 2 nicht ohne weiteres ausgeschlossen werden. Es liegt im Ermessensspielraum der
Genehmigungsbehdrde hier eine Entscheidung zu treffen.

3.7.1 Einfriedungen

Textliche Festsetzung 16

In den Gewerbegebieten GE1, GE4 und GES5 sind Grundstuckseinfriedungen entlang
der Mohriner Allee innerhalb der Flache A (Flache mit Bindungen fur Bepflanzungen
und die Erhaltung) nicht zulassig.

Um den Eindruck eines durchgéangigen Griinzuges zwischen dem Britzer Garten bis an die
Kreuzung Buckower Damm / Mohriner Allee beizubehalten, ist es Ziel, eine Einzaunung der
privaten Grundsticksflachen erst sudlich der Flache A (Flache mit Bindungen fir Bepflan-
zungen und die Erhaltung) zuzulassen. Die Griunverbindung war Teil des Konzeptes zur
Bundesgartenschau 1985 und war auch in friheren Flachennutzungsplénen dargestellt. Der
Grinzug tragt im Zusammenhang mit den Grinflachen beiderseits der Bahn entscheidend
dazu bei, den Eindruck eines griingepragten Gewerbegebiets zu vermitteln. Uber die Freifla-
chen bestehen Sichtbeziehungen in die westlich angrenzende Parkanlage Massiner Weg.

Im Bestand ist ausschlieB3lich das Grundstiick Mohriner Allee 23 bis an die Stral3e einge-
zaunt.
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3.8 Sonstige Festsetzungen

3.8.1 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte

Textliche Festsetzung 17

Die Flachen F und G sind mit einem Geh- und Fahrrecht fir den Trager der Stral3en-
baulast, zugunsten der Allgemeinheit und mit einem Leitungsrecht zugunsten der zu-
standigen Unternehmenstréager zu belasten.

Die Trasse der Neukolin-Mittenwalder Eisenbahn quert die Verkehrsflachen der Mohriner
Allee und des Buckower Damms. Hierbei handelt es sich um planfestgestellte Bahnflachen
innerhalb der Verkehrsflachen. Um die o6ffentliche Nutzbarkeit dieser Flachen zu sichern,
werden diese gemal § 9 Absatz 1 Nummer 21 Baugesetzbuch als Flachen, die mit einem
Geh- und Fahrrecht flr den Trager der StralRenbaulast, zugunsten der Allgemeinheit und mit
einem Leitungsrecht zugunsten der zustandigen Unternehmenstrager zu belasten sind, aus-
gewiesen. Die Belastung erfolgt durch Baulast oder dringliche Sicherung und auf3erhalb des
Bebauungsplanverfahrens. Der Bebauungsplan schafft die Voraussetzungen der spateren
Belastung als Nutzungseinschrankung.

3.8.2 Aulerkrafttreten bisheriger Festsetzungen

Textliche Festsetzung 18

Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplans treten alle bisherigen Festsetzungen und
baurechtlichen Vorschriften, die verbindliche Regelungen der in § 9 Absatz 1 des
Baugesetzbuchs bezeichneten Art enthalten, auf3er Kraft.

Mit dieser Festsetzung wird die Rechtseindeutigkeit der Festsetzungen im Geltungsbereich
des Bebauungsplans klargestellt, da grundséatzlich der allgemeine Rechtssatz gilt, dass die
spatere Norm die friihere verdrangt. Durch die Festsetzung des Bebauungsplans XIV-60
treten innerhalb des Plangebiets die bisherigen planungsrechtlichen Vorschriften (Baunut-
zungsplan, formlich festgestellte Straf3en- und Baufluchtlinien, Bebauungsplan XIV-A) aul3er
Kraft.

3.9 Nachrichtliche Ubernahmen, Kennzeichnungen, Hinweise

3.9.1 Nachrichtliche Ubernahmen

Bahnanlagen

Die innerhalb des Plangebiets von Nordwesten nach Sidosten verlaufende Bahnanlage der
Neukolin-Mittenwalder Eisenbahn wird dem Bestand entsprechend als oberirdische Bahnan-
lage nachrichtlich in den Bebauungsplan tbernommen. Die Bahnflache umfasst die Flursti-
cke 1/21, 1/18, 1/22, 1/19, 502, 20/11 der Flur 36 sowie die gemal Eisenbahnkreuzungsge-
setz in den StralRen Mohriner Allee und Buckower Damm festgesetzten Flachen.
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3.10 Flachenbilanz

Nutzungsart Flachengrolie in Grundflache Uberschreitungs- | Geschossflache

m?2 in m2 grundflache in m2
in m2

Gewerbegebiet, davon 61.301 24.520 24.520 54.116
- Gewerbegebiet GE1 25.373 10.149 10.149 25.373
- Gewerbegebiet GE2 3.902 1.561 1.561 3.122
- Gewerbegebiet GE3 11.519 4.608 4.608 9.215
- Gewerbegebiet GE4 9.326 3.730 3.730 7.461
- Gewerbegebiet GE5 11.181 4.472 4.472 8.945
Flache fur Versorgungs- 4.721 1.888 1.888 3.777
anlagen ,Umspannwerk*
offentliche Grunflache 1.759
Verkehrsflache, davon 26.107
- StraRenverkehrsflache 25.582
- Verkehrsflache beson- 525
derer Zweckbestimmung
Bahnflache 5.119
Summe 99.007 26.408 26.408 57.893
4 Abwagung von Stellungnahmen (nur Neuverfahren)

Die bereits erfolgten Verfahrensschritte zur Aufstellung des Bebauungsplans XIV-60 wurden
nach dem Bezirksamtsbeschluss zur Geltungsbereichs- und Planinhaltsanderung am
09.08.2005 (Bezirksamtsvorlage Nummer 136/05) vollstandig wiederholt. Die AuRerungen
aus dem Altverfahren bis 1990 werden hier nicht mehr aufgefuhrt, da der letzte erfolgte Ver-
fahrensschritt im Jahr 1989, die erneute eingeschrankte Beteiligung gemani § 4a Absatz 3 in
Verbindung mit 8 3 Absatz 2 Baugesetzbuch, bereits 27 Jahre zurtck liegt.

Hinweis: Die nachfolgend benannten textlichen Festsetzungen beziehen sich auf den jeweili-
gen Verfahrensstand. Textliche Festsetzungen und / oder Nummerierungen kénnen sich im
weiteren Verfahren verandert haben.

4.1 Frihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit

Die friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung gemaR § 3 Absatz 1 Baugesetzbuch fand in der Zeit
vom 06.10.2008 bis einschlief3lich 17.10.2008 im Bezirksamt Neukélin, Abteilung Bauwesen,
Amt fir Planen, Bauordnung und Vermessung — Fachbereich Stadtplanung — statt. Zur Pla-
nung gingen weder schriftiche noch mundliche AuBerungen ein. Anderungen des Bebau-
ungsplanentwurfs waren daher nicht erforderlich. Das Ergebnis der friihzeitigen Offentlich-
keitsbeteiligung wurde in der Sitzung des Bezirksamts am 25.11.2008 beschlossen (Bezirks-
amtsvorlage Nummer 177/08).
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4.2 Frihzeitige Beteiligung der Behtrden und sonstigen Trager oOffentlicher
Belange

23 Behorden und sonstige Trager offentlicher Belange sowie 13 Abteilungen und Amter im
Bezirksamt Neukolln wurden gemal? 8 4 Absatz 1 Baugesetzbuch mit Schreiben vom
22.09.2008 zur Stellungnahme zu den Ausweisungen des Bebauungsplanentwurfs und der
Begrundung aufgefordert. Als Frist zur Rickaufl3erung wurde der 31.10.2008 festgesetzt.

Die wesentlichen Hinweise, die im Rahmen der Abwagung zu bericksichtigen waren, lassen
sich wie folgt zusammenfassen:

- Vor dem Hintergrund der angrenzenden Wohngebiete sowie Anlagen fir kirchliche und
soziale Zwecke (Seniorenheime) sollte der Bereich Larm / Larmschutz im Umweltbe-
richt ausfuhrlicher dargestellt werden; es sollte ein Hinweis erfolgen, dass bei Investiti-
onen besonders auf effektive LarmschutzmalRnahmen zu achten ist, welche durch
Larmprognosen und eventuelle Abnahmemessungen begleitet sein mussen.

- Erganzung des Altlastenverdachts fur das Grundstiick Buckower Damm 20 / Mohriner
Allee 7.

- Prifung der Abgrenzung der planfestgestellten Bahnanlagen.

- Baulich relevante Anderungen auf den an der Bahnflache angrenzenden Grundstiicken
(hier: Gestaltung der Flache mit einem Geh- und Radfahrrecht zugunsten der Allge-
meinheit) sind mit der Landeseisenbahnbehdrde abzustimmen.

- Auf den an der Bahnflache angrenzenden Grundsticken hat der jeweilige Grund-
stiickseigentimer daflr Sorge zu tragen, dass der Bewuchs von seinem Grundstiick
das Lichtraumprofil und die freizuhaltenden SeitenrGume der Bahn nicht beeintrachtigt
(hier: Pflanzflachen), dies gilt auch fur freizuhaltende Sichtdreiecke im Bereich von
technisch ungesicherten Bahnibergangen.

Die eingegangenen Stellungnahmen der Behoérden und Trager offentlicher Belange fiihrten
nach Auswertung und Abwagung im Jahr 2008 zu folgenden Anderungen:

Textliche Festsetzungen und Planzeichnung
- Die ehemalige textliche Festsetzung 6 wurde wie folgt gedndert:

»Zum Schutz vor Larm sind in den Gewerbegebieten GE2 und GE3 in Gebauden auf
der Flache ... Fenster und LUftungsoffnungen zum Allgemeinen Wohngebiet nicht zu-
lassig. Dies gilt nicht in Gebéduden und Gebaudeteilen mit Nutzungen geman § 8 Ab-
satz 2 Nummer 2 und Absatz 3 Nummer 1 und 2 der Baunutzungsverordnung.” (Fest-
setzung im weiteren Verfahren entfallen.)

Die betreffende Flache wurde in der Planzeichnung entsprechend gekennzeichnet.

Auf der Grundlage der Stellungnahme des bezirklichen Umweltamtes wird davon ausgegan-
gen, dass eine wohnvertragliche Steuerung der weiteren Gewerbeentwicklung im Rahmen
eines dem Bauleitplanverfahren nachgeordneten Genehmigungsverfahrens grundsatzlich
moglich und ausreichend ist. Die ursprunglich geplante textliche Festsetzung 6, die auf
Grund der (unzulassigen) Verwendung sogenannter ,Zaunwerte“ zu novellieren ware, ist
somit nicht erforderlich. Um das stadtebauliche Ziel einer wohnvertraglichen Gewerbege-
bietsentwicklung zu erreichen und mdgliche negative Auswirkungen durch eine entspre-
chende Anordnung von Gebauden beziehungsweise Gebaudedffnungen zu minimieren, wird
die textliche Festsetzung 6 modifiziert und, wie vorab aufgefiihrt, gedndert (Festsetzung im
weiteren Verfahren entfallen).

- Geringfuigige Abgrenzungskorrektur bei der Darstellung der planfestgestellten Bahnan-
lagen, angrenzend an das Grundstiick Mohriner Allee 23.

Die Hinweise zu den Verpflichtungen auf den an die Bahn angrenzenden Grundstiicken wur-
den zur Kenntnis genommen. Da die Pflanzflachen parallel zur Bahn Uberwiegend das Ziel
einer Bestandssicherung verfolgen und dartber hinaus Kenntnisse einer mdglichen Beein-
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trachtigung im Bestand nicht vorliegen, beziehungsweise seitens der Landeseisenbahnbe-
hérde auch nicht benannt wurden, ist von einer diesbezlglichen Vereinbarkeit mit der
Bahntrasse auszugehen. Mit einer Breite von 10 Meter ist diese Flache ausreichend bemes-
sen, um eine mogliche Beeintrachtigung zu vermeiden.

Mit Stellungnahme der Eigentimerin der betreffenden Flache vom 19.06.2003 wurde der
Errichtung einer entsprechenden Wegeverbindung grundsatzlich zugestimmt. Die Umset-
zung und die Kostentragung bedurfen der Abstimmung im weiteren Verfahren. Der Bebau-
ungsplanentwurf bildet lediglich die planungsrechtliche Voraussetzung fur die Errichtung ei-
ner Querungsmoglichkeit. Im Zuge der Ausfiihrungs-/ Genehmigungsplanung fir die Que-
rungsmaglichkeit ist auch der Nachweis eines offentlich-rechtlich gesicherten Geh- und
Radweganschlusses zu erbringen.

Die Einhaltung von Sichtdreiecken in Zusammenhang mit der Errichtung einer Querungs-
mdglichkeit fur FuBganger und Radfahrer ist nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfah-
rens, sondern bedarf ebenfalls der Beriicksichtigung im Rahmen der Ausfliihrungsplanung.

Auf der Grundlage der im Rahmen der friihzeitigen Behdrdenbeteiligung erfolgten Hinweise
wurden die Begrindung zum Bebauungsplanentwurf XIV-60 sowie der Umweltbericht, als
Bestandteil der Begriindung, Uberarbeitet und fiir die Behtérdenbeteiligung gemaf § 4 Absatz
2 Baugesetzbuch vorbereitet.

4.3 Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange

23 Behorden und sonstige Trager offentlicher Belange sowie 13 Abteilungen und Amter im
Bezirksamt Neukdlln wurden mit Schreiben vom 15.05.2009 zur Stellungnahme zu den Aus-
weisungen des Bebauungsplanentwurfs und der Begrindung aufgefordert. Als Frist zur
RuckaulRerung wurde auf die gemal § 4 Absatz 2 Baugesetzbuch vorgesehene Monatsfrist
hingewiesen.

Dabei wurden Anregungen und Hinweise zu folgenden Themen vorgebracht:

- Erganzung der Aussagen zum Artenschutz; Untersuchungen der Vogelwelt sowie eine
Uberprifung auf das Vorkommen von Zauneidechsen als Anhang-IV-Art der FFH-
Richtlinie sind erforderlich.

- Hinweis auf Bodendenkmale und andere archaologische Verdachtsflachen (ehemali-
ges mittelalterliches Dorf Britz), die nach dem § 2 Absatz 1, 5 und § 3 Denkmalschutz-
gesetz Berlin geschiitzt sind.

- Hinweis, dass bei der Planung fir die Umgestaltung der Flache Mohriner Allee 25 zu
einer Parkanlage aufgrund der Vornutzung (Brennstoffhandel) das Vorhandensein von
branchentypischen Anlagen und gegebenenfalls Bodenverunreinigungen entsprechend
zu berlcksichtigen ist.

Als Ergebnis der Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager oOffentlicher Belange ist
festzuhalten, dass grundlegende Anderungen des bisherigen Konzeptes aufgrund der Stel-
lungnahmen nicht notwendig sind. Die Abwagung der gedulRerten Anregungen und Hinweise
fuhrte im Jahr 2009 zu keinen Anderungen der zeichnerischen und textlichen Festsetzungen.

Aufgrund der Anregungen wurden eine Artenschutzuntersuchung fir die Flachen im Gel-
tungsbereich und ein Altlastengutachten fir das Grundstiick Mohriner Allee 25 in Auftrag
gegeben. Die Ergebnisse der Gutachten stehen der Planung nicht entgegen. Sie wurden im
weiteren Verfahren in die Begriindung eingearbeitet.

Soweit denkmalpflegerische Belange erkennbar betroffen sind, werden die Ausfiihrungen in
der Begriindung entsprechend erganzt. Gemaf der Anlage in der Stellungnahme erstreckt
sich die bodendenkmalpflegerische Verdachtsflache auf Teilflachen der Grundstiicke
Buckower Damm 20 / Mohriner Allee 7 sowie Mohriner Allee 21A, 21, 21B. Die Begriindung
zum Bebauungsplanentwurf XIV-60 wird entsprechend erganzt.
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Auf der Grundlage der im Rahmen der Behdrdenbeteiligung erfolgten Anregungen und Hin-
weise wurden die Begrindung zum Bebauungsplanentwurf XIV-60 sowie der Umweltbericht,
als Bestandteil der Begriindung, Uberarbeitet und fur die erneute Behdrdenbeteiligung ge-
mal § 4a Absatz 3 in Verbindung mit § 4 Absatz 2 Baugesetzbuch vorbereitet.

4.4 Erneute Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belan-
ge

38 Behorden und sonstige Trager offentlicher Belange, einschlieBlich der Abteilungen und
Amter im Bezirksamt Neukolln sowie der Neukolin-Mittenwalder Eisenbahn Gesellschaft,
wurden gemal § 4a Absatz 3 in Verbindung mit § 4 Absatz 2 Baugesetzbuch mit Schreiben
vom 17.12.2015 erneut aufgrund der zwischenzeitlich erfolgten Anderungen (veranderter
Zuschnitt der Gewerbegebiete, Anderungen bei der Art der zulassigen Betriebe, Erganzung
der Ergebnisse aus der Artenschutzuntersuchung und der Altlastenuntersuchung auf dem
Grundsttck Mohriner Allee 25) zur Stellungnahme zu den Festsetzungen des Bebauungs-
planentwurfs und der Begriindung aufgefordert. Als Frist fur die RuckauRerung wurde der
29.01.2016 festgesetzt. In der Auswertung und Abwagung wurden jedoch auch alle nach-
traglich eingegangenen RiuckaulRerungen bericksichtigt.

Es wurden Anregungen und Hinweise zu folgenden Themen vorgebracht:
- Einzelhandel / bestehende Einzelhandelsbetriebe:

Zur Einzelhandelszulassigkeit im Gewerbegebiet sollte eine néhere planerische Fein-
steuerung (8 1 Absatz 5 und 9 Baunutzungsverordnung) oder ein — zugunsten der Zen-
trenstarkung vollstandiger Ausschluss von Einzelhandel vorgenommen werden.

Erganzend wurde angeregt, fur die bestehenden Einzelhandelsbetriebe eine angemes-
sene Bestandsentwicklung, die auch moderate Erweiterungen und Modernisierungen
zulasst, zu ermoglichen, da sonst die wirtschaftlichen Belange der Unternehmen und
die Belange der Nahversorgung nicht ausreichend gewahrt sind. In den Festsetzungen
sollte daher ein erweiterter Bestandsschutz gemaf § 1 Absatz 10 Baugesetzbuch so-
wie gegebenenfalls Ausnahmen fiir Tankstellenshops, Kraftfahrzeughandel und den
sogenannten Annexhandel ergéanzt werden.

- Umspannwerk

Das Grundstiick Buckower Damm 38 sollte entsprechend dem Bestand als Flache fir
Versorgungsanlagen festgesetzt werden.

- Pflanzflache A und Einzdunungsverbot

Ein derartiges Verbot (textliche Festsetzung 13) macht zusammen mit dem Verbot der
Anlage von Stellplatzen (textliche Festsetzung 8) eine gewerbliche Nutzung von nen-
nenswerten Teilflachen des Grundstiicks Mohriner Allee 23 unmdglich. Es wurde da-
von ausgegangen, dass nachdem das Land Berlin / Liegenschaftsfonds das Grund-
stick verkauft hat, eine Entscheidung beztiglich der Griinplanung dahingehend erfolgt
ist, es bei den dem Land Berlin verbliebenen Flachen (Mohriner Allee 25 und Grin-
und Freiflache im 6ffentlichen StralRenraum) zu belassen.

- Pflanzflachen B, C, D 6stlich der Bahn
Auf die Festsetzung der Pflanzflachen dstlich, parallel zur Bahn, sollte verzichtet wer-
den, um die Bebaubarkeit des Grundstiicks Mohriner Allee 23 zu verbessern. Es sollte
eine Uberbauung bis maximal 80 Prozent der Grundstiicksflache frei zugelassen und
die verbleibenden 20 Prozent der Grundstucksflache begriint werden.

- Nachnutzung der Bahntrasse
Der Bebauungsplan bertcksichtigt nicht, dass in absehbarer Zukunft aufgrund notwen-
diger Erneuerungsmaflnahmen aus wirtschaftlichen Griinden mit einem Riickbau der

Bahntrasse zu rechnen ist. Nach Aufgabe der Trasse bietet sich an diese als
Werkstra3e zu nutzen und so die Bebaubarkeit des Grundstiicks Mohriner Allee 23 zu
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verbessern. Auch unter diesem Gesichtspunkt sollte auf die Festsetzung der Pflanzfla-
chen 0stlich der Bahn verzichtet werden.

- Erarbeitung einer Larmkontingentierung fur das Gewerbegebiet.

Die Auswertung der Beteiligung der Behorden und sonstigen Tréger 6ffentlicher Belange hat
zu keiner die Grundziige der Planung beriihrenden Anderung gefiihrt. Die eingegangenen
Stellungnahmen fiihrten nach Auswertung und Abwagung im Jahr 2016 zu folgenden Ande-
rungen:

Textliche Festsetzungen und Planzeichnung

- Festsetzung des Grundstiicks Buckower Damm 38 als Flache fur Versorgungsanlagen
mit der Zweckbestimmung ,Umspannwerk".

- Erganzung textlicher Festsetzungen zur Regelung des Einzel- und Annexhandels im
Gewerbegebiet.

Die textlichen Festsetzungen zum Einzelhandel wurden dahingehend Uberarbeitet,
dass Einzelhandelsbetriebe nunmehr im gesamten Geltungsbereich ausgeschlossen
werden sollen. Ausnahmsweise konnen Einzelhandelsbetriebe mit nicht-
zentrenrelevanten Sortimenten und Verkaufsflachen, die einem Produktions-, Verarbei-
tungs- und Reparaturbetrieb funktional zugeordnet sind, zugelassen werden (textliche
Festsetzung 1). Fur die vorhandenen Lebensmittel-Einzelhandelsbetriebe in den Ge-
werbegebieten GE3 und GE5 wurde eine so genannte Fremdkdrperfestsetzung aufge-
nommen, die die bauliche Anderung und Erneuerung der vorhandenen Einzelhandels-
betriebe bei Beibehaltung des Sortiments ausnahmsweise gestattet. Bauliche Erweite-
rungen kdnnen zugelassen werden, wenn die Verkaufsflache 800 Quadratmeter nicht
Uberschreitet (textliche Festsetzung 2 neu) (Kapitel 11l 3.1.).

- Erganzung textlicher Festsetzungen zum Immissionsschutz nach Vorlage eines zu
erarbeitenden Gutachtens zur Larmkontingentierung.

Fur die Gewerbeteilflachen und die Flache fur Versorgungsanlagen wurden Emissions-
kontingente fir den Tag- und Nachtzeitraum festgelegt (textliche Festsetzung 8). Damit
konnte die bisherige textliche Festsetzung 1, die fir das Grundstiick Mohriner Allee 23
parallel zur Bahn ein eingeschranktes Gewerbegebiet vorsah, entfallen. Darlber hin-
aus war zum Schutz vor Verkehrslarm die Festsetzung von baulichem Schallschutz er-
forderlich geworden (textliche Festsetzung 9) (siehe Kapitel Il 3.5). Die Aussagen im
Umweltbericht zum Thema Schutzgut Mensch (Kapitel I 2.1.1 und Il 2.2.1) wurden
entsprechend fortgeschrieben.

- Reduzierung der Pflanzflachen parallel zur Bahn von 10 auf 7 Meter.

Den Anregungen zum Verzicht auf die Pflanzflache A und das Einzaunungsverbot wurde
nicht gefolgt. Die nordliche Teilflache des Grundstucks Mohriner Allee 23 ist Bestandteil der
Grunverbindung zwischen der Parkanlage Britzer Garten und der Platzflache im Kreuzungs-
bereich Mohriner Allee / Buckower Damm. Mit Ausnahme der Teilflache des Grundstiicks
Mohriner Allee 23 war die Realisierung der Grinverbindung zum Zeitpunkt des Rickkaufs
bereits erfolgt. Damit hatte erkennbar sein kdnnen, dass an der Griinverbindung festgehalten
wird. Im Umweltatlas Berlin, Hauptkarte Planungshinweise Stadtklima (2015), sind die Frei-
flachen sudlich der Mohriner Allee und parallel zur Bahn als Grin- und Freiflachen mit
hochster Schutzwirdigkeit dargestellt. Die Hauptkarte stellt eine fachliche Abwéagungsgrund-
lage sowohl fiir gesamtstadtische als auch fiir kleinraumige Planungen dar. Neben der Ver-
besserung der Aufenthaltsqualitdt im StralRenraum allgemein, stehen insbesondere Wege
der gezielt zur Erholung aufgesuchten Griin- und Freiflachen im Fokus. Uber die Mohriner
Allee ist der Eingang zum Britzer Garten erreichbar. Hieraus resultieren besondere Anforde-
rungen, die auch im Stadtbild erkennbar sein sollen. Um die Griinverbindung neben der We-
geflache auch erkennbar als Griinzug zu gestalten, soll eine Einzaunung der Grin- und Frei-
flache ausgeschlossen werden.
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Auch der Anregung zum Verzicht auf die Festsetzung von Pflanzflachen parallel zur
Bahntrasse wurde nicht gefolgt. Der Flachennutzungsplan stellt beiderseits der Bahntrasse
Griunflachen, die Teil einer Ubergeordneten Grinverbindung sind, dar. Die im Bebauungs-
planentwurf dargestellten Pflanzflachen stellen bereits einen Kompromiss dar. Die 6ffentliche
Grunverbindung wird hier durch private, nicht Uberbaubare Grundstiicksflachen Ostlich der
Bahn erganzt, so dass der Gesamteindruck einer 6ffentlich nutzbaren linearen Griinverbin-
dung entsteht. Mit einer durchgangigen Griinverbindung lassen sich die Ziele des Arten-
schutzes und eine Abschirmung zum westlichen gelegenen Wohngebiet besser umsetzen,
als mit inselartigen Restgrinflachen. Die Breite der Pflanzflachen wird jedoch, um die Nutz-
barkeit des Grundstticks zu verbessern, reduziert. Damit sind zukulnftig insgesamt rund 70 %
der Flache sind uberbaubar.

Der Anregung zur Nachnutzung der Bahntrasse wird ebenfalls nicht gefolgt. Solange die
Flachen planfestgestellt sind, konnen im Bebauungsplan keine anderweitigen Festsetzungen
getroffen werden, auch wenn eine Aufgabe der Trasse moglich ist. Es entspricht grundsatz-
lich nicht der Intention des Bezirksamtes neben einer vorhandenen Stralie eine sogenannte
WerkserschlieBung zuzulassen.

Auf der Grundlage der im Rahmen der erneuten Behdrdenbeteiligung erfolgten Anregungen
und Hinweise wurden die Begrindung zum Bebauungsplanentwurf XIV-60 sowie der Um-
weltbericht, als Bestandteil der Begriindung, Uberarbeitet und fur die 6éffentliche Auslegung
gemaR § 3 Absatz 2 Baugesetzbuch vorbereitet. Aufgrund der Anderungen wurde auch eine
erneute eingeschrankte Beteiligung der betroffenen Behoérden erforderlich. Gleichzeitig sollte
der Bericht zur Geréauschkontingentierung zur Kenntnis gegeben werden.

4.5 Erneute eingeschrankte Beteiligung der Behdrden und Trager offentlicher
Belange

Mit E-Mail vom 19.06.2017 wurden vier Behérden sowie Trager offentlicher Belange und
zwei Amter des Bezirksamtes angeschrieben und um Stellungnahme innerhalb der Monats-
frist gebeten. In der Auswertung und Abwagung nach 8 1 Absatz 7 Baugesetzbuch wurden
auch die sonstigen eingegangenen Stellungnahmen von Behdrden und Tragern 6ffentlicher
Belange, die lber die parallel stattfindende Beteiligung der Offentlichkeit gemafR § 3 Absatz 2
Baugesetzbuch in Kenntnis gesetzt wurden, bertcksichtigt.

Dabei wurden Anregungen und Hinweise zu folgenden Themen vorgebracht:

- Durch das bezirkliche Umweltamt sollten bezogen auf die Kontingenttiberschreitung
durch die nachtliche Anlieferung des Verbrauchermarktes Malinahmen ergriffen wer-
den.

- Das Emissionskontingent auf der Flache fiir Versorgungsanlagen ist zu erhéhen, um
Einschrankungen im Fall von Stérungen und Instandsetzungsarbeiten auszuschliel3en.

Das Ergebnis der Abwéagung der eingeschrankten Behordenbeteiligung hatte keine Auswir-

kungen auf die Planinhalte.

Mit Schreiben vom 28.07.2017 wurde der REWE-Markt um Auskunft Uber die aktuellen An-

lieferzeiten gebeten. Mit Schreiben vom 02.08.2017 wurde durch REWE mitgeteilt, dass eine

Anlieferung nunmehr ausschlief3lich nachmittags erfolgt.

Der Betrieb des Umspannwerkes ist durch die textliche Festsetzung 8, auch im Fall von Sto-

rungen und Instandsetzungsarbeiten, nicht eingeschrankt. Weitergehende Regelungen wa-

ren daher nicht erforderlich.

In der Begriindung, Stand Festsetzung, wurde auf den geanderten Sachverhalt der zeitlichen

Verschiebung der Anlieferung hingewiesen.
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4.6 Offentliche Auslegung

Die Beteiligung der Offentlichkeit fand in der Zeit vom 19.06.2017 bis einschlieRlich
19.07.2017 im Stadtentwicklungsamt statt. Drei Personen nutzten die Gelegenheit und in-
formierten sich direkt im Stadtentwicklungsamt. Es ging eine schriftliche Stellungnahme ein.
Mundlich wurden keine Anregungen und / oder Hinweise geé&ulert.

Burger 1/ Rechtsanwalt fur Eigentimer, Schreiben vom 19.07.2017

AuBerung:

Der grundsatzliche Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben im Plangebiet nach der textli-
chen Festsetzung Nummer 1 des Entwurfs des Bebauungsplan XIV-60 missachtet die schit-
zenswerten Belange des REWE- und ALDI-Marktes sowie unserer Mandantin als Grund-
stuckseigentimerin. Der durch Nummer 2 der textlichen Festsetzungen gewahrte erweiterte
Bestandsschutz gentigt bei Weitem nicht, um den schiitzenswerten Eigentiimer- und Betrei-
berbelangen Rechnung zu tragen.

Abwagung des Fachbereichs Stadtplanung:
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Weitere Ausfihrungen unter A.-C.

AuRerung:
A. Belange der vorhandenen Lebensmittelmarkte

Die Festsetzungen des Bebauungsplanentwurfes berticksichtigen nicht die Belange der be-
stehenden Lebensmittelmérkte und unserer Mandantin als Grundstickseigentimerin und
Vermieterin.

1. REWE-Markt

Dies gilt zum einen fur die Belange des REWE-Marktes. Der REWE-Markt ist ein groR3flachi-
ger Einzelhandelsmarkt, der seit Jahren an dem Standort ansassig ist. Durch den vorgeleg-
ten Bebauungsplanentwurf werden die Entwicklungsmoglichkeiten des REWE-Marktes am
Standort Buckower Damm 50 zunichte gemacht.

Ziel des Bebauungsplans XIV-60 ist es, die Ansiedlung grol¥flachiger Einzelhandelsmarkte
zu verhindern. Der Erteilung einer Baugenehmigung fir kiinftige Umbauten wird damit das
Planungsrecht entgegenstehen. Folglich bleibt der REWE-Markt auf den derzeitigen Bestand
beschrankt. Zeitgemare Weiterentwicklungen sind nicht méglich.

Dies gilt auch trotz der Festsetzungen Uber den erweiterten Bestandsschutz in der textlichen
Festsetzung Nummer 2. Danach kénnen zwar bauliche Anderungen, Erneuerungen und Er-
weiterungen der Lebensmittel-Einzelhandelsbetriebe zugelassen werden. Dies gilt allerdings
zum einen nur ausnahmsweise und zum anderen nur solange, wie die Verkaufsflache der
Betriebe 800 Quadratmeter nicht tUberschreitet. Der REWE-Markt verfugt bereits heute tUber
eine Verkaufsflache von tber 1.000 Quadratmeter. Eine Erweiterung seiner Verkaufsflache
am Standort ist damit fur ihn in Zukunft auch nach den erweiterten Bestandsschutzfestset-
zungen nicht moglich. Er bleibt auf den heutigen Bestand beschrankt.

Die Festsetzungen des Bebauungsplanes tragen damit in keiner Weise der Tatsache Rech-
nung, dass eine VergroRerung der Verkaufsflache bei Lebensmitteleinzelhandelsbetrieben
heutzutage dazu erfolgt, den betroffenen Markt an die Bedirfnisse moderner Kunden anzu-
passen. Diese fordern einen héheren Einkaufskomfort und somit unter anderem breitere
Gange und niedrigere Regale. Zudem soll vermieden werden, dass Regale tber Tiefkiihltru-
hen angeordnet werden. Auch sollen die Markte verstarkt barrierefrei sein, was ebenfalls zu
einem erhohten Flachenbedarf flhrt. Aus all diesen Grinden fuhrt ein Umbau trotz Vergré-
Berung der Verkaufsflache nicht zu einer VergrofRerung oder Veranderung der bestehenden
Warensortimente.
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2. ALDI-Markt

Auch die Belange des bestehenden ALDI-Marktes werden nicht umfassend berucksichtigt.
Auch diesem ist eine Anpassung seiner Ausstattung an die Bedurfnisse moderner Kunden
nicht moglich.

Der ALDI-Markt verfugt Uber eine Verkaufsflache von knapp 700 Quadratmeter. Aufgrund
der textlichen Festsetzung Nummer 2 ist ihm daher eine Erweiterung seiner Verkaufsflache
zwar grundsatzlich maglich, jedoch nur um circa 100 Quadratmeter bis zur Grenze der Grol3-
flachigkeit. In Anbetracht der generellen Entwicklung des Vertriebsformats der Discounter im
Lebensmitteleinzelhandel ist diese GréRenordnung bei Weitem nicht ausreichend, um einen
zeitgemalen Umbau und eine Anpassung an heutige Kundenwiinsche zu ermoglichen. Ak-
tuelle Markte von ALDI Nord verfigen Uber Verkaufsflachen in der Grdfienordnung von
1.000 bis 1.200 Quadratmeter (vergleiche beispielhaft eine aktuelle Pressemitteilung von
ALDI Nord vom 4. April 2017 - beigefluigt als Anlage 2). Die geplanten Festsetzungen bedeu-
teten zumindest mittelfristig das Ende des Standorts fUr einen attraktiven Lebensmitteldis-
counter.

Abwéagung des Fachbereichs Stadtplanung:

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Es entspricht der Intention des Plangebers,
die Einzelhandelsentwicklung im Gewerbegebiet einzuschranken und die Flachen langfristig
fur produzierende und dienstleistungsorientierte Gewerbebetriebe zur Verfiigung zu stellen,
die auf diese Gebietskategorie angewiesen sind. Diese Zielsetzung deckt sich mit den ge-
samtstadtischen Zielen, wonach in Gewerbegebieten Einzelhandelsbetriebe weitestgehend
auszuschlieRen sind (Stadtentwicklungsplan Industrie und Gewerbe, Stadtentwicklungsplan
Zentren 3, Ausfuhrungsvorschriften tGber grof3flachige Einzelhandelseinrichtungen fur das
Land Berlin).

Die Ausdinnung und Umstrukturierung von Filialnetzen flihrte bereits in der Vergangenheit
zu einer Zunahme der Entfernung zwischen Wohn- und Versorgungsstandorten fir die Kun-
den. Betroffen sind vor allem &ltere Menschen, Haushalte ohne Fahrzeug und finanziell
schwéacher gestellte Haushalte. Gerade die verbrauchernahe Versorgung bedarf eines be-
sonderen Schutzes. Umso starker sind die Bezirke gefordert, die Nahversorgungsentwick-
lung im Rahmen ihrer Mdglichkeiten aktiv zu gestalten, soll das allgemein angestrebte Leit-
bild einer optimalen Versorgung der Bevoélkerung verwirklicht wird.

Das Grundstiick Buckower Damm 50 befindet sich nicht in einer wohnsiedlungsraumlich in-
tegrierten Lage. Die ful3laufige Erreichbarkeit des Grundstiicks Buckower Damm 50 ist durch
die Bahntrasse, die Hauptverkehrsstrale Buckower Damm eingeschrankt und ist noch am
ehesten zu dem westlich gelegenen Wohngebiet Neumarkplan und dem nérdlich gelegenen
Einfamilienhausgebiet Uber eine illegale Bahnquerung gegeben. Die Einkaufsalternativen
Ostlich des Buckower Damms (Discounter Gutschmidstrae 101, Nahversorgungszentrum
Britz-Sitd) weisen eine deutlich groRere Nahe zu dem dstlich gelegenen Wohngebiet mit
dem deutlich groReren Einwohnerpotential auf. Die tatsachlich unterversorgten Bereiche in
Britz (westlicher Abschnitt der Mohriner Allee, Hufeisensiedlung Britz), werden von dem
Standort nicht erfasst.

Der Standort profitiert insbesondere von der Lage am Buckower Damm. Der Standort wirkt
durch das Angebot an Parkplatzen tber den Nahbereich hinaus und zieht unter Gefahrdung
funktionsgerecht gewachsener stadtebaulicher Strukturen weitraumig Kaufkraft ab. In dem
Gutachten von Dr. Lademann & Partner, Der Buckower Damm 50 in Berlin Britz als Standort
fur einen Lebensmitteldiscounter, welches die Eigentiimerin in Auftrag gegeben hat, erstreckt
sich das Einzugsgebiet bereits gegenwartig von der Gradestral3e im Norden, Onkel-Brasig-
Stral3e, Griiner Weg / SeveringstralRe im Osten, Johannisthaler Chaussee, Britzer Garten im
Siiden und Bezirksgrenze im Westen und schlief3t die Nahversorgungszentren Britzer Damm
teilweise, Britz-Sud sowie Buckower Damm ein. Der Radius um die Standorte Buckower
Damm 50 betragt damit zwischen 1,2 und 2 Kilometer und reicht Gber die Nahversorgung
wesentlich hinaus. In dem Gutachten wird weiter ausgefihrt, dass es bei der Erweiterung
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des Aldi-Marktes zwar nicht von einer raumlichen Ausweitung des Einzugsgebiets, aber zu
einer Erhéhung der Nachfrageabschopfung (Marktdurchdringung) im bereits bestehenden
Einzugsgebiet kommen wird.

Eine barrierefreie und komfortablere Ausgestaltung sollte einhergehen mit einer fuRlaufigen
Erreichbarkeit von Einkaufsmarkten. Daher ist es bezirkliches Ziel, jedes Vorhaben auf dem
Grundstlck, welches geeignet ist, den nicht integrierten Standort weiter zu starken, die Kon-
kurrenz zum Nahversorgungszentrum Britzer Damm weiter auszubauen und eine Neuan-
siedlung von Lebensmittel-Einzelhandelsbetrieben in Wohnortnahe zu verhindern, planungs-
rechtlich einzuschranken. Die im Bestand vorhandene Verkaufsflache deckt die Nahversor-
gung ausreichend ab, so dass eine mdgliche Erweiterung nur ausnahmsweise zugelassen
werden kann.

Die Belange der Eigentimerin und der Verbrauchermérkte werden dahingehend bertcksich-
tigt, dass den Betrieben ein erweiterter Bestandsschutz eingeraumt wird, der zumindest be-
zogen auf den Aldi auch eine geringfiigige Erweiterung zulasst. Damit werden die Nutzungen
gegenlber dem Bestand nicht eingeschrankt.

Anzumerken ist, dass der REWE-Markt bereits heute Uber eine Verkaufsflache von rund
1.250 Quadratmeter verfiigt, so dass fiir diesen Einzelhandelsbetrieb entsprechend der Ziele
des bezirklichen Einzelhandels- und Zentrenkonzepts keine Erweiterungsmdglichkeiten ein-
geraumt werden kénnen.

AuRerung:
B. Verddung des Standorts als Folge

Folge davon, dass beiden Lebensmittelmarkten eine Erweiterung zum Zwecke einer Anpas-
sung der Ausstattung an zeitgemafle Anforderungen nicht méglich ist, wird sein, dass der
Standort aufgrund seiner kinftigen Unattraktivitat von den Lebensmittelmarkten aufgegeben
wird. Folge hiervon wiederum wird sein, dass der Standort verddet und die Versorgung der
Wohnbevolkerung mit Lebensmitteln fur die nordlich und westlich des Buckower Damm ge-
legenen Wohnsiedlungsbereiche, fir die der Standort - worauf der Bezirk selbst hinweist
(vergleiche Seite 53 des Entwurfs der Bebauungsplanbegriindung) - eine Nahversorgungs-
funktion erflllt, nicht mehr sichergestellt ist. Dies wird zu gravierenden negativen stadtebauli-
chen Auswirkungen fuhren.

Der Schutz des Nahversorgungszentrums Britzer Damm vor wettbewerblicher Konkurrenz ist
dariiber hinaus kein Ziel, das mit dem Baurecht verfolgt werden durfte (vergleiche Seite 51
des Entwurfs der Bebauungsplanbegriindung).

Abwéagung des Fachbereichs Stadtplanung:

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die fu3laufigen Einzugsbereiche (800 Meter-
Radius) des Standorte Gutschmidstraf3e 101 und Mohriner Allee 21B decken den Einzugs-
bereich des Grundstiicks Buckower Damm 50 zunéchst vollstdndig mit ab. Die Nahversor-
gung der Bevolkerung wére daher weiterhin sichergestellt. Gleichzeitig werden gegebenen-
falls neue Mdglichkeiten zugunsten von Nahversorgern in stadtebaulich integrierten Lagen
eroffnet. Unabhangig davon wird den Betrieben ein erweiterter Bestandsschutz eingeraumt.
Die Nutzungen werden gegentiber dem Bestand nicht eingeschrénkt.

Es ist Ziel, das Nahversorgungszentrum Britzer Damm insgesamt zu stabilisieren. Es handelt
sich um eine stadtebauliche Zielsetzung, mit der urbane und dichte Siedlungsstrukturen le-
bendig erhalten und eine verbrauchernahe Versorgung gesichert werden sollen. Die Zielset-
zung steht auch im Zusammenhang mit dem in § 1 Absatz 6 Nummer 4 Baugesetzbuch for-
mulierten Ziel, wonach zentrale Versorgungsbereiche zu erhalten und zu entwickeln sind.
Hiertiber sollen auch fir nicht motorisierte Bevodlkerungsgruppen geeignete Versorgungs-
strukturen vorgehalten werden. Der Schutz des Nahversorgungszentrums stellt daher durch-
aus ein legitimes stadtebauliches Ziel dar.

87



Bebauungsplan XIV-60 Planinhalt und Abwagung

AuRerung:
C. Moglichkeit zur Widerlegung der Schadlichkeit

Vor dem Hintergrund, dass eine VerkaufsflachenvergréRerung heutzutage bei Lebensmittel-
einzelhandelsbetrieben nicht mit einer Vergrof3erung des Sortiments verbunden ist, ware
eine Festsetzung, die grundsatzlich eine Erweiterung der Markte auf Gber 800 Quadratmeter
Verkaufsflache ausschlief3t, allenfalls dann noch sachgerecht und unter Umstanden zu recht-
fertigen, wenn - ahnlich wie im Rahmen des § 11 Absatz 3 Baunutzungsverordnung - eine
Erweiterung moglich bleibt, sofern nachgewiesen wird, dass die Erweiterung keine negativen
stadtebaulichen Auswirkungen haben wird.

Abwéagung des Fachbereichs Stadtplanung:

Der Anregung wird nicht gefolgt. Die genannten typischerweise auftretenden stédtebaulichen
Auswirkungen sind nach der Wertung des Verordnungsgebers regelmaflig anzunehmen,
wenn die Geschossflache des grofiflachigen Einzelhandelsbetriebs mehr als 1.200 Quad-
ratmeter betragt. Nach hochstrichterlicher Rechtsprechung entspricht das einer Verkaufsfla-
che von mehr als 800 Quadratmetern. Nur wenn Anhaltspunkte fiir eine atypische Fallkons-
tellation bestehen, muss geprift werden, ob im konkreten Einzelfall keine der genannten
nachteiligen Auswirkungen zu erwarten ist. Zu den gangigen Prufkriterien zahlen nach dem
Bericht der Arbeitsgruppe ,Strukturwandel im Lebensmitteleinzelhandel und § 11 Absatz 3
Baunutzungsverordnung“ die Lage des Vorhabens im Bezug zu zentralen Versorgungsberei-
chen (innerhalb oder aul3erhalb), vom Vorhaben ausgehende Beeintrachtigungen, der Non-
Food-Anteil des Warensortiments (weniger als 10 von Hundert der Verkaufsflache), die Ver-
braucherndahe des Standorts, der Nahversorgungscharakter (fuBlaufige Erreichbarkeit), die
Lage innerhalb eines Wohnsiedlungsbereichs und das induzierte Verkehrsaufkommen (Ver-
traglichkeit). Es wird eingeschéatzt, dass eine Atypik insbesondere aufgrund der Lage, der
Verbrauchernéhe, der ful3laufigen Erreichbarkeit und dem Verkehrsaufkommen nicht vorliegt
(siehe hierzu auch Ausfuhrungen unter A).

Aus der AuRerung resultierten keine Anderungen des Bebauungsplans.

4.7 Anzeigeverfahren zur Rechtsprifung

Mit Schreiben vom 21. November 2017 (Nachlieferungen am 02. Dezember 2017 und 11.
Januar 2018) legte das Bezirksamt den Bebauungsplan XIV-60 gemal § 6 Absatz 2 Gesetz
zur Ausfihrung des Baugesetzbuchs der Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung und Woh-
nen, Il C, zur Prufung vor.

Mit Schreiben vom 02. Februar 2018 teilte die Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung und
Wohnen mit, dass der Bebauungsplan zu beanstanden ist und noch nicht festgesetzt werden
kann.

Die Beanstandungen bezogen sich auf
- den Umfang der durch die ,Fremdkorperfestsetzung” erfassten Betriebe,

- die fehlende Darstellung der maRgeblichen Beurteilungspegel Lr >= 58 Dezibel (A)
tags fur Aufenthaltsraume von Wohnungen, Ubernachtungsraume in Beherbergungs-
statten und ahnlichem beziehungsweise fur Biroraume ab >= 63 Dezibel (A) in der
Planzeichnung,

- die Abwéagungsfehleinschatzung bei der stadtebaulichen Begriindung zur Festsetzung
der Zahl der Vollgeschosse,

- den Ausschluss von Fremdwerbeanlagen (nicht an der Statte der Leistung),

- die Abwagung zur Festsetzung der Flache C zum Anpflanzen von Baumen und Strau-
chern.
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Weiter waren Anderungen beziehungsweise Uberarbeitungen zu folgenden Punkten vorzu-
nehmen:

Darlegung, ob der bestehende Kraftfahrzeughandel ausnahmsweise zulassig ist bezie-
hungsweise bleibt und trotz der Grof3e nicht von 8 11 Absatz 3 Baunutzungsverord-
nung erfasst wird.

Beurteilung der von der Bahntrasse ausgehenden Schallemissionen auf Grundlage der
rechtlich moglichen Frequentierung.

Aufzahlung der Sortimente in den textlichen Festsetzungen oder in der Begriindung.

Die Aussage, dass Anregungen nicht berticksichtigt werden, ist zu streichen, denn die-
se sind stets zu bertcksichtigen auch wenn ihnen nicht gefolgt wird.

Dariiber hinaus erfolgten Hinweise, die bei der Uberarbeitung beriicksichtigt werden sollten.

Im Ergebnis ergaben sich Anderungen bei den textlichen Festsetzungen sowie im Planbild,
die ein Deckblatt erforderlich machten:

Die durch die ,Fremdkorperfestsetzung” erfasste Flache wird auf das Gewerbegebiet
GES5 beschrankt. Die Flache (GES5 abzuglich Pflanzflachen) betragt rund 8.800 Quad-
ratmeter und nimmt circa 14 Prozent an der Gesamtgewerbeflache ein (textliche Fest-
setzung 2).

Auf dem Grundsttick Mohriner Allee 21/21B (GE3), welches bisher ebenfalls durch die
~Fremdkoérperfestsetzung” erfasst wurde, werden Einzelhandelsbetriebe mit nahversor-
gungsrelevanten Sortimenten nur ausnahmsweise zugelassen (textliche Festsetzung
15).

Die ausnahmsweise zulassigen Sortimente werden in der textlichen Festsetzung 1, 2,
15 aufgelistet. Eine Auflistung und Differenzierung der Randsortimente in den textli-
chen Festsetzungen 2 und 15 (auf maximal 10 Prozent der Verkaufsflache) ist nicht er-
forderlich, da hier alle Gbrigen Warengruppen zulassig sind. Eine Aufzahlung erfolgt in
der Begriindung.

Die flachenhafte Abgrenzung der Beurteilungspegel wird in der Planzeichnung ergénzt
(Flachen H, K). In der textlichen Festsetzung 10 (bisher 9) wird entsprechend auf die
Flachen Bezug genommen.

Anstelle der Anzahl der Vollgeschosse werden die Geb&audehdhen als maximale Ober-
kanten festgesetzt. Weitergehend wird eine textliche Festsetzung (Nummer 6) erganzt,
die die Zulassigkeit technischer Aufbauten oberhalb der zuldassigen Oberkante regelt.

Die bisherige textliche Festsetzung 15, welche Fremdwerbung ausschlielen sollte,
wird gestrichen, da es hinsichtlich der Gestaltung keinen Unterschied macht, ob es sich
um Fremd- oder Eigenwerbung und damit die stadtebauliche Begriindung zur Rege-
lung fehlt.

Die Breite der Pflanzflache C wird von 7 Meter auf 6 Meter reduziert. Durch den Ver-
zicht auf das urspriinglich vorgesehene Anpflanzen grof3kroniger Bd&ume sowie die Be-
ricksichtigung vorhandener Straucher bei der Berechnung der anzupflanzenden
Straucher werden maogliche bauliche Einschrankungen sowie finanzielle Auswirkungen
insbesondere fir das relativ schmale Grundstiick Mohriner Allee 23 (GE4) wirksam
gemindert.

Die von der Bahntrasse ausgehenden Schallemissionen wurden auf Grundlage geén-
derter Annahmen neu berechnet (Die Neuberechnung erfolgte im Rahmen des Bebau-
ungsplans XIV-155a ,Johannisthaler Chaussee / Wildmeisterdamm?®, der rund 1,5 Ki-
lometer sudlich an die Trasse der Neukolin-Mittenwalder Eisenbahn grenzt.

In Anlehnung an den Fahrplan aus dem Jahr 1931 werden zehn Personenziige pro
Tag, zwei davon nach 22:00 Uhr, und 4 Glterzuge in Ansatz gebracht. Das entspricht,
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bei Berlicksichtigung der maximalen Geschwindigkeit, der Streckenlange und der Ein-
gleisigkeit, einer Vollauslastung der Strecke.

- Die Aussage in den Abwéagungen wird in ,nicht gefolgt” korrigiert.
- Das Piktogramm wird in der Legende erlautert.

Dartiber hinaus erfolgten weitere redaktionelle Anderungen in der Begriindung. Der Begriin-
dungstext wurde um die zusatzlichen Verfahrensschritte fortgeschrieben.

4.8 Erneute eingeschrankte Beteiligung der Behdrden und Trager offentlicher
Belange

Mit E-Mail vom 24.09.2018 wurden die von der Anderung beriihrten Behdrden und sonstigen
Trager offentlicher Belange erneut beteiligt. Zwei Behoérden und zwei Amter des Bezirksam-
tes wurden angeschrieben und um Stellungnahme bis zum 12.10.2018 gebeten. In der Aus-
wertung und Abwagung nach 8§ 1 Absatz 7 Baugesetzbuch wurden auch die sonstigen ein-
gegangenen Stellungnahmen von Behdrden und Tragern o6ffentlicher Belange, die tber die
parallel stattfindende Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 4a Absatz 3 in Verbindung mit §
3 Absatz 2 Baugesetzbuch in Kenntnis gesetzt wurden, beriicksichtigt.

Dabei wurden Anregungen zu folgenden Themen vorgebracht:

- Durch das Landesdenkmalamt wurde angeregt, einen Hinweis auf das archaologische
Verdachtsgebiet auf der Planzeichnung aufzunehmen.

- Durch Vattenfall wurde darum gebeten, eine zwischenzeitlich erworbene Flache west-
lich der Versorgungsflache ebenfalls als Flache fiir Versorgungsanlagen festzusetzen.

Der Anregung des Landesdenkmalamtes wurde nicht gefolgt, da der Bebauungsplan ein rein
stadtebauliches Ordnungsinstrument ist, aus dem nicht alle baulichen und sonstigen Anfor-
derungen aus anderen Vorschriften abgelesen werden kénnen. Anforderungen von anderen
Rechtsgebieten an die Nutzung von Grundstiicken, zum Beispiel aus dem Bauordnungs-
recht, dem Immissionsschutzrecht und dem Denkmalschutzrecht stehen neben den Festset-
zungen des Bebauungsplans; sie sind deshalb auch nicht in den Plan aufzunehmen.

Der Anregung von Vattenfall wurde ebenfalls nicht gefolgt, da 6ffentliche Betriebe in § 8 Ab-
satz 2 Nummer 1 der Baunutzungsverordnung ausdriicklich als zulassige Nutzung in Gewer-
bebetrieben benannt sind. Bei einem Umspannwerk handelt es sich unstrittig um einen 6f-
fentlichen Betrieb. Damit sind auch alle ergdnzenden Nutzungen / Anlagen, sofern sie nicht
bereits sowieso durch andere Nutzungsbegriffe in § 8 BauNVO erfasst sind (zum Beispiel
Birogebaude, Lagerplatz, Lagerhaus), im Zusammenhang mit 6ffentlichen Betrieben nach
Absatz 2 Nummer 1 allgemein zuldssig, soweit sie Zubehor und Bestandteil des Umspann-
werks sind. Fur eine Anderung der Planzeichnung fehlt somit die planungsrechtliche Erfor-
derlichkeit. Im Ubrigen handelt es sich bei einer ebenfalls erworbenen Teilflache um eine
planfestgestellte Bahnanlage, die weiterhin nachrichtlich als solche im Planbild zu berneh-
men ist.

Das Ergebnis der Abwégung der eingeschrankten Behordenbeteiligung hatte keine Auswir-
kungen auf die Planinhalte.

4.9 Erneute 6ffentliche Auslegung

Die erneute Beteiligung der Offentlichkeit fand in der Zeit vom 24.09.2018 bis einschlieRlich
12.10.2018 im Stadtentwicklungsamt statt. Es gingen keine schriftlichen Stellungnahmen ein,
mundlich wurden auch keine Anregungen und / oder Hinweise gedul3ert. Im Ergebnis waren
somit keine Anderungen erforderlich.
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4.10 Anzeigeverfahren zur Rechtsprifung

Mit Schreiben vom 10.12.2018 legte das Bezirksamt den Bebauungsplan XIV-60 gemalf § 6
Absatz 2 Gesetz zur Ausfihrung des Baugesetzbuchs der Senatsverwaltung fur Stadt-
entwicklung und Wohnen, Il C, erneut zur Priifung vor.

Mit Schreiben vom 11.02.2019 wurden durch die Senatsverwaltung fir Stadtentwicklung und
Wohnen mitgeteilt, dass bei Erfullung der nachfolgend genannten Voraussetzungen keine
Beanstandungen erhoben werden. Die Voraussetzungen sind:

- Stadtebauliche Begrindung der nur ausnahmsweisen Zulassigkeit von Tankstellen
gemal 8§ 1 Absatz 5 Baugesetzbuch

- Erlauterung, der gebietstibergreifenden Gliederung von Gewerbegebieten in Neuk®élin /
Berlin als Voraussetzung fur die Festsetzung von Emissionskontingenten

- Richtigstellung der verwendeten Fassung des Baugesetzbuchs.

Die Voraussetzungen sowie die weiteren redaktionellen Hinweise wurden bertcksichtigt. Die
Daten der erneuten offentlichen Auslegung wurden auf der Planzeichnung / Deckblatt er-
ganzt.

5 Abwagung der 6ffentlichen und privaten Belange

Die offentlichen und privaten Belange sind gemal § 1 Absatz 7 Baugesetzbuch im Bebau-
ungsplanverfahren gegeneinander und untereinander gerecht abzuwagen. Mit der verbindli-
chen Bauleitplanung wird in die Eigentiimerrechte eingegriffen, es werden Inhalt und Gren-
zen des Eigentums bestimmt. Es ist daher abzuwégen, ob das Wohl der Allgemeinheit tat-
séachlich Einschrankungen der Privatrechte erforderlich macht. Mal3gabe dafir sind die nach
88 1 und la Baugesetzbuch erkennbaren Elemente, die nach Lage der Dinge in die Abwa-
gung einzustellen sind. Hinweise der Fachbehdrden und sonstiger Trager 6ffentlicher Belan-
ge sind ebenfalls zu bertcksichtigen.

In die Abwagung uber die Inhalte des Bebauungsplans wurden insbesondere folgende 6f-
fentliche Belange eingestellt:

- die Belange der Wirtschaft, das Interesse an der Erhaltung, Sicherung und Schaffung
von Arbeitsplatzen im Plangebiet als Bestandteil eines angemessenen Arbeitsplatzan-
gebotes in der Stadt,

- die Belange der Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche,

- die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhéltnisse und die
Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevdlkerung,

- die Belange des Umweltschutzes, einschliellich des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege,

- der sparsame und schonende Umgang mit Grund und Boden, die Nutzung der Még-
lichkeiten zur Nachverdichtung von bebauten untergenutzten Flachen,

- die Ergebnisse eines von der Gemeinde beschlossenen stadtebaulichen Entwicklungs-
konzeptes und sonstiger von ihr beschlossener stadtebaulicher Planungen.

Der Bebauungsplan XIV-60 soll durch die Beachtung dieser Belange eine nachhaltige stad-
tebauliche Entwicklung gewahrleisten.

Bei den geltend gemachten privaten Belangen, die erkennbar und von Bedeutung sind, han-
delt es sich im Wesentlichen um

- das Interesse an der planungsrechtlichen Sicherung / Erhaltung der bestehenden Nut-
zung und der Weiterentwicklung des jeweiligen Standorts,

- die private Baufreiheit und die wirtschaftliche Nutzbarkeit eines Baugrundsticks,
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- Ausschluss moglicher Beeintrachtigungen der angrenzenden Wohngebiete (Interesse
der Wohnungseigentiimer auf3erhalb des Plangebiets).

Art der baulichen Nutzung

Der Bebauungsplan XIV-60 sieht mehrere Festsetzungen vor, die die private Baufreiheit und
die Nutzbarkeit der Baugrundstiicke beschranken.

Durch die Uberleitung der Art der baulichen Nutzung auf die aktuelle Baunutzungsverord-
nung und die textlichen Festsetzungen 1 bis 5 werden nach dem geltenden Planungsrecht
zulassige Nutzungen eingeschrankt. Im Beschrankten Arbeitsgebiet gemafld Baunutzungs-
plan sind gewerbliche Betriebe zulassig, wenn sie keine Nachteile und Belastigungen der
naheren Umgebung verursachen. Damit sind auch grof3flachige Einzelhandelsbetriebe und
Vergnugungsstatten zunachst allgemein zuléassig. Die Nachfrage in den letzten Jahren hat
gezeigt, dass das Interesse an der Errichtung von Einzelhandelsbetrieben (auch nicht grol3-
flachigen) und / oder der Erweiterung bestehender Handelseinrichtungen sowie nach Stand-
orten fur Vergnigungsstatten ungebrochen ist. In der Vergangenheit mussten diesbeztiglich
bereits drei Veranderungssperren erlassen werden (siehe Kapitel V 6 und 10). Bei Umset-
zung der beantragten Nutzungen hatte die Gefahr einer allmahlichen stadtebaulichen Um-
strukturierung des Gebiets von einem Gewerbestandort hin zu einem Einzelhandels- / Ver-
gnlgungsstatten-Standort bestanden.

Mit dem Einzelhandels- und Zentrenkonzept vom April 2009 (Beschluss der Bezirksverord-
netenversammlung vom 02.06.2010, verdffentlicht im Amtsblatt Berlin am 02.07.2010, Seite
1051), aktualisiert im April 2016 (Beschluss der Bezirksverordnetenversammlung vom
13.07.2016, veroffentlicht im Amtsblatt Berlin am 30.12.2016, Seite 3791), liegt fir den Be-
zirk Neukdlln ein schliissiges Plankonzept vor. Das Einzelhandels- und Zentrenkonzept ent-
halt verbindliche Aussagen zur zuklnftigen raumlichen, quantitativen und qualitativen Steue-
rung der Einzelhandelsentwicklung. Hinsichtlich der Nahversorgung wird geregelt, dass eine
wohnungsnahe und mdglichst flachendeckende Versorgung sichergestellt werden soll. Ein-
zelhandelsbetriebe sind vorrangig innerhalb der Zentren anzusiedeln. Zentrale Versorgungs-
bereiche — insbesondere Nahversorgungszentren — sind vor negativen Auswirkungen be-
nachbarter Einzelhandelsbetriebe zu schitzen. Die Nahversorgung kann bei entsprechenden
raumlichen Defiziten auch durch Einzelhandelsbetriebe mit nahversorgungsrelevanten Sor-
timenten bis zur Grof3flachigkeit auf3erhalb eines zentralen Versorgungsbereichs ergéanzt
werden, nicht jedoch in Gewerbe- und Industriegebieten (Grundsatz 2).

Aufgrund der nicht integrierten Wohngebietslage ist davon auszugehen, dass Einzelhandels-
betriebe im Geltungsbereich Uber den Nahbereich hinaus wirken, wesentlich auf den motori-
sierten Kundenverkehr ausgerichtet sind, weitrdumig Kaufkraft abziehen und die Erh6hung
der Verkaufsflache vorhandener Lebensmittelbetriebe zur Sicherung und Aufwertung des
Nahversorgungszentrums Britzer Damm zumindest erschweren.

Der zukunftige Ausschluss von Einzelhandelsnutzungen im Gewerbegebiet ist weiter durch
das Ziel der Vorhaltung der Flachen fir Gewerbebetriebe begrindet, das hier hoher gewich-
tet wird als das Interesse der Eigentimer an der nahezu uneingeschrankten Verwertung,
insbesondere fir den Einzelhandel. Es ist Ziel des Landes Berlin, Gewerbeflachen durch ein
entsprechend restriktives Planungsrecht zu schiitzen (siehe Flachennutzungsplan — Kapitel |
3.2, Stadtentwicklungsplan Zentren 3 — Kapitel | 3.4, Ausflihrungsvorschriften tUber grof3fla-
chige Einzelhandelsvorschriften — Kapitel | 3.5.1). Im Hinblick auf das Bodenpreisgeflige und
die Charakteristik des Gewerbegebiets ist das derzeit geltende Planungsrecht (Baunut-
zungsplan, 8 34 Baugesetzbuch) daher anzupassen und auf die aktuelle Baunutzungsver-
ordnung lberzuleiten.

Im Vergleich mit anderen deutschen Grof3stadten (>500.000 Einwohner) ist der Anteil der
gewerblichen Bauflachen an der Siedlungsflache in Berlin laut Flachennutzungsplan mit 7,6
Prozent gering (Minchen: 6,9 Prozent, Ubrige Grofl3stadte 10-15 Prozent). Setzt man die
gewerblichen Bauflachen in Bezug zur Bevolkerung, ergibt sich ein vergleichbares Bild (Ber-

92



Bebauungsplan XIV-60 Planinhalt und Abwégung

lin: 14 Quadratmeter je Einwohner, Minchen: 12 Quadratmeter je Einwohner, Ubrige Grof3-
stadte Uberwiegend 20-40 Quadratmeter je Einwohner).

Im Bericht zur Uberpriifung des Stadtentwicklungskonzepts Industrie und Gewerbe aus dem
Jahr 2014 wird ausgefuhrt, dass die Verknappung von verfiigbaren und tatsdchlich am Markt
angebotenen Flachen zu einem Anstieg der Preise fuhren wird. Die Entwicklung der Wirt-
schaft in Berlin wird jedoch nicht als so robust eingeschatzt, als dass deutliche Preissteige-
rungen verkraftet werden konnten. Insofern ist auf die Preisentwicklung dampfend einzuwir-
ken. Dies beinhaltet zum einen ein angemessenes Angebot an verfugbaren und am Markt
tatsachlich angebotenen Flachen in unterschiedlichen Qualitdten und Lagen. Zum anderen
soll das Eindringen von hochwertigen Nutzungen vermieden werden, die zu einem Anstieg
von Preisen beziehungsweise Preiserwartungen in einzelnen Gebieten flhren. Dies betrifft
neben Nutzungen wie Einzelhandel und Vergniigungsstéatten auch Wohnen oder Wohnson-
derformen.

Den vorhandenen Einzelhandelsbetrieben Buckower Damm 50 sollen tber § 1 Absatz 10 der
Baunutzungsverordnung Uber den Bestandsschutz hinausgehende Entwicklungsmaoglichkei-
ten (bauliche Anderungen und Erneuerungen) eingeraumt werden. Auch bauliche Erweite-
rungen konnen, wenn die Verkaufsflache nicht bereits 800 Quadratmeter tGberschreitet, aus-
nahmsweise zugelassen werden.

Den Einzelhandelsbetrieben auf dem Grundstiick Mohriner Allee 21, 21B werden durch die
ausnahmsweise Zulassigkeit ebenfalls Gber den einfachen Bestandsschutz hinausgehende
Entwicklungen ermdglicht. Zulassig sind Betriebe unterhalb der Schwelle zur Grof3flachigkeit.

Damit kann den privaten Interessen der Eigentimer am Erhalt bestehender baulicher Nut-
zungsrechte entsprochen werden. Das Interesse der Eigentimer an der Beibehaltung des
bisherigen Zustandes ist zwar nachvollziehbar, das Baugesetzbuch raumt jedoch keinen
Anspruch auf Fortbestand einer bisherigen Planung (hier: Baunutzungsplan, § 34 Bauge-
setzbuch, Bebauungsplan XIV-A) ein.

Auf dem Grundstick Mohriner Allee 21A befindet sich ein grof3flachiger Autohandel. Die
Verkaufsflache belauft sich auf deutlich mehr als 800 Quadratmeter. Nach den Festsetzun-
gen des Bebauungsplans sollen Einzelhandelsbetriebe zukinftig nicht mehr zulassig. Ein-
zelhandelsbetriebe mit nicht-zentrenrelevanten Sortimenten, unter anderem Handel mit
Kraftwagen, kdnnen ausnahmsweise zugelassen werden. Nach § 11 Absatz 3 Baunutzungs-
verordnung sind grof3flachige Einzelhandelsbetriebe regelmafig nur in Kerngebieten oder in
fur sie festgesetzten Sondergebieten zuldssig, wenn sie sich nicht nur unwesentlich auf
raumordnerische und stadtebauliche Belange nachteilig auswirken kénnen. Diese Regelver-
mutung ist aber nach Satz 4 der Vorschrift widerlegbar, wenn Anhaltspunkte daflir bestehen,
dass solche Auswirkungen trotz Uberschreitung der 800 Quadratmeter Verkaufsflache nicht
vorliegen; dabei ist insbesondere das Warenangebot des Betriebs zu berlcksichtigen. Die
Regelvermutung greift also nicht, wenn die betriebliche oder stadtebauliche Situation nicht
der entspricht, die dieser Regelvermutung durch den Verordnungsgeber als typisch zugrun-
de gelegt worden ist. Das kann hier zugunsten des Betriebs angenommen werden. Die Be-
sonderheiten, die zur Widerlegung der Regelvermutung bestehen, liegen hier auf der betrieb-
lichen Seite: Der Autohandel hat typischerweise wegen der spezifischen Waren einen gro-
Ben Flachenbedarf und weist nur ein schmales Warensortiment (ausschlie3lich Fahrzeuge)
auf, das keine Bedeutung fir die Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche hat. Damit ist
der im Teilgebiet GE5 anséssige Autohandler trotz seiner Grol3flachigkeit im Gewerbegebiet
hier ausnahmsweise zulassig, da es sich um einen atypischen Betrieb handelt.

Die Interessen der Ubrigen Grundstiickseigentiimer an einer maglichst wirtschaftlichen Nut-
zung ihrer im Plangebiet gelegenen Grundsticke sind durch den Einzelhandelsausschluss
und dem Ausschluss von Vergniigungsstatten nicht unangemessen beeintrachtigt. Es wird
eingeschatzt, dass ihnen eine hinreichende Bandbreite méglicher Nutzungen verbleibt. Auch
wenn anzunehmen ware, dass die Vermarktung der Grundstiicke fiir die zugelassenen Nut-
zungen im Einzelfall Schwierigkeiten verursachen koénnte, ergdbe sich daraus allein kein
Abwagungsfehler. Dem Interesse eines Grundeigentiimers an der einfachsten und lukrativs-
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ten Vermarktung seines Grundstiicks kommt regelmaRig nicht so viel Gewicht zu, dass der
Plangeber dieses Interesse bei der Abwagung nicht mit Blick auf ebenso gewichtige offentli-
che Interessen zurlickstellen kénnte. (Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen, Urtell
vom 12.12.2013, Az.: 10 A 332/08).

Die GrofRenordnung der Verkaufsflache im Plangebiet muss auch begrenzt werden, damit
keine Gefahrdungen der nachstgelegenen Zentren, hier insbesondere des Nahversorgungs-
zentrums Britzer Damm, durch weiter hinzukommende Verkaufsflachen eintreten. Die Ver-
kaufsflache mit nahversorgungsrelevanten Sortimenten betragt im Plangebiet im Bestand
bereits rund 3.100 Quadratmeter. Damit wird bereits eine GroRenordnung erreicht, die ober-
halb der Empfehlungen fir entsprechende Sortimente in Nahversorgungszentren liegt (gro-
Ber 2.000 Quadratmeter). Das Nahversorgungszentrum Britzer Damm weist im Bestand
deutliche Funktionsschwachen auf. Ein weiterer Ausbau der Versorgungsfunktion im Gel-
tungsbereich wirkt sich auch nachteilig auf die Entwicklung eines in die Wohnbebauung inte-
grierten Einzelhandels im Westen des Plangebiets aus.

MaR der baulichen Nutzung, Uberbaubare Grundsticksflachen

Den Belangen der Grundstiickseigentimer kommen die Erweiterung der gewerblichen Bau-
flachen und die Erhéhung der zulassigen Geschossflache sowie eine mogliche Erhéhung der
Gebaude entgegen. Einschrankungen erfolgen in Bezug auf das Mal3 der baulichen Nutzung
durch die Uberleitung auf die Baunutzungsverordnung 2017. Die Baunutzungsverordnung
von 1968 enthielt noch keine Beschrankungen fur die Grundflachen von Stellplatzen, Gara-
gen und Nebenanlagen. Durch die Freihaltung der Vorgérten von Bebauung und weiterer
unversiegelter Flachen entlang der Grundstiicksgrenzen verfiigen die Grundstiicke, mit Aus-
nahme der Grundstiicke Buckower Damm 38 und Mohriner Allee 21A, bereits im Bestand
Uber ausreichend unversiegelte Flache.

Durch die Festsetzung der Baugrenze im Abstand von 10 bis 27 Meter parallel zum
Buckower Damm und zur Mohriner Allee (zeichnerische Festsetzung) ergeben sich nur ge-
ringfligige Einschrankungen fur die Grundsticke. Mit Ausnahme auf dem Grundstiick Mohri-
ner Allee 23 ist die Umsetzung bereits erfolgt.

Die Verortung der Baugrenze im Abstand von 10 Meter zur Bahntrasse resultiert aus der
Nahe zum westlich gelegenen Wohngebiet (Entfernung rund 35 Meter) und dient damit, im
Zusammenspiel mit weiteren Festsetzungen, der Zielsetzung, schadliche Umwelteinwirkun-
gen auf ausschlieR3lich oder Gberwiegend zum Wohnen dienende Gebiete soweit wie moglich
Zu vermeiden.

Durch das Aufgeben der Festsetzung der geschlossenen Bauweise erhalten die Bauherren
zukUnftig mehr bauliche Freiheit, allerdings im Rahmen der abstandsrechtlichen Vorschriften
der Berliner Bauordnung.

Immissionsschutz

Die Festsetzungen 9 und 10 des Bebauungsplans zum Schutz vor Larm dienen der Wahrung
gesunder Wohn- und Arbeitsverhéaltnisse in den Bereichen, die Larmimmissionen ausgesetzt
sind. Diese Belange missen aus Grunden des Gesundheitsschutzes hoher gewertet werden
als der private Belang der Baufreiheit und einem gegebenenfalls uneingeschrankten Nacht-
betrieb.

Bereits mit den Baugenehmigungen wurden Auflagen erteilt, wonach die von dem jeweiligen
Betrieb ausgehenden Gerauschemissionen unter Beriicksichtigung der Emissionen von allen
Anlagen, Betriebsablaufen (zum Beispiel Anlieferung, Larm durch Besucher, Parkflachen)
und Einflissen der Baukdrpergestaltung (zum Beispiel Reflexionswirkung) derart zu begren-
zen sind, dass schadliche Umweltwirkungen fir die benachbarte Wohnnutzung ausge-
schlossen werden. Damit sind Einschrankungen gegeniber einem uneingeschrankten Ge-
werbegebiet bereits im Bestand zu berticksichtigen. Insbesondere in der Nacht fallen die zur
Verfligung stehenden Emissionskontingente gegeniber einem uneingeschrankten Gewer-
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begebiet deutlich geringer aus. Sofern Neubebauungen auf den kontingentierten Flachen
vorgesehen sind, kénnen Nutzungseinschrankungen mittels geeigneter Anordnung von Be-
triebsgebauden abgemildert werden (zum Beispiel: Abschirmung von Verladegeréduschen zu
den nachsten Immissionsorten hin durch eine Halle / Wand). Kritisch ist die Nutzung der Teil-
flachen wahrend der Nachtzeit zu sehen, sofern zum Beispiel Anliefer- und Ladetatigkeiten
vorgesehen sind. Fir die am starksten limitierte Teilflache GE4 in Nahe der Wohnnutzungen
westlich des Plangebiets, kommt nur die Ansiedlung von nicht stérendem Gewerbe infrage.
Der Nachweis der Bericksichtigung der Einhaltung der Immissionsrichtwerte an den mafi3-
geblichen Immissionsorten muss im Baugenehmigungsverfahren erbracht werden. Durch
den Bebauungsplan erfolgt lediglich eine Klarstellung im Vorfeld. Auch ohne die Festsetzun-
gen im Bebauungsplan ware der Nachweis gesunder Wohn- und Arbeitsverhéltnisse im und
angrenzend an den Geltungsbereich gleichermal3en zu erbringen. Der Konflikt der vorhan-
denen Wohnnutzung mit dem Larm aus dem Gewerbegebiet lasst sich nicht durch ausrei-
chende Abstande I6sen, denn dies wirde eine vollstandige Abkehr vom Ziel der Nachver-
dichtung bedeuten. Gleichzeitig ist auch kein Ausweichen auf andere Flachen mdglich, da es
das Ziel ist, diese innerstadtischen Grundstticke fur gewerbliche Nutzungen zu erhalten und
auch Mdoglichkeiten einzuraumen, die vorhandene Nutzungsstruktur in unmittelbarer Nach-
barschaft zum Wohnen zu erganzen und so das Areal weiter in das Ortsgeflige einzubinden.

Die festgelegten Kontingente im Bebauungsplan (textliche Festsetzung 8) wurden nach den
Bedirfnissen und Eigenschaften der vorhandenen Betriebe und Anlagen festgelegt. Sie
schranken die vorhandenen Nutzungen am Standort, auch im Fall von Stérungen und In-
standsetzungsarbeiten, nicht ein und berlcksichtigen durch groRRzligige Annahmen auch
betriebliche Veréanderungen. Dabei wurde den einzelnen Ablaufen / Nutzungen jeweils der
Worst-Case-Fall zugrunde gelegt (zum Beispiel vollstdndige Ausnutzung aller verfligbaren
Freiflachen fir Betriebszwecke, zusatzliche Zu- und Abfahrten). Zudem wurden mdégliche
Pegelminderungen auf dem Ausbreitungsweg (zum Beispiel durch Bodeneffekte, Luftabsorp-
tion, Abschirmungen durch vorhandene Gebaude in Richtung Wohnbebauung et cetera)
nicht berticksichtigt.

Pflanzflachen

Dartber hinaus erfolgen im Bebauungsplan Festsetzungen zur Pflanzbindung und in gerin-
gem Umfang Festsetzungen zur Neubepflanzung von Flachen. Dabei handelt es sich um
Flachen, die bereits im Bestand begriint sind beziehungsweise auf welchen Gehdlzaufwuchs
vorhanden ist. Eine UberméaRige Einschrénkung erfolgt nicht, da Bereiche, die bereits im Be-
stand baulich genutzt werden, von der Regelung ausgenommen sind. Lediglich fur das
Grundstuck Mohriner Allee 23 findet eine gewerbliche Nutzung (nicht genehmigte Lagernut-
zung) auf den Flachen mit Pflanzbindung statt. Hierzu ist anzumerken, dass bereits bei Er-
werb des Grundstlicks die Planungsabsicht zur Freihaltung der Flache parallel zur Mohriner
Allee und Bahntrasse bekannt war. Der Eigentiimer des Grundstiicks wurde am Bebauungs-
planverfahren beteiligt. Bezogen auf die Festsetzungen zur Bepflanzung kommt hinzu, dass
in Abwéagung der offentlichen und privaten Interessen bereits auf die Festsetzung einer
Grunflache zugunsten einer baulichen Erweiterung der Gewerbebetriebe verzichtet wurde.
Ein darlber hinaus gehender Verzicht auf die Pflanzbindung ware mit dem o6ffentlichen Be-
langen einer im Flachennutzungsplan dargestellten Grinverbindung nicht vereinbar.

Es liegt im offentlichen Interesse, dass beim Aufeinandertreffen zweier Nutzungen mit unter-
schiedlichen Schutzansprichen, diese moglichst getrennt werden. Da es sich hier um Be-
standsgebiete handelt, ist dies nicht mehr mdglich. Die planungsrechtliche Sicherung von
Pflanzflachen parallel zur Bahn dient der Beibehaltung / Erganzung sichtbarer begriinender
und klimagerechter MaRnahmen zur Erhéhung der Akzeptanz des Gewerbegebiets. Die
durch Bepflanzung bewirkte optische Abschirmung und die dadurch hervorgerufene positive
psychologische Wirkung auf die Bewohner im benachbarten Wohngebiet sind nicht zu unter-
schatzen.
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Die Pflanzflache stellt gleichzeitig einen Kompromiss fir die im Flachennutzungsplan dstlich
der Bahn dargestellte 6ffentlich zugangliche Grinverbindung dar. Die Abtrennung bestimm-
ter Bereiche innerhalb der Griunflache steht dem nicht entgegen, solange die Grinflache
insgesamt zugéanglich ist. Die Pflanzflachen erfullen klimatische und lufthygienische Aus-
gleichsfunktionen. Die Voraussetzung, dass ein Griinzug seinen Funktionen auch gerecht
werden kann, ist eine gewisse Breite. Dieser 6ffentliche Belang ist hierbei héher zu gewich-
ten als eine vollstandige gewerbliche Ausnutzung des Grundsticks.

Belastungen des o6ffentlichen Haushaltes

Entschadigungen aus planungsrechtlichen Eingriffen sind nach den 88 39 und 42 Bauge-
setzbuch zu prifen: Gemald 8§ 39 Baubaugesetzbuch ist entschadigungsberechtigt, wer im
Vertrauen auf den Bestand eines Bebauungsplans nutzungsvorbereitende Aufwendungen
zur Ausnutzung des bestehenden Planungsrechts getétigt hat, die aber durch die Anderung
des Planungsrechts an Wert verlieren. Ein solcher Fall ist hier nach Kenntnis des Bezirksam-
tes nicht gegeben.

§ 42 Baugesetzbuch sieht eine planungsschadensrechtliche Entschadigung fur nicht unwe-
sentliche Vermogensnachteile aufgrund von planungsrechtlichen Eingriffen in die zulassige
Nutzung eines Grundstiicks vor. Nach derzeitiger Einschéatzung wird davon ausgegangen,
dass keine Entschadigungsanspriiche entstehen.

Nach § 41 Absatz 2 Baugesetzbuch regelt, dass Entschadigungen verlangt werden kénnen,
wenn durch die Festsetzungen des Bebauungsplans besondere Aufwendungen fiir die Be-
pflanzung und deren Pflege erforderlich werden und eine wesentliche Wertminderung des
Grundstuicks eintritt. Das ist nach derzeitiger Einschatzung nicht der Fall (siehe Kapitel IV 3).

Abwagung

Bei der Abwagung der privaten und offentlichen Belange unter Berlcksichtigung der Be-
standssituation und der eingesetzten / nachgefragten Entwicklung erfolgt die Entscheidung
zugunsten einer gewerblichen Entwicklung bei Einschrankung einer Einzelhandelsnutzung.
Die eingesetzte Entwicklung des Gebietes und die vorgelegten Plane zur Bebauung / Nach-
nutzung einiger Grundstucke zeigen, dass Handlungsbedarf zur Klarung der Planungsab-
sichten im Geltungsbereich besteht und die wohnortnahen Flachen fir kleinere Gewerbebe-
triebe starker als bisher gesichert werden missen. Insbesondere Einzelhandelsbetriebe mit
nahversorgungs- und zentrenrelevanten Sortimenten weisen ein Beeintrachtigungspotenzial
auf, das es rechtfertigt, sie einem Sonderregime zu unterwerfen, da sonst von nicht nur un-
wesentlichen Auswirkungen auf die stddtebauliche Entwicklung und Ordnung auszugehen
ist. Die Festsetzungen des Plans tragen dazu bei, die fur eine Grol3stadt erforderlichen Ge-
werbestandorte einschlie3lich der wohnortnahen Arbeitsplatze vor dem Zugriff unerwiinsch-
ter Nutzungen zu schiitzen. Der Bebauungsplan trédgt mit seinen Festsetzungen zu einer
geordneten stadtebaulichen Entwicklung bei. Die Festsetzungen tragen sowohl dem bauli-
chen Bestand als auch kunftigen gewerblichen Nutzungen Rechnung. Es erfolgt eine Kon-
fliktbewaltigung zwischen unterschiedlichen Nutzungen im Vorfeld, um ein ungestortes Ne-
beneinander zu gewahrleisten. Die vorhandenen Nutzungen kdnnen im Rahmen der Bebau-
ungsplanfestsetzungen erhalten bleiben.

Mit der planungsrechtlichen Sicherung einer Flache fiir Versorgungsanlagen mit der Zweck-
bestimmung ,Umspannwerk” wird, entsprechend einer Stellungnahme des Netzbetreibers,
die Stromversorgung der Bevdlkerung unter Berlcksichtigung von § 1 Absatz 6 Nummer 8
Baugesetzbuch auch langfristig sichergestellt. Ungeachtet dessen ist die Entwicklungsmag-
lichkeit des Netzbetreibers im Falle zukinftiger oder bereits realisierter Grundstiicksankaufe
durch die Festsetzung angrenzender Flachen als Gewerbegebiet weiterhin gegeben.

Mit den geplanten Festsetzungen zur Begriinung und Bepflanzung ergeben sich positive
Auswirkungen fir das Stadt- und Landschaftsbild. Es entspricht der stadtebaulichen Intenti-
on, auch in Gewerbegebieten einen gewissen Anteil an Grinflachen auf den Grundstiicken
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zu entwickeln, und die Realisierung einer Grinvernetzung entlang der Bahntrasse nicht flr
die Zukunft auszuschlieRen. Der Anteil von 10 bis 25 Prozent Grinflache an der Gesamt-
grundstucksflache in den Baugebieten stellt keine unzumutbare Forderung dar.
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IV Auswirkungen der Planung

1 Auswirkungen auf die Umwelt

Siehe Kapitel Il Umweltbericht.

2 Auswirkungen auf die Wohnbedirfnisse und Arbeitsstatten

Durch die Festsetzungen werden die vorhandenen Lebens- und Arbeitsverhéltnisse grund-
satzlich beibehalten.

3 Auswirkungen auf den Haushalt und die Finanz- beziehungsweise Investiti-
onsplanung

Gemal Stellungnahme der Senatsverwaltung fur Finanzen, ID, vom 23.05.2008 ist sicherzu-
stellen, dass durch die Festsetzung des Bebauungsplans, den Abschluss von Vertragen und
die Realisierung von Baumafinahmen sowie dem Ankauf von Grundstiicken keine finanziel-
len Verpflichtungen eingegangen werden, die zu nicht geplanten Belastungen fur den Haus-
halt Berlins fihren. Hierbei seien auch finanzielle Auswirkungen einzuplanen, die von den
Planungserfordernissen ausgeltst, bereits bei rechtskraftigen Festsetzungen von Bebau-
ungsplanen fur gesetzliche Anspriiche auf Geldentschadigung und Grundsticksiibernahmen
anfallen konnen (88 39 ff. Baugesetzbuch).

Planungsschéaden

Gemal § 42 Absatz 1 Baugesetzbuch kann ein Eigentiimer eine Entschadigung verlangen,
wenn die zulassige Nutzung eines Grundstiicks aufgehoben oder geandert wird und dadurch
eine nicht nur unwesentliche Wertminderung eintritt.

Nach § 42 Absatz 2 Baugesetzbuch ist die Aufhebung oder Anderung von zulassigen Nut-
zungen innerhalb einer Frist von sieben Jahren ab Zuléassigkeit zu entschadigen. Da der
Baunutzungsplan seit 1960 rechtskréftig ist, greift die ,Sieben-Jahres-Frist* nicht mehr. Uber
die zeitliche Frist von sieben Jahren hinaus schitzt § 42 Absatz 3 Baugesetzbuch die zulés-
sige, ausgelbte Nutzung. Die Differenz, die sich aus dem Grundstickswert aufgrund der
ausgeulbten Nutzung und der Eingriffe in die ausgeubte Nutzung ergibt, ist zu entschéadigen.

Durch die Aufstellung des Bebauungsplans sind keine Planungsschaden anzunehmen. Dies
begriindet sich wie folgt:

- Aus den Festsetzungen im Gewerbegebiet resultieren keine nachteiligen Nutzungsein-
schrankungen, die zu einer nicht nur unwesentlichen Wertminderung fihren. Nach den
Darstellungen des Baunutzungsplans in Verbindung mit der Bauordnung 1958 waren
im beschrankten Arbeitsgebiet zulassig:

a) Gewerbliche Betriebe, wenn sie keine Nachteile oder Belastigungen fir die ndhere
Umgebung verursachen kénnen;

b) Gebaude fir Verwaltung, Geschafts- und Birohauser;
d) Wohnungen flr Aufsichts- und Bereitschaftspersonal.

All diese Nutzungen sind auch weiterhin im Gewerbegebiet zulassig. Die raumliche Un-
terteilung des Gewerbegebietes mit unterschiedlichen Nutzungsspektren berlcksichtigt
die ausgeibten Nutzungen und erfolgt zum Schutz nachteiliger Auswirkungen. Zu den
Einzelheiten siehe Kapitel 11l 5 (Abwéagung der offentlichen und privaten Belange).

- Im Hinblick auf das Mal3 der baulichen Nutzung gilt, dass das zuldssige Maf3 erhoht
wird: Der Baunutzungsplan fur Berlin, der zusammen mit den planungsrechtlichen Vor-
schriften der Bauordnung fir Berlin in der Fassung von 1958 und in Verbindung mit
den férmlich festgestellten Fluchtlinien als Ubergeleiteter qualifizierter Bebauungsplan
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im Sinne des § 30 Absatz 1 Baugesetzbuch weiter gilt, trifft fir die Flachen im raumli-
chen Geltungsbereich des Bebauungsplans XIV-60 (Ausnahme: Flachen des ehemali-
gen Bahnhof Britz) folgende Ausweisungen: beschranktes Arbeitsgebiet, Baustufe 11/3
(zweigeschossig, Grundflachenzahl 0,4, Geschossflachenzahl 0,6, Baumassenzahl
2,4, mal3geblich ist die Baumassenzahl). All diese Maf3zahlen werden durch die Fest-
setzungen des Bebauungsplans abgesichert beziehungsweise erweitert.

Neu ist die Begrenzung der Uberschreitungs-Grundflachenzahl gemaR § 19 Absatz 4
Baunutzungsverordnung. Die Bauordnung fir Berlin 1958 enthielt noch keine absolute
numerische Beschrénkung fiur die Grundflachen von Stellplatzen, Garagen und Ne-
benanlagen. Auch wenn versucht wurde, die Vorgarten und die sudliche Spitze von
Bebauung frei zu halten und die unbebauten Flachen nach § 8 Absatz 20 der Bauord-
nung zu begrinen waren, waren die Grundsticke im Zweifelsfall vollstandig mit Ne-
benanlagen tberbaubar.

Die Einfuihrung einer Obergrenze fir die Uberschreitungs-Grundflachenzahl durch den
vorliegenden Bebauungsplan fuhrt fir das gewerbliche Grundstiick Mohriner Allee 21A
dazu, dass bei kinftigen Bauantréagen eine gewisse Entsieglung zu vollziehen ist, da
sich die baulichen Nutzungen auf nahezu 100 Prozent der Grundstiickflache entwickelt
haben. Ein Planungsschaden ist jedoch nicht anzunehmen, da der Baugenehmigung
aus dem Jahr 1989 zur Umnutzung der Grundstiicksflache Mohriner Allee 21A in eine
Aufstellflache fur den Verkauf von Wohnwagen, Campinganhéangern zu entnehmen ist,
dass die Stellplatzflachen durch die Anpflanzung von Baumen und Strauchern gartne-
risch zu gestalten sind.

Eine nicht nur unwesentliche Wertminderung des Grundstlicks, wie § 42 BauGB sie als
Voraussetzung fur Entschadigungsanspriiche vorgibt, ist nicht erkennbar. Das gilt
grundsétzlich auch fur das Grundstiick parallel zur Bahn, auf welchem Bauvorhaben
nach 8§ 34 Baugesetzbuch zu beurteilen sind.

- Das gilt auch unter Beriicksichtigung der an der westlichen Grenze des Gewerbege-
biets GE4 zur Bahntrasse festgesetzten 6 Meter breiten Flachen mit Pflanzbindung be-
ziehungsweise zum Anpflanzen von Baumen und Strauchern. Die textlichen Festset-
zungen 13 und 15 setzen die Anlage und Erhaltung von Baumen und Strauchern fest;
so dass die Nutzung durch die Grundstiickseigentiimer eingeschrankt wird.

Durch Festsetzung von Flachen mit Pflanzbindung auf privaten Grundstiicken kdnnen
gemal § 41 Absatz 2 Baugesetzbuch Entschadigungsanspriche entstehen, wenn be-
sondere Aufwendungen zur Anpflanzung und Pflege erforderlich sind.

Im Gewerbegebiet GE4 werden auf circa 25 Prozent der Grundstiicksflache Pflanzfla-
chen festgesetzt.

Gemal § 19 Absatz 4 der Baunutzungsverordnung soll, unter Berticksichtigung aller
baulichen Anlagen, eine Grundflachenzahl von 0,8 nicht Uberschritten werden. In der
Bauordnung fur Berlin, § 8, ist geregelt, dass nicht Giberbaute Flachen wasseraufnah-
meféahig zu belassen und zu begriinen oder zu bepflanzen sind. Dass der Anteil der
Pflanzflache hier hoher ist, als das nach Baunutzungsverordnung vorgesehene Maf3
resultiert aus dem unglnstigen Grundstiickszuschnitt (Lange des Grundstiicks rund
325 Meter, Breite rund 30 Meter) und der Nahe zum benachbarten Wohngebiet. Hinzu
kommt, dass es sich um ein ,Eckgrundstiick” handelt, welches an zwei Seiten zu be-
grinen ist.

Auch die vorgesehenen Neupflanzungen beziehungsweise die im Weiteren durchzu-
fuhrenden PflegemafRnahmen stellen keine im Sinne des § 41 Absatz 2 Satz 1 Bauge-
setzbuch besonderen Aufwendungen dar. Die Flache parallel zur Mohriner Allee kann
analog den @stlichen Abschnitten mit Rasen, StrAduchern und Baumen bepflanzt wer-
den. Das entspricht nach Durchfiihrung notwendiger Pflegemaflinahmen auch schon
weitgehend dem Bestand (Bdume, Straucher sind vorhanden). Die textliche Festset-
zung 11 macht keine Vorgaben zur Pflanzdichte.
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Auf den Pflanzflachen entlang der Mohriner Allee ist Gebrauchsrasen anzuséen. Die
Flachen sind durch eine geringe Nutzungsintensitat gekennzeichnet, daher ist eine
zwei- bis dreimal Mahd pro Jahr ausreichend. Die Flachen muissen in der Regel nicht
bewéassert werden. Offene Stellen sind nachzuséen, Laub ist zu entfernen (Senatsver-
waltung fir Umwelt, Verkehr und Klimaschutz, Handbuch Gute Pflege - Pflegestan-
dards fur die Berliner Griin- und Freiflachen, Stand: 12/2016, siehe Gebrauchsrasen).

Parallel zur Bahn sind gleichfalls Baum- und Strauchpflanzungen schon vorhanden.
Diese sind abschnittweise zu erganzen. Die Flachen sind nicht versiegelt. Zur Ergan-
zung der Pflanzflache fallen daher keine Entsiegelungs- und Entsorgungsmafinahmen
an. Um den Aufwand zu reduzieren soll auf die Pflanzung grofl3kroniger Baume verzich-
tet werden, vorhandene Straucher kdnnen angerechnet werden.

Bei den Flachen parallel zur Bahn handelt es sich um Baumbestandsflachen mit mehr-
schichtigem Gehdlzbestand. Der Bebauungsplan macht keine Vorgaben zur Gréf3e der
erganzend zu pflanzenden Straucher. Die Flachen erflllen in erster Linie, neben dem
Sichtschutz zum Wohngebiet, 6kologische Funktionen. Naturliche Wuchsformen sind
daher zu unterstitzen. Geschnittenes, herabgefallenes Totholz kann auf der Flache
verbleiben. Die Betreuungsintensitéat fur mehrschichtigen Gehdlzbestand beschrénkt
sich im Wesentlichen darauf, unerwiinschten Aufwuchs zu entfernen und die ange-
strebte Struktur zu férdern. Weiterhin ist die Verkehrssicherung zu gewahrleisten. Ein-
mal jahrlich sollte eine visuelle Kontrolle erfolgen, ungefahr alle 2 Jahre ist ein Auslich-
tungs- / Verjungungsschnitt beziehungsweise Verkehrssicherungsschnitt erforderlich
(Senatsverwaltung fur Umwelt, Verkehr und Klimaschutz, Handbuch Gute Pflege -
Pflegestandards fur die Berliner Griin- und Freiflachen, Stand:12/2016, siehe Baumbe-
standsflache und Strauchflache).

Es wird daher eingeschétzt, dass die Mehraufwendungen durch die geringfiigig gréRe-
ren Pflanzflachen nicht unverhaltnismafig sind. Bei regelmaRiger Pflege lasst sich der
Kostenaufwand reduzieren.

Eine wesentliche Wertminderung tritt nicht ein. Es wird nicht in eine rechtm&Rig ausge-
Ubte Nutzung eingegriffen. Fir die vorhandene Lagernutzung auf dem Geléande wurde
keine Baugenehmigung beantragt und genehmigt. Unzumutbare Auswirkungen erfol-
gen durch die Planung nicht. Die Wirtschaftlichkeit fir den Eigentimer ist weiterhin ge-
geben. Es werden auch keine Nutzungsmdglichkeiten ausgeschlossen, die sich objek-
tiv anbieten wirden. Das Grundstick verfligt Uber eine unglinstigen Flachenzuschnitt
und ist daher grundsétzlich nur eingeschrankt bebaubar. Auch nach dem jetzigen Pla-
nungsrecht 8 34 Baugesetzbuch ist davon auszugehen, dass aufgrund der Wohnge-
bietsnahe Pflanzflachen / Flachen mit Bindungen fur die Bepflanzung von Bebauung
freizuhalten waren.

Fazit:

Da nicht erkennbar ist, dass die Festsetzungen zu einer unzumutbaren Einschrankung
einer bisher zulassigen Nutzung fihren beziehungsweise mit einer wesentlichen
Wertminderung der betroffenen Grundstiicke verbunden sind, liegen aus bezirklicher
Sicht die materiellen Voraussetzungen zur Geltendmachung moglicher Entschadi-
gungsanspruche nicht vor. Auch wenn mit dem Ausschluss von Einzelhandelsbetrie-
ben und Vergniigungsstéatten finanziell zahlungskréaftige Nachfrager ausgeschlossen
werden, verbleiben ausreichend mdgliche Nutzungen, die am Standort umgesetzt wer-
den kbénnen und auch zukinftig eine angemessene Vermarktung der Grundstlicke ge-
wahrleisten. Infolge des Wachstums in Berlin steigt auch die Nachfrage nach gewerbli-
chen Bauflachen, insbesondere auch vor dem Hintergrund der zunehmenden Um-
wandlung von Gewerbeflachen in Wohnflachen.
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V Verfahren

1 Aufstellungsbeschluss

Die Aufstellung des Bebauungsplans XIV-60 wurde mit Bezirksamtsbeschluss vom
23.12.1963 eingeleitet (Bezirksamtsvorlage Nummer 145/63).

Anderungsbeschliisse erfolgten am 29.03.1965 (Bezirksamtsvorlage Nummer 59/65 — sudli-
che Erweiterung des Geltungsbereichs), 23.03.1982 (Bezirksamtsvorlage Nummer 89/82 —
Erweiterung des Geltungsbereichs um die nérdlichen Teilflachen der Mohriner Allee und die
Flachen im Kreuzungsbereich Koppelweg / Britzer Damm) und 18.01.1988 (Bezirksamtsvor-
lage Nummer 18/88 - Herausnahme der Grundstiicke Alt-Britz 111/115, Britzer Damm 209
sowie des Abschnittes der Stral3e Alt-Britz und Teilabschnitte des Buckower und Britzer
Damms und Einbeziehung der sldlichen Teilflache des Grundstiicks Buckower Damm 50,
eines Abschnittes der Bahntrasse der Neukdllin-Mittenwalder-Eisenbahn sowie eines Teilab-
schnittes des Buckower Damms).

2 Altverfahren (nur ausgewahlte Verfahrensschritte)

2.1 Offentliche Auslegung

Der Bebauungsplanentwurf hat vom 13.05.1988 bis einschlie3lich 14.06.1988 nach § 3 Ab-
satz 2 Baugesetzbuch in Verbindung mit § 4 Absatz 3 des Ausfuhrungsgesetzes zum Bau-
gesetzbuch 6ffentlich ausgelegen.

Die offentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfs XIV-60 wurde am 29.04.1988 im
Amtsblatt fur Berlin auf Seite 642, am 05.05.1988 in der Tagespresse ,Berliner Morgenpost",
.Der Tagesspiegel* und ,Berliner Tageszeitung” sowie durch Aushange in den Schaukésten
des Rathauses bekannt gemacht worden.

2.2 Eingeschrankte Beteiligung

Aufgrund einer erforderlichen Plankorrektur, als Voraussetzung fur die Anwendung des § 33
Baugesetzbuch, wurde eine erneute eingeschréankte Beteiligung gemal § 3 Absatz 3 Satz 2
Baugesetzbuch durchgefihrt.

Im Nachhinein hatte sich herausgestellt, dass die in der Planerganzungsbestimmung Num-
mer 4 festgelegte Linie, bis zu der eine Uberschreitung der Baugrenze durch Erker und Bal-
kone zulassig ist, nicht dargestellt wurde. Dieses Versdumnis wurde durch das Deckblatt
vom 22.08.1988 nachgeholt. Die betroffenen Eigentiimer der Nachbargrundstiicke Mohriner
Allee 21 und Britzer Damm 206-208 / Koppelweg 1 wurden gemal 8§ 3 Absatz 3 Satz 2 Bau-
gesetzbuch telefonisch am 23.08.1988 beziehungsweise mit Schreiben vom 02.09.1988 Uber
die geplante Anderung informiert und innerhalb von 14 Tagen zur Stellungnahme / AuRerung
aufgefordert. Bedenken wurden nicht vorgebracht.

Der zustandige Ausschuss flur die Beratung von Bebauungsplénen der Bezirksverordneten-
versammlung hat am 20.09.1988 den Inhalten des Bebauungsplanentwurfs XIV-60 zuge-
stimmt.

2.3 Beurteilung des Vorliegens der Planreife

Mit Schreiben vom 07.10.1988 wurde durch den Senator fir Bau- und Wohnungswesen das
Vorliegen der Planreife gemafd 8 33 Baugesetzbuch fur das Bauvorhaben Werkhof des Gar-
tenbauamtes auf dem Grundstiick Buckower Damm 20 bestatigt.
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3 Neuverfahren

3.1 Mitteilung der Planungsabsicht

Uber die Absicht den Planinhalt und den Geltungsbereich des Bebauungsplans XIV-60 zu
andern, wurden die Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung, 1l C, sowie die Gemeinsame
Landesplanungsabteilung, GL 5, gemal § 5 Gesetz zur Ausfuhrung des Baugesetzbuchs mit
Schreiben vom 21.01.2005 und 04.05.2005 informiert. Bedenken wurden nicht gedul3ert.

Das Bebauungsplanverfahren wird nach § 7 Gesetz zur Ausfiihrung des Baugesetzbuchs
durchgefihrt, da mit den im Plangebiet liegenden Hauptverkehrsstrallen sowie den planfest-
gestellten Bahnanlagen gemanR § 7 Absatz 1 Nummer 2 dringende Gesamtinteressen Berlins
beruhrt werden.

3.2 Anderungsbeschluss

Der Bezirksamtsbeschluss zur Geltungsbereichs- und Planinhaltsanderung des Bebauungs-
plans XIV-60 erfolgte am 09.08.2005 (Bezirksamtsvorlage Nummer 136/05).

Die ortstibliche Bekanntmachung erfolgte am 19.08.2005 im Amtsblatt fir Berlin Nummer 40
auf Seite 3030.

3.3 Veranderungssperren XIV-60/18, XIV-60/19

Fur eine Teilflache des Grundstiicks Mohriner Allee 21 (jetzt: zwei Grundstlicke Mohriner
Allee 21A und 21, 21B) wurde am 09.10.2007 im Rahmen eines Antrags auf Bauvorbescheid
die Errichtung eines ,Entertainment-Centers" mit vier Spielhallen sowie einer Bierbar bean-
tragt. Das Vorhaben entspricht nicht den Planungszielen des Bebauungsplanentwurfs XIV-60
(geplante Festsetzung als Gewerbegebiet mit Ausschluss von Vergnigungsstatten).

Mit Bescheid vom 14.03.2008 wurde die Entscheidung Uber die Zulassigkeit des Vorhabens
gemal 8§ 15 Absatz 1 Baugesetzbuch zunachst fir einen Zeitraum bis zu 12 Monaten aus-
gesetzt, da zu befirchten war, dass die Durchfiihrung der Planung durch das Vorhaben un-
madglich gemacht oder wesentlich erschwert werden wirde.

Nach Beschlussfassung der Bezirksverordnetenversammlung am 28.05.2008 (Drucksache
Nummer 0731/XVIIl) wurde seitens des Bezirksamts mit Rechtsverordnung vom 05.06.2008
fur das Grundstiick Mohriner Allee 21 die Veranderungssperre XIV-60/18 gemald § 14 Bau-
gesetzbuch erlassen (Gesetz- und Verordnungsblatt fir Berlin am 26.06.2008, Seite 154).
Mit Vorbescheid vom 02.07.2008 wurde die Zustimmung zur beantragten Art der Nutzung
versagt. Die Frist fur die Veranderungssperre lief zum 29.01.2010 aus und wurde nach er-
neuter Beschlussfassung der Bezirksverordnetenversammlung am 02.12.2009 (Drucksache
Nummer 1252/XVIII) mit Rechtsverordnung vom 11.12.2009 bis zum 29.01.2011 verlangert
(Gesetz- und Verordnungsblatt fir Berlin am 30.12.2009, Seite 883).

Fur das Grundstiick Buckower Damm_ 30 wurde am 20.06.2008 ein Antrag auf planungs-
rechtlichen Bescheid fur eine Nutzungsanderung eines auf dem Grundstick befindlichen
Gebaudes (Handel, Veranstaltungsraume) eingereicht. Auf Grund der Einstufung der beab-
sichtigten Veranstaltungsraume als Vergnigungsstatte wurde der Antrag am 06.08.2008
ebenfalls zurtickgestellt.

Nach Beschlussfassung der Bezirksverordnetenversammlung vom 03.12.2008 (Drucksache
Nummer 0817/XVIIl) wurde seitens des Bezirksamts mit Rechtsverordnung vom 16.12.2008
fur das Grundstuck Buckower Damm 30 die Veranderungssperre XIV-60/19 gemal? § 14
Baugesetzbuch erlassen (Gesetz- und Verordnungsblatt, Seite 3). Die Frist fur die Verande-
rungssperre lief am 07.08.2010 aus.
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3.4 Friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit

Die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Absatz 1 Baugesetzbuch fand in der
Zeit vom 06.10.2008 bis einschlie3lich 17.10.2008 im Bezirksamt Neukdlln, Abteilung Bau-
wesen, Amt fur Planen, Bauordnung und Vermessung — Fachbereich Stadtplanung — statt.

Die Offentlichkeit wurde von der Mdglichkeit der friihzeitigen Beteiligung an der Planung
durch eine Anzeige in der Tagespresse ,Berliner Morgenpost* am 02.10.2008 sowie durch
Aushange in den Schaukésten des Rathauses informiert.

Das Ergebnis der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit wurde am 25.11.2008 (Bezirk-
samtsvorlage Nummer 177/08) vom Bezirksamt beschlossen.

3.5 Frihzeitige Behdrdenbeteiligung

23 Behorden und sonstige Trager 6ffentlicher Belange sowie 13 Abteilungen beziehungswei-
se Amter im Bezirksamt Neukolin wurden gemaR § 4 Absatz 1 Baugesetzbuch mit Schreiben
vom 22.09.2008 zur Stellungnahme zu den Ausweisungen des Bebauungsplanentwurfs, der
Begrindung und zum erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprifung auf-
gefordert. Als Frist zur Rickau3erung wurde der 31.10.2008 festgesetzt.

3.6 Behodrdenbeteiligung

23 Behorden und sonstige Trager offentlicher Belange sowie 13 Abteilungen beziehungswei-
se Amter im Bezirksamt Neukolin wurden gemaR § 4 Absatz 2 Baugesetzbuch mit Schreiben
vom 15.05.2009 zur Stellungnahme zu den Ausweisungen des Bebauungsplanentwurfs und
der Begriindung innerhalb der festgelegten Monatsfrist aufgefordert.

3.7 Veranderungssperre XIV-60/29

Am 24.02.2015 wurde ein Bauantrag zur Erweiterung eines Lebensmittel-Discountbetriebs
auf dem Grundstiick Buckower Damm 50 und einer angrenzenden Teilfldche der Neukélin-
Mittenwalder Eisenbahn, die zu diesem Zweck bereits von der betreffenden Eisenbahnge-
sellschaft erworben wurde, eingereicht. Durch die geplante Erweiterung wirde eine Gesamt-
verkaufsflache von 1.004 Quadratmeter entstehen und der maf3gebliche Schwellenwert zur
Grol3flachigkeit von 800 Quadratmeter deutlich Uberschritten werden. Auf Grund der pla-
nungsrechtlichen Einstufung als grof3flachiger Einzelhandel widerspricht die beantragte Nut-
zung den geplanten Festsetzungen des Bebauungsplanentwurfs XIV-60 zur zuldssigen Art
der baulichen Nutzung. Dartber hinaus stehen auch die weiteren Festsetzungen zu den
uberbaubaren Grundsticksflachen und zu den Pflanzflachen dem Vorhaben entgegen.

Nach Beschlussfassung der Bezirksverordnetenversammliung vom 15.07.2015 (Drucksache
Nummer 1334/XIX) wurde seitens des Bezirksamts mit Rechtsverordnung vom 20.07.2015
fur das Grundstuck Buckower Damm 50 die Veranderungssperre XIV-60/29 gemal § 14
Baugesetzbuch erlassen (veréffentlicht im Gesetz- und Verordnungsblatt am 28.08.2015,
Seite 342). Die Frist fur die Veranderungssperre lief zum 28.08.2017 aus.

Mit Beschluss der Bezirksverordnetenversammlung vom 19.07.2017 (Drucksache 0251/XX)
wurde die Veranderungssperre XIV-60/29 verlangert. Die Rechtsverordnung wurde am
05.08.2017 im Gesetz- und Verordnungsblatt, Seite 410, verdtffentlicht. Die in der Rechtsver-
ordnung zur Verlangerung der Veranderungssperre zu benennende Frist wurde auf den
28.08.2018 festgelegt.

Die erneute Verlangerung der Verénderungssperre wurde am 27.06.2018 durch die Bezirks-
verordnetenversammliung beschlossen (Drucksache Nummer 0761/XX). Die Verlangerung
wurde am 27.07.2018 im Gesetz- und Verordnungsblatt, Seite 483, bekannt gemacht.
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3.8 Erneute Behdrdenbeteiligung

38 Behorden und sonstige Trager 6ffentlicher Belange einschlie3lich der Abteilungen bezie-
hungsweise Amter im Bezirksamt Neukélin wurden gemaR § 4a Absatz 3 in Verbindung mit §
4 Absatz 2 Baugesetzbuch mit Schreiben vom 17.12.2015 zur Stellungnahme zu den Aus-
weisungen des Bebauungsplanentwurfs und der Begrindung aufgefordert. Als Frist fur die
RuckaulRerung wurde der 29.01.2016 festgelegt.

3.9 Neueinleitung des Bebauungsplanverfahrens

Mit Bezirksamtsbeschluss vom 10.01.2017 wurde die Neueinleitung des Verfahrens zur Auf-
stellung des Bebauungsplans XIV-60 beschlossen (Bezirksamtsvorlage Nummer 09/17). Der
Beschluss der Neueinleitung des Verfahrens erfordert keine Bekanntmachung im Amtsblatt.
Die Grundzuge der Planung werden durch die Neueinleitung nicht berthrt.

Uber die beabsichtigte erneute Einleitung gemaR § 25d Baunutzungsverordnung wurden
zuvor die Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung und Umwelt sowie die Gemeinsame Lan-
desplanungsplanungsabteilung Berlin-Brandenburg mit Schreiben vom 15.11.2016 durch
Ubersendung des Entwurfs der Bezirksamtsvorlage informiert.

Durch die Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung und Umwelt wurde mit Schreiben vom
24.11.2016 der Absicht, einen Beschluss lber die Neueinleitung des Verfahrens zu fassen,
zugestimmt. Durch die Gemeinsame Landesplanungsabteilung wurde mit Schreiben vom
25.11.2016 mitgeteilt, dass die Planungsabsicht keinen Widerspruch zu den Zielen der Lan-
desplanung erkennen lasst.

3.10 Erneute eingeschrankte Behérdenbeteiligung

6 Behorden und sonstige Trager oOffentlicher Belange wurden gemaf § 4a Absatz 3 in Ver-
bindung mit 8 4 Absatz 2 Baugesetzbuch mit Schreiben vom 19.06.2017 erneut zur Stel-
lungnahme zu den Ausweisungen des Bebauungsplanentwurfs und der Begrindung aufge-
fordert. Als Frist fur die Rucké&uRerung die Monatsfrist festgelegt.

3.11 Offentliche Auslegung

Der Entwurf des Bebauungsplans XIV-60 vom 30.05.2017 lag mit Begriindung sowie den
Gutachten zu den Themen Larm, Altlasten und Artenschutz in der Zeit vom 19.06.2017 bis
einschlieB3lich 19.07.2017 im Bezirksamt Neukdlln, Stadtentwicklungsamt — Fachbereich
Stadtplanung —, 6ffentlich aus. Die Durchfiihrung der Beteiligung der Offentlichkeit wurde am
09.06.2017 im Amtsblatt fir Berlin Nummer 24, Seite 2734, und dartber hinaus in der Ta-
gespresse ,Berliner Morgenpost’ und ,Der Tagesspiegel’ am 16.06.2017 ortsiblich bekannt
gegeben. Die Offentlichkeit wurde auRerdem durch Aushange in den Schaukéasten des Rat-
hauses informiert. Der Entwurf des Bebauungsplanes war auch Uber die Internetadresse des
Stadtentwicklungsamtes einsehbar. Es wurde auch darauf hingewiesen, dass ein Antrag
nach 8§ 47 Verwaltungsgerichtsordnung unzulassig ist, soweit mit ihm Einwendungen geltend
gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder nur verspatet
geltend gemacht wurden, aber hatten geltend gemacht werden kénnen.

Die gemald § 4 Absatz 2 Baugesetzbuch beteiligten Behtérden und sonstigen Trager 6ffentli-
cher Belange wurden mit Schreiben vom 19.06.2017 uber die Auslegung benachrichtigt.

Birger/innen nahmen die Gelegenheit wahr und informierten sich direkt im Stadtentwick-
lungsamt Uber die Planung. Es ging eine schriftliche Stellungnahme ein. Miindlich wurden
keine Anregungen und / oder Hinweise geaul3ert.

Das Ergebnis der Beteiligung der Offentlichkeit wurde am 21.11.2017 (Bezirksamtsvorlage
Nummer 261/17) vom Bezirksamt beschlossen.
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3.12 Anzeige Planverfahren

Mit Schreiben vom 21.11.2017 wurde der Bebauungsplan zur Uberprifung im Anzeige-
verfahren gemald § 6 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausfihrung des Baugesetzbuchs an die
Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung und Wohnen, Il C, Gbersandt. Mit Schreiben vom
02.02.2018 wurde festgestellt, dass der Bebauungsplan zu beanstanden ist und noch nicht
festgesetzt werden kann. Nach der Uberarbeitung sind einzelne Verfahrensschritte zu wie-
derholen.

3.13 Erneute eingeschrankte Behtrdenbeteiligung

4 Behorden und sonstige Trager offentlicher Belange wurden gemaf § 4a Absatz 3 in Ver-
bindung mit § 4 Absatz 2 Baugesetzbuch mit Schreiben vom 24.09.2018 erneut zur Stel-
lungnahme zu den Ausweisungen des Bebauungsplanentwurfs und der Begrindung aufge-
fordert. Als Frist fur die Ruck&uRerung wurde der 12.10.2018 benannt.

Es gingen zwei Stellungnahmen ein (siehe hierzu Kapitel 111 4.8).

3.14 Erneute offentliche Auslegung

Der Entwurf des Bebauungsplans XIV-60 vom 30.05.2017 mit dem Deckblatt vom
04.09.2018 der Begrindung sowie den Gutachten zu den Themen Larm, Altlasten und Ar-
tenschutz wurden in der Zeit vom 24.09.2018 bis einschliel3lich 12.10.2018 im Bezirksamt
Neukoélin, Stadtentwicklungsamt — Fachbereich Stadtplanung —, erneut 6ffentlich ausgelegt.

Es gingen keine schriftlichen Stellungnahmen ein. Mindlich wurden auch keine Anregungen
und / oder Hinweise geauliert.

Die gemald § 4 Absatz 2 Baugesetzbuch beteiligten Behérden und sonstigen Trager 6ffentli-
cher Belange wurden mit Schreiben vom 24.10.2018 Uber die Auslegung benachrichtigt.

Es gingen 6 Stellungnahmen ein (siehe hierzu Kapitel Ill 4.8). Das Ergebnis der erneuten
Beteiligung der Offentlichkeit wurde am 04.12.2018 (Bezirksamtsvorlage Nummer 276/18)
vom Bezirksamt beschlossen.

3.15 Erneute Anzeige Planverfahren

Mit Schreiben vom 10.12.2018 wurde der Bebauungsplan zur Uberprifung im Anzeigever-
fahren gemaR § 6 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausfihrung des Baugesetzbuchs an die Se-
natsverwaltung fir Stadtentwicklung und Wohnen, Il C, Gbersandt. Im Ergebnis wurde fest-
gestellt, dass der Bebauungsplan unter Erfullung von drei Voraussetzungen beanstandungs-
frei ist und festgesetzt werden kann (siehe hierzu Kapitel 111 4.10).

3.16 Beschlussfassung tiber den Bebauungsplan

Die Bezirksverordnetenversammlung hat am 10. April 2019 (Drucksache 1280/XX) die Fest-
setzung des Bebauungsplans beschlossen.
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4 Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (Bundesgesetzblatt |
Seite 2414), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 04.05.2017 (Bundesgesetz-
blatt | Seite 1057)

Verordnung Uber die bauliche Nutzung der Grundstiicke Baunutzungsverordnung in der
Fassung vom 23.01.1990 (Bundesgesetzblatt | Seite 132), zuletzt ge&ndert durch Artikel 2
des Gesetzes vom 04.05.2017 (Bundesgesetzblatt | Seite 1057)

Gesetz zur Ausfihrung des Baugesetzbuches (AGBauGB) in der Fassung vom
07.11.1999 (Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 578), zuletzt geé&ndert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 06.12.2017 (Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 664)

Hinweis: Im Zeitraum dieses Verfahrens wurde das Baugesetzbuch zuletzt durch folgende
Gesetze geéandert:

- Artikel 6 des Gesetzes zur Anpassung des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes und ande-
rer Vorschriften an europa- und vdlkerrechtliche Vorgaben vom 29.05.2017 (Bundes-
gesetzblatt | Seite 1298)

- Artikel 2 des Gesetzes zur weiteren Verbesserung des Hochwasserschutzes und zur
Vereinfachung von Verfahren des Hochwasserschutzes (Hochwasserschutzgesetz I1)
vom 30.06.2017 (Bundesgesetzblatt | Seite 2193)

- Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes zur Modernisierung des Rechts der Umweltvertrag-
lichkeitsprifung vom 20.07.2017 (Bundesgesetzblatt | Seite 2808)

- Bekanntmachung der Neufassung des Baugesetzbuchs vom 03.11.2017 (Bundesge-
setzblatt | Seite 3634).

Das geanderte Baugesetzbuch wurde schlie3lich am 03.11.2017 bekannt gemacht.

Gemall 88 245c¢ Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004
(Bundesgesetzblatt | Seite 2414), gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 04.05.2017
(Bundesgesetzblatt | Seite 1057), welches zum Zeitpunkt der Mitzeichnung der Unterlagen
vor der offentlichen Auslegung galt, wird das Verfahren nach den vor dem 13.05.2017 gel-
tenden Rechtsvorschriften abgeschlossen.

Aufgestellt:
Berlin, den 10.04.2019

Bezirksamt Neukolln von Berlin
Stadtentwicklungsamt

Biedermann Groth
Bezirksstadtrat Leiter des Stadtentwicklungsamtes
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Vi ANHANG

Anlage 1 Textliche Festsetzungen

Textliche Festsetzung 1
In den Gewerbegebieten GE1 bis GES5 sind Einzelhandelsbetriebe nicht zulassig.
Ausnahmsweise kdnnen
- Einzelhandelsbetriebe mit folgenden nicht-zentrenrelevanten Sortimenten:
- Kraftwagen,
- Kraftwagen und Zubehr,
- Kraftrader, Kraftradteile und —zubehor,

- Tankstellen (Fahrzeugkraftstoffe an Tankstellen sowie Einzelhandel mit Schmier-
stoffen und KihiImitteln fir Kraftfahrzeuge),

- Wohnmobel,

- Bedarfsartikel fir den Garten, Mobel und Grillgeréte fur den Garten,
- elektrotechnische Erzeugnisse,

- Eisen-, Metall- und Kunststoffwaren,

- Anstrichmittel,

- Bau- und Heimwerkerbedarf, ausgenommen Campingartikel und Fahrradzube-
hor,

- Tapeten und Bodenbelage,

- Blumen, Pflanzen und Saatgut, ausgenommen Blumen, Topfpflanzen und Blu-
mentopfe (in Verkaufsrdumen),

- Sport- und Freizeitboote und Zubehor,
- Biromobel und Brennstoffe
sowie

- Verkaufsflachen fur den Verkauf an letzte Verbraucher, die einem Produktions-, Verar-
beitungs- oder Reparaturbetrieb funktional zugeordnet und ihm gegeniber in Grundfla-
che und Baumasse deutlich untergeordnet sind, um ausschlie3lich dort hergestellte
oder weiter zu verarbeitende oder weiter verarbeitete Produkte zu veraufRern,

zugelassen werden.

Textliche Festsetzung 15

Im Gewerbegebiet GE5, auf dem Grundstiick mit der Lagebezeichnung Mohriner Allee 21,
21B, konnen Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten Sortimenten fir die Nahversor-

gung:
- Nahrungsmittel, Getranke und Tabakwaren,
- Apotheken, medizinische, orthopadische und kosmetische Artikel,
- Wasch- / Putz- und Reinigungsmittel,
- Bicher, Zeitschriften, Zeitungen, Schreibwaren und Birobedarf,
- Organisationsmittel fir Blrozwecke

ausnahmsweise zugelassen werden.

Die Einzelhandelsbetriebe durfen auf maximal 10 Prozent ihrer Verkaufsflache auch andere
Sortimente anbieten.
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Textliche Festsetzung 2

Im Gewerbegebiet GE3 koénnen bauliche Anderungen und Erneuerungen der vorhandenen
Lebensmittel-Einzelhandelsbetriebe ausnahmsweise zugelassen werden, wenn das Kernsor-
timent — zentrenrelevante Sortimente fur die Nahversorgung —:

- Nahrungsmittel, Getréanke, Tabakwaren,
- Apotheken, medizinische, orthopadische und kosmetische Artikel,
- Wasch- / Putz- und Reinigungsmittel,
- Bicher, Zeitschriften, Zeitungen, Schreibwaren und Birobedarf,
- Organisationsmittel fiir Blrozwecke

beibehalten wird.

Die Einzelhandelsbetriebe dirfen auf maximal 10 Prozent ihrer Verkaufsflache auch andere
Sortimente anbieten.

Bauliche Erweiterungen kdnnen ausnahmsweise zugelassen werden, wenn die Verkaufsfla-
che 800 Quadratmeter je Betrieb nicht tGberschreitet.

Textliche Festsetzung 3

In den Gewerbegebieten GE1 bis GE5 kénnen Anlagen fur sportliche Zwecke nur aus-
nahmsweise zugelassen werden.

Textliche Festsetzung 4

In den Gewerbegebieten GE1 bis GE5 sind die Ausnahmen nach § 8 Absatz 3 der Baunut-
zungsverordnung (Vergnigungsstatten) nicht Bestandteil des Bebauungsplans.

Textliche Festsetzung 5

In den Gewerbegebieten GE1 bis GE5 und auf der Flache fur Versorgungsanlagen mit der
Zweckbestimmung ,,Umspannwerk” kann die zulassige Grundflachenzahl durch die Grund-
flachen von Garagen- und Stellplatzen mit ihren Zufahrten und Nebenanlagen im Sinne des
§ 14 der Baunutzungsverordnung bis zu einer Grundflachenzahl von 0,8 Uberschritten wer-
den.

Textliche Festsetzung 6

In den Gewerbegebieten GE1 bis GE5 und auf der Flache fur Versorgungsanlagen mit der
Zweckbestimmung ,Umspannwerk” kénnen im Einzelfall ausnahmsweise einzelne Dachauf-
bauten oberhalb der festgesetzten Oberkante zugelassen werden, wenn sie ausschlie3lich
der Aufnahme technischer Einrichtungen dienen.

Textliche Festsetzung 7

Fur die Gewerbegebiete GE1 bis GE5 und die Flache fur Versorgungsanlagen mit der
Zweckbestimmung ,Umspannwerk® wird als Bauweise festgesetzt: abweichende Bauweise
mit Zulassigkeit von Gebauden ohne Langenbeschrankung mit seitlichen Grenzabstanden.

Textliche Festsetzung 8

In den Gewerbegebieten GE1 bis GE5 und auf der Flache fir Versorgungsanlagen mit der
Zweckbestimmung ,Umspannwerk” sind nur Betriebe und Anlagen zulassig, deren Geréau-
sche die in der Tabelle angegebenen Emissionskontingente Lex nach DIN 45691: 2006-12
.Gerauschkontingentierung” weder tags (6:00 bis 22:00 Uhr) noch nachts (22:00 bis 6:00
Uhr) Gberschreiten:
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Teilflachen Emissionskontingente Lex, tags | Emissionskontingente Lek, nachts
in dB(A) in dB(A)

GE1 61 45

GE2 61 50

GE3 63 47

GE4 55 40

GE5 61 46

Flache fur Versorgungsanla- 52 49

gen ,Umspannwerk"

Textliche Festsetzung 9

Zum Schutz vor Verkehrslarm mussen bei der Errichtung, Anderung oder Nutzungsanderung
von baulichen Anlagen die AuRRenbauteile innerhalb der Flachen H und K resultierende be-
wertete Schalldamm-Mal3e (erf. R'wres) aufweisen, die gewahrleisten, dass ein Beurteilungs-
pegel von maximal

- 35 Dezibel (A) tags und 30 Dezibel (A) nachts in Aufenthaltsraumen von Wohnungen
und in Ubernachtungsraumen von Beherbergungsstatten,

- 35 Dezibel (A) tags in Unterrichtsrdumen und &hnlichen Raumen,
nicht tberschritten wird.

Des Weiteren missen zum Schutz vor Verkehrslarm bei der Errichtung, Anderung oder Nut-
zungséanderung von baulichen Anlagen die Aul3enbauteile innerhalb der Flache H resultie-
rende bewertete Schalldamm-Mal3e (erf. R'w,es) aufweisen, die gewahrleisten, dass ein Beur-
teilungspegel von maximal

- 40 Dezibel (A) tags in Buroraumen und ahnlichen Raumen
nicht Gberschritten wird.

Die Bestimmung der erf. R'wes erfolgt fur jeden Aufenthaltsraum gemal der Anlage der Ver-
kehrswege-SchallschutzmalRhahmenverordnung vom 24. Februar 1997 (24. Verordnung zur
Durchfuhrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes — Verkehrswege-Schallschutzmal3-
nahmenverordnung). Fur den Korrektursummanden D ist abweichend von Tabelle 1 der An-
lage zur 24. Verordnung zur Durchfihrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes fir Rau-
me der Zeilen 2, 3 und 4 jeweils ein um 5 Dezibel geringerer Wert einzusetzen. Die Beurtei-
lungspegel fur den Tag L, 1 und fur die Nacht L, n sind fur Straf3en gemaf3 8 3 und fur Schie-
nenwege gemal § 4 der Verkehrslarmschutzverordnung vom 12. Juni 1990 in der Fassung
vom 18. Dezember 2014 (16. Verordnung zur Durchfihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes — Verkehrslarmschutzverordnung) zu berechnen.

Textliche Festsetzung 10

Die Einteilung der StraBenverkehrsflache und der Verkehrsflache besonderer Zweckbestim-
mung ist nicht Gegenstand der Festsetzungen.

Textliche Festsetzung 11

Auf der Flache A mit Bindungen fur Bepflanzungen und die Erhaltung ist die vorhandene
Vegetation bei Abgang in der Weise nachzupflanzen, dass der Eindruck eines Gewerbe-
parks mit landschaftlicher Pragung erhalten bleibt. Die Bindungen fur Bepflanzungen gelten
nicht fir Wege und Zufahrten. Stellplatze sind unzulassig.
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Textliche Festsetzung 12

Auf den Flachen B und D mit Bindungen fir Bepflanzungen und Erhaltung sind die vorhan-
denen Baume, Straucher und sonstigen Bepflanzungen zu erhalten und bei Abgang nachzu-
pflanzen. Werbeanlagen und Stellplatze sind unzulassig.

Textliche Festsetzung 13

Auf der Flache E mit Bindungen fur Bepflanzungen und Erhaltung sind die vorhandenen
Baume zu erhalten und bei Abgang in der Weise nachzupflanzen, dass der Eindruck einer
Obstbaumwiese erhalten bleibt. Werbeanlagen und Stellplatze sind unzulassig.

Textliche Festsetzung 14

Die Flache C zum Anpflanzen ist dicht mit Baumen und Stréauchern zu bepflanzen. Pro 100
Quadratmeter sind ein Baum sowie 100 Straucher zu pflanzen. Die Bepflanzungen sind zu
erhalten. Bei der Ermittlung der Zahl der zu pflanzenden Baume und Straucher sind die vor-
handenen Baume und Straucher einzurechnen. Werbeanlagen und Stellplatze sind unzulas-

sig.

Textliche Festsetzung 16

In den Gewerbegebieten GE1, GE4 und GE5 sind Grundstiickseinfriedungen entlang der
Mohriner Allee innerhalb der Flache A (Flache mit Bindungen fiir Bepflanzungen und die
Erhaltung) nicht zulassig.

Textliche Festsetzung 17

Die Flachen F und G sind mit einem Geh- und Fahrrecht fir den Trager der StralRenbaulast,
zugunsten der Allgemeinheit und mit einem Leitungsrecht zugunsten der zustandigen Unter-
nehmenstrager zu belasten.

Textliche Festsetzung 18

Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplans treten alle bisherigen Festsetzungen und bau-
rechtlichen Vorschriften, die verbindliche Regelungen der in § 9 Absatz 1 des Baugesetz-
buchs bezeichneten Art enthalten, auRer Kraft.
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	Lesezeichen strukturieren
	1 Eine Neuberechnung der Lärmemissionen von der Bahntrasse erfolgte durch das Büro Hoffmann-Leichter für den Bebauungsplans XIV-155a „Johannisthaler Chaussee / Wildmeisterdamm“, dessen Geltungsbereich ebenfalls an die Bahntrasse grenzt. Die Ergebnisse der Berechnungen lassen sich, aufgrund identischer Rahmenbedingungen (Streckenverlauf, Anzahl Gleise, zulässige Geschwindig-keit, Untergrund) auch auf den Bebauungsplan XIV-60 anwenden. 
	2 Für die Lärmkartierung im Umweltatlas wurden das lagekorrigierte Stadtstraßen- und Autobahnnetz sowie die Verkehrsstärken aus der Verkehrszählung 2009 übernommen. Die zugrunde gelegten Ver-kehrsstärken aus dem Jahr 2009 liegen in diesem Bereich noch deutlich höher als die Verkehrszahlen aus dem Jahr 2014: 
	3 Ein Index von 1,00 ergibt sich zum Beispiel dann, wenn beide Komponenten 50 Prozent des Grenz-wertes erreichen. 


